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Aus der Redaktion
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Aus der Redaktion

60Jahre ist CuS alt geworden. Im September 1948 erschien eine Probenummer,
noch mit dem aus der Weimarer Zeit bekannten Titel „Sonntagsblatt des arbei-
tenden Volkes“ und dem Zusatz „Für religiöse und gesellschaftliche Erneue-

rung“. Die Schriftzüge hatten die Form eines Kreuzes. Der Bund nannte sich damals „Ar-
beitsgemeinschaft für Christentum und Sozialismus (Bund der religiösen Sozialisten)“.
Der Leitartikel „Was wollen wir mit unserm Sonntagsblatt?“ bezog sich auf das Jubiläums-
datum der bürgerlichen Revolution und des Kommu-
nistischen Manifests im Jahr 1848. „Brecht einen Neu-
bruch und sät nicht inmitten alter Dornen!“ hieß die
Losung aus Jeremia 4,2. Das Grußwort hatte Wilhelm
Kell, Präsident des „Würtembergisch-Badischen Land-
tags“, geschrieben. Im Frühjahr 1949 wechselte dann
der Titel zu „Christ und Sozialist. Mitteilungsblatt der
Religiösen Sozialisten“. Ulrich Peter hat die Geschichte
des Bundes zu seinem 75. Jubiläum in CuS 1 –2/2001
geschrieben, nachzulesen auch auf der Homepage des
Bundes. Die Probenummer 1948 machte Kapitalismus
und Militarismus, Mammons- und Molochdienst für
den Weltkrieg und das Massenelend verantwortlich.
Gegen diese Mächte streiten wir noch immer. Allen
danken wir, die uns die Treue gehalten haben im Su-
chen nach Gottes Reich der Gerechtigkeit. In unserm
Haus befindet sich das Archiv von CuS. Wer uns besucht, darf sich ältere Hefte der Jahr-
gänge ab 1977 aussuchen, die für ihn oder sie interessant sind.
„Arbeit – ein Menschenrecht“ ist ein Leit-Thema dieses Heftes. Sozialethisch gesehen, ist

Arbeit keine Ware, sondern gehört zur Verwirklichung menschlichen Lebens. Davon
handelt mein Artikel über Gottes Schöpfung und des Menschen Verantwortung. Die
Schöpfungsberichte sehen den Menschen in seiner Arbeit als Bundespartner Gottes, der
„Ver-Antwortung“ für die Bewahrung der Schöpfung hat.  Kriege und Umweltzerstörung
sowie vom Menschen gemachte Naturkatastrophen – der Klimawandel ist jetzt in aller
Munde  –  sind Ausdruck der Entfremdung des Menschen von Gott, vom Mitmenschen
und von der eigenen Bestimmung. 

In unserm Land hat sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt nur wenig verbessert. Im letz-
ten Jahr schrieb die Solidarische Kirche Westfalen und Lippe: „Die Hartz-Reformen sollten
eine Halbierung der Arbeitslosenzahlen bewirken. Das ist trotz eines wirtschaftlichen Auf-
schwungs in den letzten beiden Jahren bei weitem nicht gelungen. Damit haben die
‚Hartz-Reformen‘ das von der rot-grünen Bundesregierung 2002 proklamierte Ziel nicht
erreicht. Stattdessen haben die entsprechenden Gesetze in einschneidender Weise zu ne-
gativen Veränderungen des Sozialsystems geführt: Problematische Flexibilisierung des Ar-
beitsmarktes (Zeitarbeitsverträge), verstärkte Leiharbeit, verschärfte Zumutbarkeitsregeln
für Arbeitslose. Damit wird den gesellschaftlich Schwächsten in besonderer Weise eine
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Last auferlegt. Dieses ist mit der kirchlich-biblisch begründeten Forderung einer vorran-
gigen ‚Option für die Armen‘ nicht zu vereinbaren.“ Vgl. www.SolidarischeKirche.de,
Westfalen und Lippe. Arbeitsgemeinschaft in der Tradition der Kirchlichen Bruderschaf-
ten. Auch in CuS waren seit 2005 diese so genannten Reformen immer wieder kritisiert
worden. Paul Schobel, Leiter des Fachbereichs Betriebsseelsorge in der Diözese Rottenburg-
Stuttgart, sieht in seinem Artikel „Gute Arbeit“ Recht und Würde menschlicher Arbeit ge-
fährdet, weil prekäre Arbeitsformen ständig zunehmen. Weder existenz-sichernde Ein-
kommen noch soziale Sicherung werden erreicht. Wir können uns darüber freuen, dass
die Katholische Arbeitnehmer-Bewegung die Thesen unseres Mitglieds übernommen hat.

Der  Gruppe der Langzeit-Arbeitslosen und  leistungs-geminderten Menschen hat sich
ein soziales Programm zugewandt. Dietrich von Bodelschwingh, Pfarrer „in Ruhe“, heißt für
ihn „in Rufbereitschaft“, stellt die Heimstätte Dünne in Vergangenheit und Gegenwart vor.
Diese Baumaßnahmen sind ein Zeichen gegen soziale Ausgrenzung und die Folgen von
Umweltkatastrophen. Der  Verein „Heim-statt Tschernobyl“ hat ein großes Umsied-
lungs-Programm für Familien in Weißrussland, die von der atomaren Katastrophe 1986
betroffen sind, verwirklicht. Außerdem sollt man noch wissen: Zwei Windkrafträder
wurden mit Spendenmitteln durch die Vermittlung des Vereins dort aufgestellt, ein Zei-
chen für die notwendige Wahl umweltfreundlicher Energien gegenüber der Atomener-
gie, die nach der Katastrophe so vielen Menschen Krankheit und Tod brachte.  Die Ver-
söhnungsarbeit dort durch Jugendliche unter Leitung von Ulrike Jäger, über die in CuS
1/2006 berichtet worden ist, geschieht gleichermaßen  unter Verantwortung des Vereins.
Auch in Tschechien wird zugunsten behinderter Kinder und Jugendlicher gebaut.  

Voraussetzung  für das Erreichen eines den Menschen befriedigenden Berufs ist eine
gute Ausbildung. Susanne Thurn, Professorin und leitende Direktorin der Laborschule Bie-
lefeld, schreibt über das Thema „Welche Schule braucht die Demokratie?“ Sie klagt die
beschämende Ungerechtigkeit an, dass Kinder schon in frühem Alter gnadenlos aussor-
tiert, von einander getrennt werden. Fast die Hälfte der Jugendlichen über 15 Jahren wird
durch sozialen Abstieg gedemütigt, Hartz IV bleibt ihnen als Zukunftsmöglichkeit. Da-
gegen tritt sie für eine Schule ein, die chancengerecht Beteiligung in der Gesellschaft er-
möglicht, für eine Gemeinschaft, in der Demokratie gelernt und gelebt wird. „Wir dür-
fen kein Kind mehr verloren geben.“ Möge dieser Ruf gehört werden in einer Gesellschaft,
die sich entsprechend den Schul-Typen in Richtung auf die preußische  Drei-Klassen-Ge-
sellschaft zurückentwickelt!

Zu den Kennzeichen der Kirche gehört außer der Verkündigung der Liebe Gottes, der
brüderlichen und schwesterlichen Gemeinschaft die Diakonie als tätige Nächstenliebe.
Wie aber soll sie sich orientieren, seitdem sie sich als eine Institution neben privaten An-
bietern auf dem Markt behaupten soll? Dieser Frage geht Heinrich Bedfort-Strohm, Dekan
und Prof. für Systematische Theologie an der Universität Bamberg, in seinem Artikel nach.
In unserer pluralistischen Gesellschaft ist weder religiöse noch genuin christliche Orien-
tierung selbstverständlich. Diakonie muss deshalb „zweisprachig“ zeigen, woher sie
kommt und warum ihre Dienste auch für Menschen mit anderem weltanschaulichen Hin-
tergrund gut sind. Unter dem Kreuz Christi Leiden wahrnehmen, zum Anwalt derer wer-
den, die keine Stimme haben und mit unternehmerischem Geschick ihre Lage verbessern
helfen, ist Diakonie.

Christ und Sozialist / Christin und Sozialistin
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Zwei folgende Lebensbilder von Ulrich Peter erinnern an Menschen aus dem Religiö-
sen Sozialismus, die prophetisch wirkten in ihren Zeitansagen. Sie sahen Chancen ihrer
Generation, sagten die Wahrheit und wiesen den Weg, fanden aber zu wenig Anerken-
nung. Der 12. Januar 2008 war der 50. Todestag von August Bleier. Weithin unbekannt ist
er geblieben, zu Unrecht. Mit ihm verbindet sich „sozialistische Feierstunde“ als eine Form
des religiös-sozialen Gottesdienstes. Arbeiter und kirchenferne Menschen in Berlin nah-
men daran teil. Er gehörte zu den Mitbegründern des Berliner BRS, kämpfte gegen den
Antisemitismus. Die SPD, die Deutsche Friedensgesellschaft (DFG), die Religiösen Sozia-
listen und die Trinitatis-Gemeinde hat er geprägt. Am 31. August jährt sich der 70. Todes-
tag von Hans Francke. Der religiös-sozialistische Pfarrer wirkte in der Heilig-Kreuz-Ge-
meinde in Berlin-Kreuzberg. Als Pazifist und Sozialist wurde er von der politischen
Polizei im Kaiserreich überwacht, auch er gehört zu den Mitbegründern des Berliner BRS,
hielt religiös-sozialistische Maifeiern und Gottesdienste. Als verfolgter Antifaschist hat er
leider das Ende des Regimes nicht mehr erlebt. Wir würden uns wünschen, dass die Ge-
meinden und die Sozialisten und Sozialistinnen in Berlin dieser beiden Pfarrer gedäch-
ten und in ihrem Sinne weiter aktiv wären.

Reinhard Gaede

Aus der Redaktion
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Von Reinhard Gaede

„Auf einem ganz kleinen Plane-
ten, am Rand einer der viel-
leicht 100 Milliarden Gala-

xien, deren jede in der Regel mehr als 10
Milliarden Sterne enthält, lebt seit erst
zweihunderttausend Jahren die Mensch-
heit.“  So fasst der Theologe Hans Küng die
naturwissenschaftlichen Ergebnisse der
Neuzeit über die Entstehung der Welt zu-
sammen, deren Alter die Astrophysik auf
13, 7 Milliarden Jahre schätzt. (Der Anfang
aller Dinge. Naturwissenschaft und Reli-
gion, München Zürich 2005, 4. Aufl., S. 59,
vgl. S, 25) Sie sieht den Anfang in einem
Ur-Feuerball, der nach einer gigantischen
Explosion, im so genannten Urknall, sich
schnell ausdehnte und allmählich kühler
wurde. Was dann das Zusammenballen
der Materie in Galaxien verursacht hat, ist
nach wie vor ungeklärt, ebenso die Frage,
was vor dem Ur-Feuerball war bzw. wie er
entstand. Die Entstehung und Entwicklung
des Lebens beschreibt die Wissenschaft in
der Evolutionslehre so: „In der Weltge-
schichte von 13, 7 Milliarden Jahren gibt es
seit etwa 4, 5 Milliarden Jahren unsern Pla-
neten Erde, schon seit  etwa 3, 5 Milliarden
Jahren komplexe Lebensformen, aber erst
vor etwa anderthalb Millionen Jahren zeig-
ten sich die ersten Frühmenschen, Men-
schen mit aufrechtem Gang (homo erec-
tus) und erst seit zweihunderttausend
Jahren Menschen, die uns heutigen glei-
chen.“ (Küng, 102) „Die Abstammung des
Menschen“ wird seit Charles Darwin
(1809-1882) mit dem Tierreich in Verbin-
dung gebracht, wobei die moderne For-

schung von einem tierisch-menschlichen
Übergangsfeld spricht.

Offen bleiben aber diese Fragen: Warum
gibt es überhaupt einen lebens-freundli-
chen Kosmos? Warum konnte sich auf dem
Planteten Erde im Gegensatz zu anderen
Planeten Leben entwickeln? Warum konnte
sich Leben mit Geist, nämlich der Mensch
entwickeln? Warum hat dieses Lebewesen,
der Mensch, sich physisch und psychisch
so weit entwickelt, dass er die Herrschaft
über andere Lebewesen errang, eine her-
ausragende Stellung im Kosmos einnahm
und sogar ethische Maßstäbe entwickelte?
Je mehr Einzelheiten über das Werden des
Lebens und den Zusammenhang aller Le-
bensformen entdeckt werden, desto grö-
ßer werden die Rätsel: Warum wirkten mil-
lionen- und milliardenfach Faktoren so
zusammen, dass sie der Entfaltung des Le-
bens dienten? So ist die heutige Menschheit
einig mit der früher Zeiten in der Suche
nach der Herkunft: Woher komme ich? Wo-
her kommen wir? Warum gibt es Leben?
Was war am Anfang? Und mit der Frage
nach dem Anfang verbindet sich die Frage
nach der Zukunft: Was wird aus mir, aus
uns: In der nächsten Zeit, nach unserm Tod,
in den nächsten Generationen, am Ende
der Weltzeit? Offenbar ist die Welt endlich
wie der Mensch auch. Fragen über Fragen.
Der Mensch ist ein „lebendiges Fragezei-
chen“. (Paul Tillich)

Die biblische Botschaft, in ihrem Gefolge
die jüdische und christliche Theologie, gibt
Antwort auf diese Fragen. Nicht in der
Weise der Naturwissenschaften, dass sie
nach so genannten Naturgesetzen sucht,
die die beweisbar sein mögen in  Katego-

Gottes Schöpfung und
des Menschen Verantwortung
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Gottes Schöpfung und des Menschen Verantwortung

rien, mit denen menschlicher Geist die
Wirklichkeit umgreift, nämlich Zeit und
Raum, Kausalität und Substanz. Vergleich-
bar sind religiöse Reden eher mit der Poe-
sie, die von der Schönheit der Welt, aber
auch von ihren Abgründen spricht. In der
religiösen Rede deutet der Mensch die
Wirklichkeit, wie er sie erlebt, deutet sein
Leben wie das seiner Gruppe, seines Vol-
kes, der Menschheit, deutet die Geschichte
allen Lebens. Diese Art des Redens nen-
nen wir auch Glaube. In der griechischen
Sprache des Neuen Testaments ist Glaube
dasselbe Wort wie das Wort Vertrauen.
Menschen haben das Vertrauen, dass ihr
Leben seinen Anfang wie sein Ende hat in
der Geborgenheit einer unendlichen
Macht, der Macht des Lebens, der Macht
der Liebe. Der Glaube an den Schöpfer ist
also nicht beweisbar. Er ist aber auch nicht
zu widerlegen. Die Annahme, der Kosmos
wie die Welt sei zufällig entstanden und
zufällig habe sich Leben weiterentwickelt,
widerspricht allen Regeln der Wahrschein-
lichkeits-Rechnung. Der Glaube an Gott
den Schöpfer ist sich dessen gewiss, dass
die Macht des Lebens und der Liebe die
Welt trägt und erhält .

Der ältere Schöpfungsbericht

Sprechen wir vom Glauben an Gott, den
Schöpfer, ist die Möglichkeit des Nicht-
Glaubens vorausgesetzt. Diese Alternative
gibt es aber für die Menschen der Hebräi-
schen Bibel nicht. Hierin gehören sie mit
der ganzen antiken Welt zusammen, von
den ältesten Kulturen an bis zu den Hoch-
religionen der großen orientalischen Rei-
che. Dass Welt und Mensch erschaffen sind,
ist eine Voraussetzung des Weltverständ-
nisses. (Claus Westermann, Genesis Kom-
mentar, Neukirchen-Vluyn 1981) Im Buch
Genesis (1. Mose) bekennt Israel, dass sein
Gott nicht nur die Geschichte seines Volkes

und seiner Vorfahren in der Hand hat –
davon erzählen die 5 Bücher Mose – son-
dern die ganze Menschheits-Geschichte.
Die Urgeschichte meint nicht einen datier-
baren Zeitraum, sondern deutet die ganze
menschliche Geschichte: Ha Adam (hebr.)
heißt der Mensch, er kommt von der Erde,
hebr. Ha adamah, und kehrt zur Erde zu-
rück. Eva, hebr. Chawa, repräsentiert das
Leben, gibt im Auftrag Gottes Leben wei-
ter; ein Hoheitstitel, der sonst den Göttin-
nen anderer orientalischer Religionen vor-
behalten war, ist jetzt der  Name des
Menschen, der Frau.  Der größte Teil der
Urgeschichte gehört  zur jahwistischen
Überlieferung. Ihren Namen hat sie nach
dem Gebrauch des Gottesnamens bekom-
men. Allerdings ersetzt die jüdische Ge-
meinde aus Ehrfurcht den Gottesnamen
Jahwe durch den Würdenamen Adonai,
mein Herr. Entstanden zur Zeit der Könige
David und Salomo zwischen 1004 und 926
v. Chr., möchte sie betonen: Der Gott,  dem
Israel Leben und Geschichte verdankt, ist
zugleich der Schöpfer und Erhalter der
Welt. Trotz des Anwachsens menschlicher
Schuld ist Gottes Gnade größer. So reagiert
der gnädige Gott merkwürdig flexibel, was
wir sonst „inkonsequent“ nennen. Aus der
im Paradies angedrohten Todesstrafe (2,17)
für Übertretung des göttlichen Gebots wird
nur eine Vertreibung (3, 23) mit geschenk-
ter Ausrüstung des Menschen (3,21) und –
das Leben geht weiter. (4, 1 ff). Das todes-
würdige Verbrechen des Kain wird „nur“
mit einem Fluch geahndet (4,11); der
schutzlos Gewordene wird von Gott selbst
geschützt (4,15) und – das Leben geht wei-
ter. Das Böse in der Welt wächst noch wei-
ter und ergreift auch überirdische Wesen (6,
1 ff), so dass Gott in tiefem Schmerz die
Schöpfung im Gericht rückgängig machen
will (6, 5-7), zugleich aber betreibt er für-
sorglich die Rettung des gottesfürchtigen

CuS 1/08 7
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Menschen, seiner Familie und der Tiere (6,
8; 7, 16; 7, 23) und – das Leben geht weiter
(8, 21 f) unter dem Bundeszeichen des Re-
genbogens. Selbst bei der Hybris, dem Grö-
ßenwahnsinn der Menschheit, die den
Turm zum Himmel bauen will (11, ff), fin-
det Gott einen Rettungsweg, den Bund mit
Abraham, dessen Namen zum Segen für
die Welt werden soll. Paulus fasst Jahrtau-
sende später die rettende „Inkonsequenz“
Gottes in den kurzen Satz: „Wo aber die
Sünde mächtig geworden ist, ist die Gnade
viel mächtiger geworden. (Rm 5, 20)

Der Auftrag des Menschen nach
den Schöpfungsberichten

Die ältesten Bekenntnisse zu Gott, dem
Schöpfer, folgen auf die Bekenntnisse der
Rettungstaten Gottes: Die Befreiung aus
Ägypten, der Lebensbund am Sinai, die
Gabe des verheißenen Landes. Die Be-
kenntnisse zu Gott, dem Schöpfer, stehen in
den Psalmen, z.B. 89, 74, 104, 148 als spon-
tanes Gotteslob. Im älteren Schöpfungsbe-
richt Gen. 2,4 – 3, 24 bekennt Israel in Aus-
einandersetzung mit den kanaanäischen
Naturkulten:

1. Der Mensch, von Gott erschaffen, emp-
fängt die Fülle des Lebens von Gott allein,
nicht etwa von Fruchtbarkeitsgöttern, die
an „heiligen“ Bäumen verehrt wurden. 

2. Der Mensch erliegt immer wieder der
Versuchung, sich den Segen des Lebens
ohne Gott eigenmächtig anzueignen; er
misstraut Gott und sucht eigene Sicherun-
gen. Eden, Name einer fernen Landschaft,
zugleich Symbol des schönsten Gartens, ist
der Ort, für den der Mensch seinen Auftrag
bekommt: Gott setzt ihn in den Garten,
„dass er ihn bebaute und bewahrte“. (3,15)
Im Auftrag des Schöpfers liegt also beides:
Die Früchte, die Schätze der Erde darf der
Mensch nutzen, Ackerbau und Viehzucht
werden als erste Wirtschafts-Formen ge-

nannt. (Gen. 4, 2) Aber zugleich steht da die
Aufgabe der Bewahrung, der Schutz vor
Verwüstung und Zerstörung, das Hegen
und Pflegen des Lebens und seiner Um-
welt, von der es abhängig ist. Der Mensch,
Mann und Frau, sind eine Einheit. Die Frau
ist dem Mann „eine Hilfe ihm gegenüber“,
die der Mann mit einem Jubelruf begrüßt;
die eheliche Liebe erweist sich als stärker
als die Bindung an die Eltern. Die ganzheit-
liche Gemeinschaft der Ehe in allen Le-
bensbereichen, genannt „ein Fleisch“ (3,
24), ist die Gabe des Schöpfers.

Auf die Geschichte von der Schöpfung
folgt die vom Sündenfall. Ein Bekenntnis
menschlicher Schuld in Form einer fein-
sinnigen Gleichniserzählung. Schlangen
waren immer unheimlich, man befürchtete
Unheil durch übernatürliche Kräfte. Aber
hier ist die Schlange das Geschöpf. Der
Mensch soll über sie herrschen, doch er
unterliegt der Versuchung, dass er auf an-
dere Stimmen mehr hört als auf Gottes
Stimme und auf Grund subtiler Unterstel-
lung (3, 1.4) sich zum Misstrauen gegen-
über Gott verführen lässt. Der Kirchenvater
Augustin spricht über die Störung der gött-
lichen Ordnung so: Jede Kreatur kann „gut
und schlecht geliebt werden: gut, wenn die
Ordnung gewahrt, schlecht, wenn sie ge-
stört wird.“  Und er sagt dann im „Loblied
auf die Osterkerze“:

„Alles ist dein und ist gut, weil Du, der
Gute, es schufst./ Wir aber können nur sün-
digen, wenn wir die Ordnung verletzen, /
Wenn wir statt Deiner das von Dir Ge-
schaffne zu lieben begehren.“ (Civitas Dei,
der Gottesstaat, Übersetzung Carl Johann
Perl, Bd II, Salzburg 1952, S. 440). Versu-
chung und Abfall Israels werden darge-
stellt. ( 3, 2-6) Der Mensch will sich dessen,
was er für die Fülle des Lebens hält, selbst
bemächtigen, statt darauf zu vertrauen,
dass Gott ihm die Fülle des Lebens  schenkt.
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Gottes Schöpfung und des Menschen Verantwortung

„Sein werden wie Gott“ (3,4), Größenwahn,
Hybris ist Schuld, die zum Abfall von Gott
führt. Nun steht der schuldige Mensch sei-
nem Richter gegenüber. Gott sucht den
schuldigen Menschen, der sich in Furcht
versteckt hat: „Wo bist du?“ (3,9) Der
Mensch darf sich verteidigen, gibt auch
seine Schuld zu, nicht ohne sie zu beschöni-
gen. Aus den Strafsprüchen lassen sich
Grund-Fragen des menschlichen Lebens ab-
lesen: Warum kann die Schlange so bedroh-
lich sein? Warum entsteht neues Leben so
unter Schmerzen? Warum der Misserfolg
trotz mühevoller Arbeit? Für Israel ist es
klar. Das Gericht Gottes hat dem Menschen
in seiner Hybris die Grenzen gezeigt. We-
gen seiner Auflehnung gegen Gott, wegen
seines Misstrauens und Ungehorsams war
das nötig. Der Schuldige weiß: Das Leben
auf der Erde ist mühsam, und am Ende ist
Tod und Rückkehr zur Erde, von der er ge-
nommen ist. Adama- Erde, Adam -Mensch,
ein „Erdling“ ist der Mensch. Doch dann
die überraschende Erfahrung: Gott lässt
Gnade vor Recht ergehen. Keine Todes-
strafe folgt, das Leben geht weiter. Das Ge-
schenk der Kleidung ist Sinnbild der Für-
sorge Gottes (3, 21) Allerdings lebt jetzt der
Mensch vor dem Garten Eden. Bauer und
Gärtner ist er. Der Weg zum Paradies ist
versperrt durch den himmlischen Wächter.
Erst muss Jesus kommen, der neue Mensch,
der zweite Adam, wie Paulus sagt, wie Ni-
kolaus Herman singt (EG 27) „Heut
schleußt er wieder auf die Tür/ zum schö-
nen Paradeis;/ der Cherub steht nicht mehr
dafür./Gott sei Lob Ehr und Preis!“

Die christliche Dogmatik hat mit der
Augsburger Konfession Sünde beschrie-
ben als Zustand des Menschen „sine fide
erga deum et cum concupiscentia“ (ohne
Glauben an Gott und mit Begehren). Paul
Tillich hat den Begriff Sünde neu interpre-
tiert als Entfremdung. Der Mensch wird

seinem Schöpfer fremd, seinem Mitmen-
schen, sogar sich selbst, da er seine Bestim-
mung verliert. Entfremdung ist Sünde, sich
Wegwenden von Gott, ist Unglaube, abge-
fallene Liebe von Gott, Hinwendung zu
sich selbst, ist hybris, Gott gleich sein zu
wollen, ist Begierde, unbegrenzten Über-
fluss zu erstreben. Dafür gibt die Literatur
symbolische Figuren: Kaiser Nero  verkör-
pert die Gier nach unbegrenzter Macht,
Don Juan, der Verführer, verkörpert die
Leere und Verzweiflung unbegrenzten se-
xuellen Strebens, Doktor Faustus das gren-
zenlose Streben nach Erkenntnis, auch um
den Preis des Paktes mit dem Teufel. Die
Sozialethik spricht hier von Wissenschaft
ohne Verantwortung für die Folgen, z.B.
die atomare Zerstörung. Gegenüber der
Entfremdung des Menschen ist die Erlö-
sung zum Neuen Sein zu verkündigen,
(Paul Tillich, Systematische Theologie II,
Stuttgart 1958) mit Paulus: „Ist jemand in
Christus, so ist er eine neue Kreatur. Das
Alte ist vergangen, siehe, es ist alles neu ge-
worden.“ (2. Kor. 5, 17)

Der jüngere Schöpfungsbericht

Der ältere Schöpfungsbericht in jahwisti-
scher Tradition sieht das Land, den Garten,
noch in der Perspektive von Nomaden, die
die Wüste kennen. Wo Wasser ist, gedeiht
Leben. Der jüngere Schöpfungsbericht sieht
das Wasser als Chaosmacht, die durch den
Schöpfer zurückgedrängt wird, damit Le-
ben möglich ist. Dieses jüngere Glaubensbe-
kenntnis ist im babylonischen Exil nach der
Eroberung Jerusalems 587 – 538 v. Chr. ent-
standen. Priester setzten sich mit babyloni-
schen Astral -Kulten auseinander, indem
sie die als Götter verehrten Gestirne ent-
mythologisieren. Gestirne werden reduziert
auf ihre Funktion: Sie sind Lichter am Him-
melsgewölbe für die Erde (1, 15). Das dama-
lige Weltbild sah die Erde als Scheibe,



ringsum vom Urmeer umgeben, über ihr
das Firmament mit den Gestirnen. Gegen-
über babylonischen Schöpfungsmythen be-
kennt die Geschichte:  Die Entstehung der
Welt ist nicht ein Ergebnis von Kämpfen
zwischen Göttern. Elohim, Gott, bringt das
Licht in die Welt, auf dem alles Leben be-
ruht, nimmt das Wasser als Grundstoff,
bändigt seine chaotische Gewalt und be-
nutzt es so: Unter der Feste, dem Himmels-
gewölbe, ist das Meer, über der Feste ist ein
Vorrat an Regen. (1, 2-10) Die Tierwelt wird
nach den Lebensräumen Wasser, Luft, Erde
geordnet. Sie erhält den gleichen Segen wie
die Menschheit, nämlich die Fähigkeit, Le-
ben weiterzugeben. Segen ist keine Zugabe
für besondere Leistungen, sondern ist in
der Schöpfung eingeschlossen. (1,20-25) Der
Mensch wird am gleichen Tag wie die
Landtiere erschaffen, so wird deutlich: 1.
Er ist Kreatur, d.h. Geschöpf, unter anderen
Kreaturen. 2. Er ist aber besonders ausge-
zeichnet unter den Kreaturen, dadurch dass
er „zum Bilde Gottes geschaffen“ ist. (1, 27)
Für die Babylonier waren Standbilder, die
in großen Prozessionen herumgetragen
wurden, Hoheitszeichen ihrer Götter. Israel
bekennt: Gott will keine anderen Hoheits-
zeichen haben als den Menschen, sein Ge-
schöpf, seinen Partner. Die Hoheit des Men-
schen zeigt sich so, dass er gewürdigt wird,
die Welt im Sinne Gottes zu beherrschen. Er
soll Leben beschützen, bewahren und wei-
tergeben. (1, 28) Der Mensch soll also ein
Bild der Güte Gottes werden. Diese hohe
Bestimmung erfüllt vollkommen der zweite
Adam, Jesus, der deshalb der Christus
wird. Er ist das Ebenbild Gottes (2.Kor. 4, 4),
er ist die „göttliche Gestalt“. (Phil. 2, 6ff) An
ihm ist zu erkennen, in welcher Gestalt der
Mensch als Gottes Ebenbild bestimmt ist. 3.
Wenn der Mensch Hoheitszeichen Gottes
ist, ist zugleich vorausgesetzt: Mann und
Frau sind beide gleichwertige Partner für

Gott und für einander. In Israels Umwelt
dagegen hatte die Frau mindere Rechte.
Entsprechend betont der Apostel für die
christliche Gemeinde: „Hier ist nicht …
Mann noch Frau, denn ihr seid allesamt ei-
ner in Christus Jesus.“ (Gal. 3, 28) Das Glau-
bensbekenntnis spricht zum Schluss von
der Ruhe Gottes. Das Ruhen Gottes voll-
endet die Schöpfung, die Schöpfungswerke
kommen hier zu ihrem Ziel. Neben den
Rhythmus von Tag und Nacht gehört der
Rhythmus von Schaffen und Ruhen. Ruhe-
zeit wird geheiligt, d.h. mit Frucht bringen-
der Kraft ausgestattet. So ist die Ordnung
des Schabbat die Gabe des Schöpfers an die
Menschheit. Im Exil ist die Feiertagsord-
nung für Israel das Zeichen, dass Gott an
seinem Bund mit ihm festhält und dass Is-
rael so mit Treue – Bekundung antwortet.
(2, 1-4a; Kommentar Ex 31, 13) Die Prie-
sterschrift bringt durch das Sieben-Tage-
Schema zugleich zum Ausdruck: Gottes
Wirken bezieht sich auf die Schöpfung
ebenso wie auf die weitere Geschichte des
Lebens. Zeit verläuft hin zu einem Ziel: In
der Schöpfung hin zum Ruhen Gottes, in
der Geschichte ist das Ruhen vor Gott mit
Gott erfüllte, gesegnete Zeit. 

Somit wird klar, dass die theologischen
und Recht setzenden Aussagen der Prie-
sterschrift nicht mit naturwissenschaftli-
chen Angaben über das Alter der Welt ver-
wechselt werden dürfen, wie das
fundamentalistische Gruppen, besonders
in den USA, aber auch in unserm Land oft
tun. Zwar hat Jesus eine rigoristische, men-
schen-unwürdige Starrheit des Sabbat-Ge-
botes kritisiert, hat aber an dem ursprüng-
lichen Sinn des Feiertags festgehalten. Die
Urgemeinde feierte den Sabbat und den
ersten Tag der Woche, den Tag der Aufer-
stehung Jesu. Martin Luther hat in der Er-
klärung des – nach seiner Zählung – dritten
Gebotes den einen Sinn des Feiertags fest-
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gehalten: „Wir sollen Gott fürchten und
lieben, dass wir die Predigt und sein Wort
nicht verachten, sondern es heilig halten,
gerne hören und lernen.“ Leider fehlt hier
der ausführliche Hinweis auf das Ruhen
von der Arbeit, auch wenn es im Wort „Fei-
ertag“ anklingt. Die Erklärung im Heidel-
berger Katechismus sieht im Feiertag deut-
licher die Ordnung, die das Leben gestaltet:
„Was will Gott im vierten Gebot? Gott will
zum einen, / dass das Predigtamt und die
christliche Unterweisung erhalten bleiben
/ und dass ich, besonders am Feiertag, / zu
der Gemeinde Gottes fleißig komme. /
Dort soll ich Gottes Wort lernen; / die hei-
ligen Sakramente gebrauchen; / den Herrn
öffentlich anrufen / und in christlicher
Nächstenliebe für Bedürftige spenden. //
Zum andern soll ich an allen Tagen meines
Lebens / von meinen bösen Werken feiern
(d.h. ablassen) / und den Herrn durch sei-
nen Geist / in mir wirken lassen. / So
fange ich den ewigen Sabbat / schon in
diesem Leben an.“

Die Erde erbebt

Ich blicke auf die Erde – siehe, alles ist
Chaos; / ich schaue gen Himmel – sein
Licht ist geschwunden. – Ich sehe die Berge
an – sie schwanken; / und alle Hügel be-
ben!/ Ich schaue aus – siehe, kein Mensch
ist zu sehen; / alle Vögel sind davon geflo-
gen! / Ich schaue aus – siehe, das Frucht-
land ist eine Wüste. / Und die Städte sind
weggefegt durch des Herrn Zorn./ Denn
so hat der Herr gesprochen: / Das ganze
Land soll wüst liegen./ Und die Erde soll
darum trauern; / und der Himmel darüber
soll schwarz sein./ Ich habe es beschlossen
und werde es nicht bereuen / und will
nicht davon ablassen./ Vor dem Tosen der
Reiter und der Schützen / ist das ganze
Land auf der Flucht./ Die Menschen su-
chen eine Zuflucht in Wäldern und Höh-

len. / Sie klettern an den Felsen empor./
Jede Stadt soll verlassen sein, / und nicht
ein Mensch soll darin wohnen.

Zerstörtes Volk, was willst du tun?
Jer. 4, 23–30.
Denn es sollen wohl Berge weichen /

Und Hügel hinfallen./ Aber meine Gnade
soll nicht von dir weichen, / Und der Bund
meines Friedens soll nicht hinfallen,/
spricht der Herr, dein Erbarmer.                                                                          

Jes. 54, 10                                                                                                             
Die Grundfesten der Erde beben. / Die

Erde zerbricht in Stücke, /die Erde ist in
Stücke zerspalten, / die Erde ist in Stücke
geborsten./ Die Erde taumelt wie ein Trun-
kener, / die Erde wird hin und her gewor-
fen wie eine Hängematte./Unter dem Ge-
wicht ihrer Missetat fällt die Erde
zusammen, / um sich nie wieder zu erhe-
ben. 

Jes. 24, 18–20
Hebet eure Augen auf gen Himmel und

schauet unten auf  die Erde;/ denn der
Himmel wird wie ein Rauch vergehen, /
Und die Erde wird wie ein Kleid veralten./
Die Welt selber soll vergehen. / Aber meine
Gerechtigkeit soll ewig bleiben,/und mein
Heil kennt kein Ende. 

Jes. 51, 6
„Es ist schwer zu sprechen, nachdem die
Propheten gesprochen haben, so wie sie es
in diesen Sätzen getan haben. Jedes Wort ist
ein Hammerschlag. Es gab eine Zeit, in der
wir solchen Worten ohne Gemütsbewe-
gung, ohne Verständnis zuhören konnten.
Es gab Jahrzehnte und sogar Jahrhunderte,
in denen wir sie nicht ernst nahmen. Doch
jene Zeiten sind vorbei. Heute müssen wir
sie ernst nehmen. Denn sie beschreiben mit
visionärer Gewalt, was die Mehrzahl der
Menschen unserer Zeit erfahren hat und
was, vielleicht in einer nicht allzu fernen
Zukunft, die gesamte Menschheit erfahren
wird. Die Erde erbebt! Die Visionen der
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Propheten sind zu einer physikalischen
Möglichkeit geworden und können bald
geschichtliche Wirklichkeit werden. Der
Satz: ‚Die Erde zerbricht in Stücke‘ ist für
uns nicht mehr eine bloß poetische Meta-
pher, sondern harte Realität. Das ist der re-
ligiöse Sinn des Zeitalters, in das wir einge-
treten sind. Die Bibel hat immer vom
Anfang und vom Ende der Welt gespro-
chen. Sie spricht von der Ewigkeit, bevor
die Welt geschaffen war; sie spricht von
der Zeit, als Gott die Grundfesten der Erde
legte, sie spricht von der Erschütterung
dieses Grundes und vom Zerfall dieser
Erde. In einer der späteren Schriften, dem
2. Petrusbrief, sagt sie, ‚dass die Himmel
mit großem Krachen vergehen und die Ele-
mente vor Hitze schmelzen werden und
auch die Erde und die Werke auf ihr ver-
brennen werden‘. Das ist keine Vision
mehr, es ist eine physikalische Möglichkeit
geworden. Wir wissen, dass im Grunde un-
serer Erde, im Grunde von allem, was zu
unserer Welt gehört und was Form und
Struktur hat, zerstörerische Kräfte gebun-
den sind. Als die ungezügelte Kraft der
kleinsten Teilchen unserer materiellen Welt
durch bindende Kräfte eingedämmt wor-
den war, gab es einen Ort, auf dem Leben
wachsen und Geschichte sich entwickeln
konnte, in dem Worte gehört und Liebe ge-
fühlt, auf dem Wahrheit entdeckt und das
Ewige angebetet werden konnte. Alles das
war möglich, weil das feurige Chaos des
Anfangs in fruchtbares Erdreich verwan-
delt worden war.

Aber auf dem fruchtbaren Erdreich er-
wuchs ein Wesen, das fähig war, den
Schlüssel für die Fundamente alles Seins zu
finden. Dieses Wesen ist der Mensch. Er
hat den Schlüssel gefunden, der die Kräfte
des Grundes erschließen kann, jener Kräfte,
die gebunden wurden, als der Grund der
Erde gelegt wurde. Er hat angefangen, die-

sen Schlüssel zu gebrauchen. Er hat die
Grundlagen des Lebens, des Denkens und
Wollens seinem Willen unterworfen. Und
er wollte Zerstörung. Zur Zerstörung ge-
brauchte er die Kräfte des Grundes. Durch
sein Denken und Wirken erschloss und ent-
fesselte er sie. Darum wanken und beben
heute die Grundfesten der Erde. 

In der Sprache des Propheten ist es der
Herr, der die Berge erbeben lässt und die
Felsen zerschmilzt. Das ist eine Sprache,
die der moderne Mensch nicht verstehen
konnte. Und deshalb sprach Gott, der nicht
an eine besondere Sprache gebunden ist,
auch nicht an die der Propheten, durch den
Mund der größten Wissenschaftler zu den
Menschen von heute. Und er sagte ihnen:
‚Ihr habt die Möglichkeit, euren eigenen
Untergang herbeizuführen. Ich verleihe
euch die Macht, die Fundamente zu er-
schüttern. Ihr könnt diese Macht schöpfe-
risch oder zerstörerisch gebrauchen. Wie
wollt ihr sie gebrauchen?‘ So sprach Gott
zur Menschheit durch das Werk der Wis-
senschaftler und durch ihre Entdeckung
des Schlüssels zum Grunde des Seins. Aber
er tat durch sie noch mehr. Er zwang ihnen
sein Wort auf, wie er es den Propheten auf-
erlegt hatte, trotz ihres ständigen Versuchs,
Widerstand zu leisten, denn kein Prophet
möchte das sagen, was er zu sagen hat.
Und kein Wissenschaftler, der an der gro-
ßen und furchtbaren Entdeckung teilnahm,
wollte das sagen, was er sagen musste.“
(Paul Tillich: Die Erde erbebt,  In der Tiefe
ist Wahrheit, Religiöse Reden I, Stuttgart
1952, S. 7ff.)

Nach dem Zweiten Weltkrieg mit seinen
furchtbaren Massenvernichtungswaffen,
mit den Atombomben auf Hiroshima und
Nagasaki bringt Paul Tillich die Worte der
Propheten in Erinnerung und sieht große
Wissenschaftler in der Nachfolge der Pro-
pheten. Sie können ihre Formeln nicht der
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Politik anbieten wie die Marktfrauen ihre
Eier verkaufen. Sie müssen sich über die
Folgen ihrer Entdeckungen klar werden
und mithelfen zu verhindern, dass Mas-
sen-Vernichtungsmittel hergestellt werden
und zum Einsatz kommen. Er öffnet seinen
Zeitgenossen die Augen, dass Wissenschaft
zum Götzendienst geworden war, als sie
den Menschen die Macht gab, Menschen
und Welt zu vernichten. Wie früher die
wahren Propheten warnten, so warnen
heutzutage die verantwortungs-bewussten
Wissenschaftler: Es ist kein Fortschritt da,
sondern Rückkehr zum Chaos, kein Frie-
den sondern Zerrissenheit, kein Glück son-
dern Möglichkeit des Untergangs. „Wenn
wir einige Prophetenstellen lesen, können
wir uns vorstellen, dass es Augen-Zeugen-
berichte von Warschau, Hiroshima oder
Berlin seien.“ (Tillich, 12) Und das Erschüt-
ternde: Es hat Warnungen vorher gegeben.
Hier spricht Tillich als einer der religiösen
Sozialisten, der zu den Warnern gehörte.
Schließlich noch die rätselhafte Frage:
Warum konnten die Propheten „diese
furchtbaren Bilder des Untergangs und der
Zerstörung ohne Zynismus oder Verzweif-
lung entwerfen? Sie konnten es, weil sie
jenseits der Zerstörung das Heil erblick-
ten; weil sie im Untergang des Zeitlichen
die Offenbarung des Ewigen sahen.“ (Til-
lich, 15) So sollen wir auch ihr Erbe be-
wahren: „in unsern Tagen wanken die
Grundfesten der Erde, wirklich. Wenden
wir unsere Augen nicht ab! Schließen wir
nicht unsere Ohren und unsern Mund!
Sondern lasst uns, durch die zerfallende
Welt hindurch, blicken auf den Fels der
Ewigkeit und das Heil, das kein Ende hat.“
((Tillich, 16)

Was bedeutet die Natur für uns?

So fragen Menschen, so fragt die christ-
liche Gemeinde. Die Bibel hat uns in der

Geschichte ihrer Entstehung in einer Reihe
von Worten drei Ant worten gegeben. Uns,
die wir schon längst wissen, was Natur ist,
aus der Naturwissenschaft und Technik,
aus Wirtschaftswissenschaft und Wirt-
schaft, aus der Philosophie und der All-
tags-Erfahrung, uns, die wir es längst zu
wissen meinen, hat die Bibel in einer gan-
zen Reihe von Worten drei Antworten ge-
geben. Der Psalmist preist die Herrlichkeit
der Schöpfung, der Apostel weist auf Tra-
gik und Trauer in der Schöpfung. Der Pro-
phet sieht die kommende Erlösung und
das Heil des Kosmos.

„Die Himmel erzählen die Ehre
Gottes“ (Ps. 19 u.ö.)

Wir lesen zuerst die Worte des Psalmi-
sten über die Herrlichkeit der Schöpfung
und ihren göttlichen Grund: „Die Himmel
erzählen die Ehre Gottes, und die Feste
verkündigt seiner Hände Werk. Ein Tag
sagt’s dem andern und eine Nacht tut’s
kund der andern. Es ist keine Sprache noch
Rede, da man nicht ihre Stimme höre. Ihre
Schnur geht aus in alle Lande und ihre
Rede an der Welt Ende. Er hat der Sonne
ein Zelt an ihnen gemacht. Sie geht heraus
wie ein Bräutigam aus seiner Kammer und
freut sich wie ein Held, zu laufen ihre
Bahn.“ (Ps. 19,1–6) 

Der Psalmist hört die verborgene
Stimme, die Stimme im Schweigen. Sie
preist die Herrlichkeit Gottes, erzählt von
der Ehre des Schöpfers. In alle Länder
dringt die Kunde der göttlichen Weltord-
nung als eine Richtschnur; die Bahnen der
Himmels körper, der Wechsel von Tag und
Nacht sind sprechend für diese Ordnung,
aufrufend zum Lob des Schöpfers. Nicht
stumm ist die Materie. Der Gang der Sonne
spiegelt Situationen menschlicher Lebens-
freude, so belebend, wie sie ist.
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Verstehen wir noch diese Stimme aus der
Schöpfung oder sehen wir nur noch
stumme Natur? Einige werden sagen: In
keinem Zeitalter ist die Natur dem Men-
schen so zugänglich ge worden wie heute.
Was vergangenen Generationen ein Ge-
heimnis war, ist heute jedem Kind bekannt.
Die Technik hat sich der Natur bemächtigt
und sie gezwungen, ihre Geheimnisse her-
zugeben. Die Wissenschaft hat die Stimme
der Natur gehört, und ihre Antwort war die
Ausbeutung der Bodenschätze, die Nut-
zung ihrer Energien, die Nutzung der Bio-
sphäre. Aber hat der Mensch wirklich die
Stimme zum Lob des Schöpfers aus dessen
Werk gehört? Die technische Zivilisation,
der Stolz vieler Jahrhunderte, hat eine
furchtbare Ver wüstung der ursprünglichen
Natur zur Folge gehabt, eine Zerstörung
der Landschaft, ihrer Böden, Pflanzen und
Tiere, eine Verschmutzung und Vergiftung
der Gewässer, eine Belastung der Luft. Un-
vorstellbar haben die Ergebnisse der Atom-
physik das Leben aller Lebewesen verän-
dert, ihre militärische Anwendung könnte
heute die Vernichtungs-Kraft des Zweiten
Weltkrieges 6.000-fach steigern, dazu reicht
das angehäufte Nuklearpotential. Kata-
strophen in Kernkraftwerken haben das
Fürchten gelehrt. Im Jahr 1979, als in Har-
risburg 200.000 Menschen auf der Flucht
waren, im Jahr 1986, als in Tschernobyl
eine große Zahl von Menschen starb und
ein Gebiet von der Größe Bayerns belastet
wurde, sodass die Menschen heute noch
an den Folgen leiden  Mit einem alarmie-
renden Bericht über die Erd-Erwärmung
hat der Weltklimarat Anfang Februar die
Politik aufgerüttelt. Die UN-Forscher pro-
gnostizieren einen Anstieg des Meeres-
spiegels um bis zu 59 Zentimeter sowie
um 6,4 Grad höhere Temperaturen bis
2100. Selbst bei einem sofortigen Stopp der
CO2-Emissionen würde sich die Atmos-

phäre Jahrhunderte später weiter aufhei-
zen, heißt es in der Studie. Dem IPCC-Be-
richt zufolge müssen die Treibhausgasemis-
sionen bis 2050 um mehr als 50 Prozent
reduziert werden, wenn die Erderwärmung
auf rund zwei Grad begrenzt werden soll.
Auch sollen die Emissionen nur noch bis
2015 ansteigen und danach zurückgehen.
Für die Industrieländer wird in diesem Sze-
nario für 2020 eine Reduzierung um 25 bis
40 Prozent für erforderlich gehalten. 

Eine Gefährdung der Welt ist aus dem
Machtwahn des Menschen entstanden, alle
und alles beherrschen zu wollen.

Und so fragen wir wieder: Verstehen wir
noch die Stimme  aus  der  Schöpfung?
Ver stehen wir was der Psalmist sagen will?
„Die Himmel erzählen die Ehre Gottes …
Ihre Schnur geht aus in alle Lande“ singt
der Psal mist in begeisterter Ergriffenheit, in
großer Dichtung. Aus Bethel kommt eine
Karte. Behinderte Mit arbeiter der Thera-
peutischen Werkstatt Spielkiste haben ein
Holzrelief gestal tet, Titel „Die Schöpfung.“                    

Dieses Bild will auch die Ehre des
Schöpfers verkünden. Sonne und Mond,
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Sterne, Tag und Nacht, Wasser und Land,
Fische, Vögel und Tiere. Und  das Men-
schenpaar, im Schnitt-Punkt der Linien
fast, nicht ganz. In der Mitte  eigentlich der
Baum der Erkenntnis, des Wissens um das
Förderliche und Schädliche. Vor dem Baum
die Schlange, noch in sich gekrümmt. Wird
sie Macht über den Menschen gewinnen?
Dann ist die Ordnung, dass der Mensch
über die Tiere herrschen soll, gestört. Und
das Tier herrscht über den Menschen. –
Wie sagt Ps. 8 über den Menschen: „Du
hast ihn wenig niedriger gemacht als Gott,
mit Ehre und Herrlichkeit hast du ihn ge-
krönt, du hast ihn zum Herrn gemacht
über deiner Hände Werk.“ (V.6.7). Keine
Zeit hat mehr die Herrschaft des Menschen
gefühlt und gefeiert als unser Zeitalter.
Aber der Psalmist sagt nicht, der Mensch
sei Herrscher, er sagt: Du hast ihn gekrönt,
du hast ihn zum Herrn gemacht. Das heißt
doch: der Mensch kommt aus demselben
Grunde, aus dem auch die Erde und das
Universum hervorgeht. Es gibt dem Men -
schen unvergleichliche Würde, dass er Got-
tes Ebenbild ist. Dass er Geschöpf ist, bringt
ihn aber auch zusammen mit allen Tieren
und Pflanzen. „Ich glaube, dass mich Gott
geschaffen hat samt allen Kreaturen.“ (Lu-
ther) Bebauen und bewahren soll der
Mensch den Garten Gottes. Zum Bund, den
Gott mit Noah macht, zur Erhaltung der
Schöpfung, gehören auch die Tiere. Nach-
dem die Natur wissenschaften gezeigt ha-
ben, wie Schöpfung als Natur zu sehen ist,
müssen Kirche und Theo logie heute neu
begreifen und ansagen, wie Natur als
Schöpfung Gottes zu verstehen ist. Wir sol-
len die Schönheit der Schöpfung bemer-
ken, Ehrfurcht vor dem Leben empfinden
und eben darin den Schöpfer loben. Das
Lob Gottes zieht in die Dankbarkeit über
die Gabe des Lebens, in die Freude am Le-
ben. Aber ebenso in die Erkenntnis der Ein-

heit der Schöpfung. Diese Erkenntnis will
das Erkannte nicht besitzen und ausbeuten,
sondern Gemeinschaft mit ihm fin den. Das
Lob Gottes über den Werken seiner Schöp-
fung befreit zur teilnehmenden Erkennt-
nis. Erkenntnis in Gemeinschaft, in Teil-
nahme, eben diese ist in dem Bild aus
Bethel zu spüren. Der Mensch ist Teil der
Schöpfung. So gibt Gott Raum zum Woh-
nen und zum Arbeiten. Die Schönheit der
Schöpfung verweist auf die Herrlichkeit
des Schöpfers. 

„Das ängstliche Harren der Krea-
tur“ (Rm 8, 19)

Und doch gibt es Tragik  und Traurigkeit.
Davon spricht der Apostel: „ Denn das
ängstliche Harren der Kreatur wartet dar-
auf, dass die Kinder Gottes offenbar wer-
den. Die Schöpfung ist ja unterworfen der
Vergänglichkeit – ohne deren Willen, son-
dern durch den, der sie unterworfen hat –
doch auf Hoffnung; denn auch die Schöp-
fung wird frei werden von der Knecht-
schaft der Vergänglichkeit zur herrlichen
Freiheit der Kinder Gottes. Denn wir wis-
sen, dass die ganze Schöpfung bis zu die-
sem Augenblick mit uns seufzt und sich
ängstet.“ (Römer 8,19-22)

Von Hoffnung spricht der Apostel, aber
inmitten der Anfechtung. Die Seligpreisun-
gen gleichsam aufnehmend und umkeh -
rend, sieht er in denen, die Gottes Kinder
sein dürfen, die einen Vorgeschmack
himmlischer Herrlichkeit bekommen, zu-
gleich die Seufzenden, sich Ängstenden,
zusammen mit aller Kreatur. Gnade be-
zieht tief ins Irdische ein bis zum Kreuz, wo
zugleich äußerste Anfechtung und Über -
windung zusammenfallen. Mensch und
Kreatur sind miteinander verbunden zur
Gemeinschaft der Hoffnung, aber auch zur
Gemeinschaft des Leidens. Das Gesetz der
Endlichkeit und des Verge hens ist wie eine

Gottes Schöpfung und des Menschen Verantwortung
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schwermütige Melodie. Neben jubelndem
Leben stummer Tod. „Das Gras ver dorrt,
die Blume verwelkt“, Ewigkeit hat allein
Gott und sein Wort (Js 40,8). Und doch
preist Jesus die Lilien auf dem Feld und
sagt: Nicht einmal Salomo in aller seiner
Herrlichkeit war gekleidet wie sie. So sind
die Blumen Symbole für beides: Für die
Vergänglichkeit und Herrlichkeit des Le-
bens in der Schöpfung, Grenzen des Ge-
schöpfes, das zwischen Angst und Mut auf
seinen Schöpfer angewiesen bleibt. So führt
auch der Hinweis Jesu auf die Lilien wei ter
zu dem auf die Fürsorge des himmlischen
Vaters. Durch die ganze Schöpfung geht
ein Seufzen, sagt der Apostel. Und er fragt
auch, wer ist verantwortlich für den Miss-
klang in der Schöpfung, in der Menschen
und Tiere leiden? Wie kommt es, dass das
Schicksal des Todes in Angst und Verzweif-
lung erlebt wird? Biblische Geschichten
antworten: Eigentlich war die Schöpfung
harmonisch. Aber der Mensch ist verant-
wortlich für den Missklang. Statt des
Schöpfers ehrte er sein Geschöpf, das Ge-
schaffene, dargestellt in der Schlange, ein
endliches Wesen oder gar ein Ding wie das
Tauschmittel Gold statt des unendlichen
Gottes. Seit der Entfremdung des Men-
schen vom Schöpfer ist auch die Natur
fremd. Dornen und Disteln auf dem Acker,
wie mühsam ist die Arbeit geworden! Und
immer wieder zeigt sich in der Arbeit: Der
Mensch ist sich und seinem eigenen Werk
fremd geworden. 

1986 nach der Katastrophe von Tscherno-
byl hat die Evangelische Kirche von Westfalen
stellvertretend für alle ein Schuldbekennt-
nis abgelegt:

„1. Als Christen und als Kirche bekennen
wir unsere Schuld, die Bewahrung der
Schöpfung in Frieden und Gerechtigkeit
oft nicht ausreichend wahrgenommen zu
haben: Wir haben aus der Gottesebenbild-

lichkeit des Menschen eine Überlegenheit
abgeleitet, die das Leiden der außer-
menschlichen Natur nicht wahrnimmt. Wir
haben den biblischen Herrschaftsauftrag
als Recht zur Ausbeutung der Natur miss-
verstanden und die Erde rücksichtslos zu
unseren eigenen Zwecken ausgenutzt. Wir
haben die Erlösung und die Versöhnung
durch Jesus Christus weithin ausschließ-
lich auf uns Menschen bezogen und dabei
die Hoffnung für die gequälte und seuf-
zende Kreatur vergessen. Wir haben den
Geist Gottes nur im Menschen wirken ge-
sehen. Dadurch ist die Natur für uns geist-
los geworden und die „Ehrfurcht vor dem
Leben“ verloren gegangen.

Wir haben die Entwicklung von Natur-
wissenschaft und Technik zu sehr sich
selbst und ihren angeblichen Eigengesetz-
lichkeiten überlassen. Dadurch wurde die
Frage der ethischen Verantwortbarkeit und
die Frage nach den Grenzen der Machbar-
keit vernachlässigt. Wir haben den Zusam-
menhang von Frieden, Gerechtigkeit und
Bewahrung der Schöpfung oft nicht gese-
hen und durch unsere partiellen Interes-
sen das Gleichgewicht der Natur gestört. 

2. „Gottes Güte will uns zur Umkehr lei-
ten.“ (Röm. 2, 4). Wir haben uns gegenüber
Gott versündigt, indem wir an seiner
Schöpfung schuldig wurden. Wir erken-
nen heute klarer die falschen Wege, die in
der Überheblichkeit und Eigenmächtigkeit
des Menschen gründen.

Noch können wir umkehren. Von uns ist
die Umkehr im Bewusstsein, im Verhalten
und in den Strukturen gefordert.“

In ihrem Seufzen wartet die Kreatur auf
die Erlösung des von ihr entfremdeten
Menschen. In ihrem Seufzen wartet die
Kreatur mit dem Menschen auf Erlösung
von dem Gesetz der Vergänglichkeit.
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Die vollendete Erlösung der Schöp-
fung (Offb. 22, 1–5)

Die Erlösung wird Mensch und Natur
betreffen, den ganzen Kosmos. Davon
spricht der Prophet: „Und ich sah einen
neuen Himmel und eine neue Erde; denn
der erste Himmel und die erste Erde sind
vergangen, und das Meer ist nicht mehr …
Und er zeigte mir einen Strom lebendigen
Wassers, klar wie Kristall … und auf bei-
den Seiten des Stromes Holz des Lebens,
das trägt zwölf mal Früchte, jeden Monat
bringt es seine Frucht, und die Blätter des
Holzes dienten zur Heilung der Völker.“
(Offb. 22, 1–2)

Mensch und Natur werden von Vergäng-
lichkeit und Verderbtheit erlöst. Die durch
die Sünde des Menschen verderbte Schöp-
fung ist nun durch die neue Schöpfung
überboten. Das Meer, Symbol des Chaos,
hat aufgehört zu sein. An Stelle der bösen
Stadt tritt die heilige ewige Gottesstadt. Sie
bringt den Himmel auf die Erde. In ihr er-
löst Gott von Tod und Schmerz. Die ur-
sprüngliche Herrlichkeit der Schöpfung
strahlt auf: Kristallklares Wasser, Fülle der
Früchte für alle Zeit, heilende Blätter. Die

Erlösung zeigt eine Heilung der verdorbe-
nen und zerstörten Natur und lässt die
neue Schöpfung Quelle der Heilung für den
Menschen sein. Weil im Kommen Christi
das Reich Gottes beginnt, sprechen die Ge-
schichten über Jesus von einer Teilnahme
der Schöpfungselemente und Kreaturen an
seinem Weg. Löwen und Schafe, Kinder
und Schlangen sieht der Prophet Jesaja in
Frieden beieinander wohnen, Engel und
Sterne, Menschen und Tiere sind bei dem
Kind. Die Erde erbebt, als Jesus stirbt, sie er-
bebt wieder, als Christus aufersteht. Die
Sonne verfinstert sich, als er seine Augen
schließt, sie geht auf, als er aus dem Grab
steigt. Erlösung ist Erlösung der Welt, nicht
nur des Menschen. Und jetzt in den Sakra-
menten werden Gaben der Schöpfung Brot
und Wein, Wasser und Licht Träger erlösen-
der Kraft, Wahrzeichen der Erlösung.

Was bedeutet die Natur für uns? Wenn
wir Gott in seinem Wort hören, hören wir
auch wieder seine Schöpfung reden. Sie
wird von der Herrlichkeit des Schöpfers
erzählen. Sie wird mit uns seufzen unter
dem Gesetz der Vergänglichkeit. Sie wird
reden von der unzerstörbaren Hoffnung
auf seine Erlösung.

„Gute Arbeit“ – menschlich – sozial – gerecht

CuS 1/08 17

„Gute Arbeit“*
menschlich – sozial – gerecht

Von Paul Schobel

Vor über 25 Jahren veröffentlichte
Papst Johannes Paul II. sein Rund-
schreiben über die menschliche Ar-

beit „Laborem exercens“. Darin entfaltet er
ein großartiges Bild menschlichen Schaf-
fens bis hin zu einer „Spiritualität der Ar-

beit“. In der Arbeit nimmt der Mensch „am
Wirken Gottes“ teil und erfährt in ihr „ei-
nen kleinen Teil des Kreuzes Christi“, aber
auch schon „den Schimmer eines neuen
Lebens“.1

Die Erwerbsarbeit von heute wird die-
sem Entwurf nicht gerecht. Bedingt durch
die anhaltende Massenarbeitslosigkeit und



das globale Überangebot an Arbeitskräf-
ten verliert die Arbeit immer mehr an
Recht und Würde:

3, 6 Millionen Vollerwerbstätige erzielen
mit ihren Niedriglöhnen allenfalls noch 40
% des durchschnittlichen Arbeitseinkom-
mens in Deutschland. 1 Million bezieht er-
gänzend „Arbeitslosengeld II“. Als einziges
Land in Europa verzeich-
net Deutschland eine ne-
gative Einkommensent-
wicklung. Seit über zehn
Jahren haben die Er-
werbstätigen Reallohn-
Verluste hinzunehmen. 

Der Normalarbeitsver-
trag wird immer mehr
zur Ausnahmeerschei-
nung. Prekäre Arbeitsver-
hältnisse nehmen zu:
Leih- und Zeitarbeit, ge-
ringfügige Beschäftigung,
befristete Arbeitsverträge,
Schein-Selbständigkeit.
All diesen Arbeitsformen
ist gemeinsam, dass sie kaum existenz-si-
chernde Einkommen erbringen, keine aus-
reichende soziale Sicherung erwerben, von
großer Arbeitsplatzunsicherheit gekenn-
zeichnet und rechtlich kaum geschützt
sind. Junge Menschen finden – wenn über-
haupt – oft nur noch durch diese „Hinter-
tür“  Zugang zur Erwerbsarbeit. Prekäre
Arbeitsverhältnisse erlauben keine Lebens-
planung. Dies erschwert die Gründung ei-
ner Familie mit allen persönlichen und ge-
sellschaftlichen Auswirkungen. 

Eine immense Leistungsverdichtung be-
lastet alle Erwerbstätigen. Zwar ist die Ar-
beit körperlich leichter geworden. Doch die
Belastungen verschieben sich immer mehr
in den Bereich der Sinne und Nerven. All-
gegenwärtig ist die Angst, den Arbeitsplatz
zu verlieren oder seinen Anforderungen

nicht mehr gewachsen zu sein. Dies erklärt
einerseits den niedrigsten Krankenstand
der Nachkriegsgeschichte und andererseits
den dramatischen Anstieg arbeitsbedingter
psychischer Erkrankungen.  

Der anhaltende Druck entlädt sich oft im
kollegialen Miteinander. „Mobbing“, Psy-
choterror im Betrieb nehmen zu. Nicht sel-

ten wird dies von der Führungsebene her
geduldet oder gar bewusst inszeniert, um
über Eigenkündigung Personalabbau zu
betreiben. Die menschlichen Folgen sind
entsetzlich. Neben dem Verlust des Arbeits-
platzes angesichts von Massenarbeitslosig-
keit bleiben oft schwere seelische und ge-
sundheitliche Schäden zurück. 

Flexibler Arbeitseinsatz und eine hohe
räumliche und berufliche Mobilität kosten
vielen Erwerbstätigen immer mehr soziale
Zeit für Familie, Freundschaften, Beziehun-
gen, Kultur und Politik. Projekt-Arbeit und
neue Arbeitszeitmodelle wie etwa die „Ver-
trauensarbeitszeit“ führen zu „Arbeit ohne
Maß“ und lassen kaum noch Zeit und
Raum für die „andere“ Seite des Lebens.
Das ganze Leben muss vielmehr um die Er-
werbsarbeit herum organisiert werden. Sie
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ist die einzige Stellgröße, nach der sich in
einer Familie alle zu richten haben. Gegen
den Widerstand der Gewerkschaften, der
KAB und der Betriebsseelsorge wird nun
auch die Ladenöffnung an drei Sonntagen
im Jahr und werktags rund um die Uhr er-
laubt. Das kostet vielen Beschäftigten im
Einzelhandel den gemeinsamen Feier-
abend und gefährdet den arbeits- und ver-
kaufsfreien Sonntag.    

Die Arbeitslosigkeit mit ihren schwer-
wiegenden seelischen und materiellen Fol-
gen ständig vor Augen, nehmen Erwerbs-
tätige diese Erschwernisse ihrer Arbeit fast
klaglos hin: „Besser diese Arbeit als gar
keine“, denken sich viele. Oder: „Hauptsa-
che Arbeit – frag nicht welche …“. 

Infolge der Massenarbeitslosigkeit hat
auch die Politik die humane Ausgestaltung
der Arbeit aus dem Blick verloren. Auch in
den Betrieben selbst werden wieder Ferti-
gungstakte verringert und arbeitsteilige
Verfahren eingeführt. Sie begrenzen die
(Teil-)Autonomie der Beschäftigten und ge-
fährden Arbeitszufriedenheit und –moti-
vation. 

2. „Gute Arbeit“ – ökonomisch
notwendig und ethisch geboten

Die „Soziale Marktwirtschaft“ hat sich
in den vergangenen Jahren immer mehr
auf ein neo-liberales, kapitalistisches Sy-
stem hin entwickelt. In ihm steht nicht
mehr wertschöpfende Arbeit im Mittel-
punkt, sondern Geldschöpfung nach den
ehernen Gesetzen der Kapital-Vermehrung
(„Shareholder value“). 

Dabei wird die Arbeit nach Markt-Ge-
setzlichkeit als Ware gehandelt und als Ko-
stenfaktor bekämpft. Wo man sie über-
haupt noch braucht, presst man sie aus wie
eine Zitrone, wo man sie nicht mehr
braucht, wird sie achtlos weggeworfen. Sie

wird ihrer Würde und ihrer Rechte be-
raubt, bedrückt und gedemütigt. 

Globalisierung und internationale Ar-
beitsteilung setzen die Arbeit in Deutsch-
land zusätzlich  unter Druck. Mangels in-
ternationaler Standards wird Arbeit im
Ausland zu Billigstpreisen angeboten und
führt zur Verlagerung von Arbeitsplätzen,
Produktionen und Dienstleistungen. Um-
gekehrt strömen billige Arbeitskräfte ins
Land, verdrängen einheimische Arbeitneh-
merInnen und drücken die Löhne nach un-
ten. Im Unterschied zu vielen anderen eu-
ropäischen Ländern kennt Deutschland
kein Mindestlohngesetz, und die bisher
gültigen  Entsenderichtlinien gelten nur
für wenige Branchen. 

Als KAB müssen wir gegen diesen Zer-
fall Einspruch erheben. „Arbeit ist eine
Grundbestimmung menschlichen Lebens“,
heißt es im Grundsatz-Programm, denn
„Arbeit gehört zum Menschen …“. In ihr
„verwirklichen Frauen und Männer ihre
unvergleichbare Würde als Abbild Gottes“.
Doch „die Totalität des Marktes degradiert
alles, sogar die menschliche Arbeit, zur blo-
ßen Ware. Der Mensch wird herabgesetzt,
wenn er als ‚Arbeitskraft’ benannt und be-
handelt wird.“

2. 1 „GUTE ARBEIT“ –
ein Standortfaktor

Der Wirtschaftsstandort Deutschland ist
auf Zukunft nur über „GUTE ARBEIT“ zu
sichern: Unser Land verfügt weder über
Rohstoffe in nennenswertem Umfang, noch
als eine der dicht besiedeltsten Regionen
der Welt über umfangreiche Flächen, die
entsprechend nutzbar wären. Wir sind nur
über „GUTE ARBEIT“ zu einer der füh-
renden Industrienationen geworden und
können dies nur über „GUTE ARBEIT“
auch zukünftig bleiben. Unsere Stärke liegt
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– neben einer intakten Infra-Struktur – in
einer hoch qualifizierten und hoch moti-
vierten Facharbeiterschaft, in Grundlagen-
und Anwendungs-Forschung, in qualifi-
zierten Dienst-Leistungen, in ausreichen-
den Einkommen, im „Sozialen Frieden“.
Wer „GUTE ARBEIT“ demontiert, beschä-
digt die wirtschaftliche Zukunft. Mit noch
mehr billigen Jobs, nach denen manche Po-
litiker rufen, wird der Industriestandort
Deutschland nicht überleben können.  

2. 2 „GUTE ARBEIT“  hat Rechte und
Würde

Für die Bibel ist Erwerbsarbeit kein (eige-
nes) Thema, sie gehört vielmehr zum Le-
ben dazu: „Und Gott nahm den Menschen
und setzte ihn in den Garten Eden, damit
er ihn bebaue und bewahre …“ (Genesis
2,15). Arbeit ist Teil des Menschseins. 

Jede Arbeit aber mündet hinein in die
Ruhe des Sabbats: „Und Gott segnete den
siebten Tag und heiligte ihn, weil er an ihm
ruhte von all seinen Werken …“ (Genesis
2,3). Der Sabbat, für uns der Sonntag, bildet
ein Bollwerk gegen die drohende Verskla-
vung an die Arbeit, gegen heimliche oder
offene Selbstausbeutung. Nicht jeder Tag
muss sich ökonomisch rechnen. Man
braucht nicht das Letzte aus sich, aus an-
dern, aus der Schöpfung herauszuholen.
GUTE ARBEIT respektiert das Bedürfnis
nach Regeneration, Rekreation, Gemein-
schaft, respektiert die Begrenztheit des
Menschen und der Schöpfung, relativiert
die Arbeit und die Ökonomie. 

Die Lohngerechtigkeit findet in beiden
Testamenten eine starke Resonanz: „Wer
arbeitet, hat Recht auf seinen Lohn …“ (Lu-
kas 10,7). Vorenthaltener Lohn „schreit
zum Himmel …“ (Jakobus 5,4). Lohn ist
vor allem „Bedarfs“- und weniger „Lei-
stungs-“ Lohn (Matthäus 20). GUTE AR-

BEIT erbringt existenz-sichernde Einkom-
men und orientiert sich eher am Bedarf
und weniger an (fragwürdigen) Leistungs-
kriterien. 

Die Kath. Soziallehre erklärt ausdrück-
lich: „Arbeit ist keine Ware …“ („Quadra-
gesimo anno“, 83). Sie hat vielmehr „Vor-
rang gegenüber dem Kapital …“
(„Gaudium et spes“, 67). Ihr subjektiv-per-
sonaler Charakter ist wichtiger als der ob-
jektiv ökonomische, denn Kapital ist nur
werkzeuglicher Art, Arbeit aber ist „Aus-
fluss der Person“.

Daraus leiten die Kirchen ab: „Arbeit ist
ein Menschenrecht …“ („Gemeinsames
Wort“, 151). Das bedeutet einen morali-
schen Rechtsanspruch an Wirtschaft und
Politik (direkte und indirekte Arbeitgeber),
möglichst alle Menschen über Arbeit und
Einkommen zu beteiligen. 

Erwerbsarbeit aber begründet ein Rechts-
verhältnis: „Arbeit ist eine Quelle von
Rechten“ („Laborem exercens“, 16), so zum
Beispiel das Versammlungs- und Koaliti-
onsrecht, gewerkschaftlicher Zusammen-
schluss, Tarifverträge, Recht auf Mitbestim-
mung und Mitbeteiligung, Recht auf
Arbeitsschutz, Ruhe, soziale Sicherung
usw.

„GUTE ARBEIT“ ist daher tariflich aus-
gestaltet und geschützt. Sie ist bewehrt
durch das Recht auf Streik als „ultima ra-
tio“, letztes Mittel zur Durchsetzung legiti-
mer Forderungen und Rechte. Sie garan-
tiert ein Recht auf Mitbestimmung und
Mitbeteiligung. Sie hat Anspruch auf „ge-
rechten Lohn“, definiert als „Familien-
lohn“: Ein Einkommen muss ausreichen
für das (sozio-kulturelle) Auskommen ei-
ner Familie. Der „freie“ Arbeitsvertrag mit
Löhnen unterhalb des Existenzminimums
ist ein Unrecht. Arbeit begründet darüber
hinaus ein Recht auf soziale Sicherheit im
Alter, bei Krankheit und Unfall, Pflegebe-
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dürftigkeit und Arbeitslosigkeit. Prekäre
Arbeit ohne ausreichenden sozialen Schutz
ist keine „gute“ Arbeit. Die Erwerbsarbeit
ist stets neu als „humane“ Arbeit mit so-
zial- und familienverträglichen Arbeitszei-
ten auszugestalten.

2. 3 „GUTE ARBEIT“ – die Erwartungen
der Menschen 

Gefragt nach dem, was „GUTE ARBEIT“
heute ausmacht, reagieren viele Beschäf-
tigte  mit Verwunderung. Sie sind froh,
überhaupt Arbeit zu haben. Wer Hunger
hat, denkt eher an Schwarzbrot als an Sah-
netorte. 

Wenn sie aber nachdenklich werden,
kommen Aussagen, die sich mit den Ziel-
vorgaben der Bibel und der Kath. Sozial-
lehre decken, und die man nach folgenden
Kriterien einordnen kann (Originalzitate
kursiv): 

Ein festes, verlässliches Einkommen,
„eine anständige Bezahlung, ein gerechtes Ein-
kommen, um den Unterhalt meiner Familie zu
sichern“.

Unbefristete Beschäftigung und Sicher-
heit des Arbeitsplatzes.

Kreative Arbeit: „Ich will stolz sein können
auf meine Arbeit, weil ich was kann …“ „Will
meine Fähigkeiten einbringen und entwickeln.“
„Spaß an der Arbeit …“ „Arbeit, die meinen
Fähigkeiten entspricht.“ „Regelmäßige Fortbil-
dungen.“

Sinn in der Arbeit: „Arbeit, die mir Freude
und Zufriedenheit schenkt.“ „Ich will etwas
Sinnvolles tun …“

Anerkennung: „Ich will für meine Arbeit
anerkannt und gelobt werden“. „Ich trage viel
Verantwortung, dafür möchte ich Wertschät-
zung und Achtung.“

Soziale Beziehungen: „Ein gutes Mitein-
ander, menschlicher Umgang“. „Freundliche
Kollegen, gutes Betriebsklima“. „Kein Mob-

bing!“ „Eine vertrauensvolle Atmosphäre“.
„Gutes Teamwork“.

Familien- und sozialverträgliche Arbeits-
zeiten: „Feierabend und Wochenende für meine
Familie“. „Keine Sonntagsarbeit“. „Arbeit und
Familie müssen vereinbar sein.“

Achtung und Schutz der Gesundheit:
„Ich will Arbeit, die nicht krank macht.“ „Ar-
beit, in der man seine Gesundheit nicht ruinie-
ren muss.“2

3. Die Forderungen der KAB
3. 1 Arbeit für alle

Bevor wir unsere Forderungen nach
„Guter Arbeit“ stellen, müssen wir uns be-
wusst werden, dass immer noch vier Mil-
lionen Menschen gar keine Erwerbsarbeit
haben. In unserem „Schwäbisch-Gmünder-
Appell“ aus dem Jahre 2003 haben wir Vor-
schläge zur Überwindung der Massenar-
beitslosigkeit gemacht, die bisher nicht
eingelöst worden sind. Stattdessen wurde
nur der Druck auf die Arbeitslosen ver-
stärkt, Arbeit anzunehmen, die es aber gar
nicht gibt. 

Daher bekräftigen wir erneut: 
„Arbeit ist ein Menschenrecht“: Wo der

Markt dieses Recht nicht für alle realisiert,
muss die Politik lebensnotwendige Arbeits-
felder erkennen und erschließen. Es gibt
in unserer Gesellschaft alle Hände voll zu
tun. Die größten, immer noch ungenutzten
Potentiale für die Arbeit von heute und
morgen liegen im sozialen Ausbau der Ge-
sellschaft, im ökologischen Umbau und in
der Entwicklung einer nachhaltigen Kreis-
laufwirtschaft, sowie in einer groß angeleg-
ten Bildungs-Offensive.

Arbeitslose, insbesondere Jugendliche,
müssen einen Rechtsanspruch auf berufli-
che Qualifizierung bekommen.

Die Erwerbsarbeit muss neu und ge-
rechter verteilt werden, um mehr Frauen
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und Männer über Arbeit und Einkommen
an der Gesellschaft zu beteiligen. 

Arbeit ist mehr als Erwerbsarbeit: über
die Bereitstellung eines Grundeinkommens
muss Familien- und Erziehungsarbeit so-
wie das „Ehrenamt“ aufgewertet und so-
zial abgesichert werden. Ein Grundein-
kommen ermöglicht, dass sich Arbeit über
Erwerbsarbeit hinaus als sozial und ökolo-
gisch sinnvolles und notwendiges Tätig-
sein entfalten kann. 

3. 2 „GUTE ARBEIT“ für alle – mensch-
lich, sozial, gerecht
3. 2. 1 „GUTE ARBEIT“ ist als „mensch-
liche“ Arbeit auszugestalten – die KAB
fordert: 

Die Leistungsanforderungen müssen den
Menschen angepasst werden und nicht
umgekehrt. Denn im Mittelpunkt der Ar-
beit steht der Mensch. Ständige Leistungs-
verdichtung schädigt die ArbeitnehmerIn-
nen an Leib und Seele.

Den Verzicht auf jede Verlängerung der
täglichen, wöchentlichen und der Lebens-
arbeitszeit sowie eine spürbare Verkürzung
der regelmäßigen Arbeitszeit. Arbeitszeit-
verlängerung belastet die Beschäftigten
noch mehr und verschärft gleichzeitig die
Arbeitslosigkeit.

Familien- und sozialverträgliche Arbeits-
zeiten: Familien, aber auch Gesellschaft
brauchen gemeinsame Zeit. Die KAB
kämpft daher weiter um den Erhalt des
Feierabends und vor allem des arbeits-
freien Wochenendes, für beschäftigten-
freundliche Arbeitszeiten im Handel und
vor allem um den Sonntag als kollektiven
Ruhetag.

Mehr qualifizierte Teilzeitarbeit für
Frauen und Männer, ohne dass ihnen da-
durch berufliche Nachteile entstehen. Den
Abbau der Überstunden, Freistellung für

berufliche, politische und kulturelle Bil-
dungsmaßnahmen, gleitende Einstiege ins
Arbeitsleben und in den Ruhestand, glei-
tende Ausstiege aus der Elternzeit,   Frei-
stellung für Pflege- wie für Erziehungszei-
ten, mit qualifiziertem beruflichem
Wiedereinstieg, Zeit für gesellschaftliches
Engagement.

Die Ausgestaltung von „alternsgerech-
ter“ Arbeit und Arbeitsplatzangebote für
leistungsgeminderte Personen. Heute müs-
sen viele Erwerbstätige erfahren, dass man
in der realen Arbeitswelt nicht alt werden
kann. Sie scheiden vorzeitig infolge Krank-
heit aus oder werden „sozialverträglich“
rausgedrückt.

Einen ausreichenden Gesundheits-
schutz, die betriebliche Gesundheitsförde-
rung und eine wirksame Gewerbeaufsicht.
Arbeit darf nicht krank machen.

Eine außer- und innerbetriebliche Bil-
dungs- und Qualifizierungsoffensive für
alle Beschäftigten. Jeder Mensch hat ein
Anrecht auf berufliche Bildung und Weiter-
bildung, um seine Kreativität, sein Können
und seine Fähigkeiten zu wecken, zu ent-
falten und weiter zu entwickeln.

Modelle für die berufliche Weiterent-
wicklung der Frauen während der Famili-
enphase.

Ein Anti-Mobbinggesetz, das Mobbing
zum Straftatbestand erklärt und Arbeitge-
ber haftbar macht, wenn sie Mobbingsi-
tuationen nicht unterbinden. 

3. 2. 2 „GUTE ARBEIT“ ist „sozial“
auszugestalten – die KAB fordert: 

Die Beibehaltung des Kündigungsschut-
zes als Zeichen für verlässliche Arbeitsbe-
ziehungen.

Die gesetzliche oder tarifliche Begren-
zung prekärer Arbeitsverhältnisse.
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Die Beibehaltung des bisherigen Renten-
eintrittsalters mit 65 Jahren sowie den ge-
setzlichen Anspruch auf Altersteilzeit.

Mehr Rechte für Betriebs- und Perso-
nalräte, z. B. bei Betriebsübergang und Ver-
äußerung, Mobbing.

Den Erhalt und den Ausbau der betrieb-
lichen und wirtschaftlichen Mitbestim-
mung und eine neue, partnerschaftliche
Unternehmensverfassung. Arbeitnehme-
rInnen müssen zu vollwertigen Mitglie-
dern des Unternehmens und an den wich-
tigen Entscheidungen zu Standorten,
Investitionen, Produkten und Produktions-
systemen beteiligt werden.

3. 2. 3 „GUTE ARBEIT“ ist „gerecht“
auszugestalten – die KAB fordert:

Einen gesetzlichen, existenz- und alters-
sichernden Mindest-Nettolohn in Höhe der
Pfändungsfreigrenzen in Deutschland.

Eine angemessene Lohnentwicklung, die
sich stärker am Bedarf der Menschen orien-
tiert, die Kaufkraft der Einkommensschwa-
chen erhöht und damit die Binnennach-
frage stärkt.

Den Erhalt und den Ausbau der Tarifau-
tonomie und des Flächentarifvertrages.
Beides sind soziale Errungenschaften, die
sozialen Frieden garantierten und eine so-
ziale Spaltung der Gesellschaft verhinder-
ten.

Ausgleichszahlungen, sofern deutsche
Unternehmen bei Produktionsverlagerun-
gen ins Ausland Umweltstandards umge-
hen oder nach Erhalt von Subventionen
Arbeitsplätze vernichten bzw. verlagern.

Die Einführung bzw. gesetzliche Veran-
kerung internationaler Mindeststandards
für Arbeit, wie z. B. das Verbot der Kinder-
arbeit, die Gleichstellung der Frau, das Ko-
alitions- und Tarifvertragsrecht, Mindest-
entlohnung, Streikrecht usw., um damit

den ruinösen Wettbewerb ausschalten zu
können.

Schöpfungsgerechte, nachhaltige Arbeit,
die Rücksicht nimmt auf Ressourcen und
die Belastungen der Umwelt.

*Formulierter Leitantrag zum Diözesanver-
bandstag der Katholische Arbeitnehmer-Bewe-
gung der Diözese Stuttgart-Rottenburg (KAB)
(Dort am 22. Juni 2007 einstimmig angenom-
men).

1 „Laborem exercens“, 27
2 Das Inifes-Institut Starnberg kommt in
seinen Untersuchungen zu fast identischen
Ergebnissen.

Paul Schobel,
1939 in
Rottweil
geboren,
Studium der
Theologie und
Philosophie in
Tübingen und
Innsbruck.
1963 Priester-
weihe, Vikars-
jahre in
Böblingen und
Wasseralfin-
gen. Von
1966 bis
1972 Diözesankaplan der CAJ – Christliche
Arbeiterjugend. 1973 bis 1993 Industriepfarrer
im Raum Böblingen/Sindelfingen. Seit 1993
Leiter des Fachbereichs „Betriebsseelsorge“ in
der Diözese Rottenburg-Stuttgart.
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Von Dietrich von Bodelschwingh 

Die hundertjährige, gemeinnützige
Baugesellschaft „Heimstätte Dünne
GmbH“ und die vor 16 Jahren ge-

gründete Tochter „Heim-statt Tschernobyl
e.V.“ verfolgen vom ostwestfälischen Bünde,
Kreis Herford, aus eine alte und zugleich zu-
kunftsträchtige, gesellschaftliche Aufgaben-
stellung.

Sie verstehen ihre Bautätigkeit als soziales
Programm – orientiert an den Schwächeren
in der Gesellschaft, als konkrete individuelle
und strukturelle Förderung, als Selbsthilfe in
gemeinschaftlicher Arbeit.

Die Heimstätte Dünne ist entstanden
nach  afrikanischen Erfahrungen des Missio-
nars Gustav von Bodelschwingh. Ausge-
hend von Lehmbau-Traditionen  in Afrika,
wo sich Wohnungsbau  in Selbsthilfe und
durch Nachbarschaftsarbeit mit dem vor-
handene Baustoff Lehm vollzog, hat Gustav
von Bodelschwingh in den zwanziger Jah-
ren des letzten Jahrhunderts diesen Ansatz
in Deutschland zur Anwendung gebracht,
insbesondere dort, wo Menschen in Notzei-
ten durch Arbeits- und Wohnungslosigkeit
in soziale Schwierigkeiten geraten waren.

Hilfe (nicht: zur), sondern durch unmittel-
bare Selbsthilfe – ganzheitliches Bauen und
Gestalten in handwerklicher, gemeinschaft-
licher Arbeit: das wurden  die Leitbilder der
Heimstätte Dünne.

So entstanden durch die Heimstätte  in
der Zeit von 1923 bis 1935 auf dem Hinter-
grund von Inflation, Arbeits- und Woh-
nungslosigkeit  500 Eigenheime durch
Selbsthilfe und Nachbarschafts-Unterstüt-
zung. 

Unmittelbar nach dem Zeiten Weltkrieg
wurden im Rahmen  der Flüchtlingsansied-
lung wiederum Häuser nach dieser Technik
und Grundausrichtung gebaut, bis das
„Wirtschaftswunder“ mit seinem Bauboom
und der Anwendung von Beton solche
heute z.T. noch bewohnten „Arme-Leute-
Häuser“ in Vergessenheit geraten ließ.

Seit den neunziger Jahren – geprägt von
ökologischen und  sozialen Herausforde-
rungen – entstehen neue soziale Gemein-
schafts- Baumaßnahmen, orientiert an der
Situation langzeitarbeitsloser, leistungsge-
minderter Menschen, aber auch auf dem
Hintergrund von  Umweltkatastrophen und
gesellschaftlichen Behinderungen. 

Über einige dieser Projekte soll hier kurz
berichtet werden.

Hilfe für leistungsgeminderte und
langzeitarbeitslose Menschen in
Deutschland

In Ost-Westfalen und Niedersachsen  hat
die Heimstätte in den neunziger Jahren be-
sondere einzelne, zeichenhafte Wohnbau-
projekte als sozialen Wohnungsbau reali-
siert. Auf dem Hintergrund struktureller
Massenarbeitslosigkeit wurden von den Ar-
beitsämtern langzeitarbeitslose, leistungs-
geminderte Menschen, die zudem oft in in-
stabilen persönlichen Verhältnissen und
unzulänglichen Wohnungen lebten, in ei-
nen solchen Bauprozess vermittelt. Unter
unmittelbarer Anleitung einer Baufachkraft
erstellten sie im Rahmen einer kontinuier-
lich zusammenarbeitenden Baugruppe
komplett einen Gebäudekomplex.

Durch  die spezielle Baugestaltung konnte
die Ausführung weitgehend in Handarbeit
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durchgeführt werden. In einem solchen so-
zialen Zusammenhang der gemeinsamen
Arbeit erwächst eine gesundende Entwick-
lungschance für Menschen, die mit sozialen
Problemen zu kämpfen haben, bzw. die sich
eine neue Lebensexistenz aufbauen möch-
ten. Nicht zuletzt werden bei den Beteiligten
hohe bautechnische und gestalterische Qua-
litäten  freigesetzt.

Die Heimstätte Dünne übernimmt bei sol-
chen Bauvorhaben in der Regel die Funktion
einer Bauunternehmerin, die vom Arbeits-
amt arbeitslose Menschen vermittelt be-
kommt und die Bauausführung unter der
Anleitung einer pädagogisch und technisch
versierten Fachkraft mit diesem Personen-
kreis umfassend ausführt. Entscheidend ist,
dass diese Fachkraft  sich  voll  fachlich und
kontinuierlich in das Vorhaben einbringt,
mitten drin ist, und sich persönlich mit dem
Projekt und den Beteiligten identifiziert. So
verstehen sich auch die Beteiligten als Sub-
jekte, d.h. als die eigentlichen „Bauherren“. 

Es wird in der Zusammensetzung der
Baugruppe Wert darauf gelegt, dass junge
und alte Menschen, Frauen und Männer,
Fachleute und Laien, Einheimische und Ein-
gewanderte beteiligt  werden.  Nach den
Erfahrungen verflachen bei gemeinsamen
Bauen unterschiedliche, trennende Struktu-
ren. Segregation wird im gemeinsamen, ziel-
gerichteten Tun überwunden.

„Wir wollen nicht nur  Häuser erstellen,
wir wollen Menschen helfen, sich wieder
aufzurichten und ihre Gemeinschaft zu fe-
stigen. Dafür bietet das Bauen eine wun-
derbare Gelegenheit. Denn nichts verbindet
Menschen so sehr wie das gemeinsame Tun.
Und ein Haus, das kraft der eigenen Hände
entsteht, weckt Stotz, Selbstbewusstsein und
auch Tatkraft, um andere Dinge in Angriff
zu nehmen“, sagt Hubert Heinrichs, techni-
scher Leiter der Heimstätte.

Ingesamt  entstanden während der Jahre
1995 bis 2002  zwei Wohnhäuser mit vier,
bzw. sechs Wohneinheiten, eine Altenbe-
gegnungsstätte, die aus einem  alten, stark
baufälligen, translozierten Fachwerk-Bau-
ernhaus neu errichtet wurde, und schließ-
lich der Umbau einer alten Fachwerk-
scheune zu einer „Kulturwerkstatt“. 

Nach der Streichung  der AB-Maßnah-
men mussten solche Aufgaben eingestellt
werden, da sie nur bei  Übernahme der Per-
sonalkosten realisierbar waren.

Heim-statt Tschernobyl e.V.:
Umsiedlungsprogramm für
Tschernobyl-Familien in Belarus

Ausgelöst durch eine Radtour durch
Weißrussland im Jahre 1990, schlossen sich
Handwerker und Vertreter unterschiedli-
cher Berufsgruppen auf der Grundlage der
Ideen der Heimstätte zu dem gemeinnützi-
gen Verein „Heim-statt Tschernobyl e.V.“
zusammen, mit dem Ziel, jungen Familien,
die noch in der Tschernobyl-Zone der tödli-
chen Verstrahlung ausgesetzt waren, durch
Häuserbau in Selbsthilfe und Gemein-
schaftsarbeit zu einer neuen Existenzgrund-
lage in
nichtver-
strahlter
U m g e -
bung zu
verhelfen.

S e i t
1991 bis
h e u t e
läuft das
Umsied-
lungspro-
g r amm.
Für den
Bau eines
j e d e n
H a u s e s
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werden Baugruppen gebildet, zusammen-
gesetzt aus Vertretern der betroffenen Fami-
lien, deutschen Fachanleitern und jeweils
einer  Workcampgruppe freiwilliger Helfer
aus Deutschland und Weißrussland. Jeweils
in einem dreiwöchigen Workcamp wird  ein
Haus im Rohbau erstellt.

Die beteiligten Umsiedler als „Bauherren“
qualifizieren sich durch die Fachanleitung
im Baubereich. Durch sie konnte 1999  ein
weißrussisches Bauunternehmen gegrün-
det werden, das u.a. für den weiteren Innen-
ausbau der Häuser sorgte.

Auf diese Weise sind seit 1992 bis Ende
2007 insgesamt 52 Wohnhäuser in zwei
Siedlungen entstanden, dazu ein Gemein-
schaftshaus,  Werkstattgebäude, Arztzen-
trum, Kirche – und fortführend als struktu-
relle Hilfen  „Leuchtturm-Projekte“ als
Zeichen gegen die Tschernobyl-Atomnut-
zung – für eine andere Energiegewinnung:
So u.a. die ersten beiden Windkraftwerke in
Belarus mit einer Leistung von 1.3 Mill.
kWh. 

Bauen mit und für Behinderte in
Tschechien

Eine ganz anderes und doch ähnliches
Projekt  entsteht z.Z. Zeit in Tschechien aus
einer konkreten Notlage heraus:

Die „Diakonie der evangelischen Kirche
der Böhmischen Brüder“ hat unter der Ver-
antwortung eines engagierten Leiters  eine
Einrichtung für geistig und mehrfach be-
hinderte  Kinder und Jugendliche in der
Nähe Prags aufgebaut, muss aber jetzt die
volljährig gewordenen jungen Menschen
mangels weiterführender Angebote  als ein-
zige Möglichkeit in Altersheime unterbrin-
gen. 

Durch  persönlichen Kontakt mit der
Heimstätte Dünne  entstand  der Plan, dass
die Jugendlichen nach  dem Muster der
Tschernobyl-Umsiedlung sich selbst in Ver-
bindung mit deutschen Fachleuten und ei-
ner freiwilligen Bauhelfergruppe ihre Wohn-
gruppe errichten und sich  damit eine neue
Lebensperspektive schaffen. 

Bereits 2005 hatten die jungen Bewohner
probeweise gemeinsam mit deutschen Zim-
merern auf dem Heimgelände ein Werkstatt-
gebäude errichtet und dabei bewiesen, dass
sie sich imstande sehen, solch ein Vorhaben
zu realisieren.  Der Heimleiter berichtet
dazu: „Die beteiligten fünf Jugendlichen im
Alter zwischen 16 und 25 Jahren verfügten
über große körperliche Kräfte, die sie sonst
gar nicht in diesem Maße einsetzen konnten.
Nach ersten Anlaufschwierigkeiten schlepp-
ten sie begeistert die schweren, mit Lehmmi-
schung gefüllten Eimer, kippten sie in die
Schalung und stampften, was das Zeug hielt.
Innerhalb von nur 14 Tagen stand der Bau.
Und als sie fertig waren, fragten sie gleich,
wann sie das nächste Haus bauen können.“

Inzwischen konnte ein Baugrundstück in
einem benachbarten Dorf erworben wer-
den, um neben einem  Gartenbaubetrieb als
Werkstatt für Behinderte hier zwei Wohn-
gruppen-Häuser zu errichten. Der Baube-
ginn ist wegen des  komplizierten Planungs-
prozesses für Mai nächsten Jahres
vorgesehen.  Die Wohngruppen-Häuser sol-
len in der Trägerschaft der Diakonie ver-
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bleiben und damit den betroffenen Men-
schen eine gesicherte Lebensgrundlage,
schaffen. 

Auch hier gilt, dass ausschließlich ökolo-
gische Baumaterialien eingesetzt werden.
Die Häuser werden so entworfen und  kon-
struiert, dass eine Vielzahl von einfachen
Arbeiten zur ihrer Errichtung notwendig
ist. Auch hier gilt das Prinzip: einfach statt
kompliziert, und mehr Mensch statt Ma-
schine.

Nach solchen und anderen Erfahrungen
haben die Heimstätte und Heim-statt
Tschernobyl  sich unter das gemeinsame
Motto gestellt: „ Bauen, fördern und ver-
söhnen“. Denn für  die Teilnehmenden, wo

und wie immer sie sich bei einem Projekt
mit einbringen,  wird das Bauen zu einem
großen Erlebnis  – zu einem Fest der Ver-
söhnung.

Dietrich von Bodelschwingh
Geboren 1939 in Weddinghofen, Kreis Unna
(Urenkel des Betheler Gründers).
1960–66 Theologiestudium in Bethel, Tübingen,
Heidelberg und Münster.
1966–67 Studium Gemeinwesenarbeit in London
1968–85 Pfarrer im Amt für Sozialarbeit und
Diakonischem Werk Dortmund-Lünen
1985–90 Beurlaubung zum Aufbau der Dünner

Wohngemein-
schaft u. der
Heimstätte
Dünne
1990–99
Leitung der
Diakonie
Freistatt
(Niedersach-
sen)
1990 Grün-
dung der
Tschernobyl-
Initiative und
seither Vorsit-
zender von
Heim-statt
Tschernobyl e.V. und Heimstätte Dünne GmbH.
Verheiratet mit Irmgard von Bodelschwingh, 3
erwachsene Kinder

Über bleibende und zukünftige Schwerpunkt-
Aufgaben berichtet die Homepage
www.heimstatt-tschernobyl.com
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Jugendliche in Caslav

Historische Aufarbeitung beider Weltkriege
Seit Anfang 2001 arbeiten Mitglieder von
Heim-statt Tschernobyl die Ereignisse und
Folgen aus dem I. und II. Weltkrieg für den
Bereich der Narotsch-Region und den Bezirk
um Lepel in Belarus auf.

Das Dorf Drushnaja am Narotsch-See
befindet sich auf der alten Kampfeslinie
des I. Weltkrieges. Während der „Märzof-
fensive 1916“ kamen dort 100.000 Men-
schen ums Leben. Die deutsche Heereslei-
tung setzte erstmals in der Kriegsgeschichte
Giftgas ein.

In dem neuen Dorf wurden die Kriegsereig-
nisse und die Lage der Kriegsgräber doku-
mentiert.



Von Suanne Thurn

Die Klage zuerst, ich verspreche, dass
sie kurz sein wird – leider aber auch
hart.

Die erste und wichtigste Bestimmung in
der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte, die von der Generalversammlung
der Vereinten Nationen am 10. Dezember
1948 verabschiedet wurde, lautet: „Alle
Menschen sind frei und gleich an Würde
und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft
und Gewissen begabt und sollen einander
im Geist der Brüderlichkeit begegnen.“ Al-
lein: in Deutschland sind die Menschen
nicht gleich, vor allem nicht die kleinen. Die
international vergleichenden Analysen des
Bildungssystems haben es erschreckend
und leider auch unmissverständlich klar an
den Tag gebracht. Deutschland ist Weltmei-
ster – WELTMEISTER – geworden in der
beschämendsten Ungerechtigkeit, die ich
mir vorstellen kann. Nirgends in der Welt ist
der Zusammenhang von sozialer Herkunft
und Schulerfolg so eindeutig wie bei uns,
kein Land der Welt sortiert Kinder bereits in
so frühem Alter so gnadenlos, separiert sie
voneinander und lässt sie getrennt vonein-
ander aufwachsen, kaum mit Chancen, von
dem mit zehn Jahren, demnächst mit 9 Jah-
ren, zugewiesenen Platz in dieser unserer
Gesellschaft auf einen nächst höheren auf-
zusteigen. Der Aufstieg gelingt knapp 10%,
aber 40% aller 15- Jährigen sind im Laufe ih-
rer Schulzeit gedemütigt worden durch ei-
nen immer schwer zu verkraftenden Ab-
stieg. Das stärkt nicht, auch wenn wir genau
wissen, dass wir nichts so sehr für die Zu-

kunft unserer Demokratie brauchen wie ge-
stärkte, selbstbewusste junge Menschen, die
voller Zutrauen in sich die neuen Herausfor-
derungen einer Zukunft annehmen, die wir
doch alle noch nicht kennen. Die inzwischen
über eine Million Jugendlicher unter 30 Jah-
ren ohne abgeschlossene Berufsausbildung
tragen sicherlich nicht zur notwendigen
Weiterentwicklung und zur Verteidigung
unserer Demokratie bei: Warum und wo-
für sollten sie, die Ausgelesenen und Über-
flüssigen, gerade mal für ein Überleben ge-
sellschaftlich Alimentierten, sich denn
einsetzen? Sieben Zehnjährige wurden im
vergangenen Schuljahr an einer großen städ-
tischen Hauptschule in Bielefeld angemel-
det – zu Schuljahresbeginn war dennoch be-
reits eine Klasse voll von Kindern, die an
anderen Schulen keinen Platz fanden – im 7.
Schuljahr ist diese Schule dreizügig – im 10.
verlassen weit über 100 junge Menschen sie.
Wenn Sie dort in einer 9. Klasse fragen, „Was
wollt ihr mal werden?“ erhalten sie die die
zynische, aber äußerst realistische Antwort:
„Hartz IV, wat denn sonst?“. Was den bil-
dungspolitisch Verantwortlichen bundes-
weit dazu einfällt, zementiert Auslese und
Sortierung, produziert noch mehr Gewinner
und Verlierer, will das nachweislich geschei-
terte System mit Macht bewahren mit eben
jenen Mitteln und Methoden, die ebenso
nachweisliche zu seinem Scheitern geführt
haben: die Perfektionierung von Auslese
und Sortierung, die systemische Produk-
tion von Gewinnern und Verlierern.

Die Hoffnungsschimmer als Ermutigung
nach der Klage:
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Welche Schule braucht die Demokratie?

Es gibt ermutigende Ansätze, Bewegun-
gen, Veranstaltungen jenseits der offiziellen
Politik – vielleicht ist diese ja eine davon –,
die in eine andere Richtung weisen und so
etwas wie Aufbruch signalisieren für jene,
die wie ich immer optimistisch bleiben wol-
len, wenn es um unsere demokratische Zu-
kunft geht. Von dreien möchte ich Ihnen be-
richten:

Im November 2006 haben sich 54 Schulen
aus dem ganzen Land getroffen, die einem
„Aufruf für einen Verbund reformpädago-
gisch engagierter Schulen“ gefolgt sind und
sich zu dem Arbeitskreis „Blick über den
Zaun“ zusammengeschlossen haben, der
seit 1989 arbeitet. Sie teilen gemeinsame
Überzeugungen, was Schule in der Demo-
kratie zu leisten hat. Eine solche Schule
muss diesen Überzeugungen folgend: 1.
Den Einzelnen gerecht werden – individuell
fördern und herausfordern; 2. „Das andere
Lernen“ wollen, erziehenden Unterricht,
Wissensvermittlung und Bildung verbin-
den; 3. Schule als Gemeinschaft ansehen, in
der Demokratie gelernt und gelebt wird; 4.
Schule als lernende Institution begreifen, in
der Reformen „von innen“ und „von unten“
stattfinden. Sie prüfen die eigenen Schulen
anhand von gemeinsam entwickelten und
verabschiedeten Standards, die diese 4
Grundüberzeugungen an Merkmalen fest-
machen. Sie lassen die Qualität ihrer Schule
anhand dieser Standards zugleich durch an-
dere Schulen aus dem Arbeitskreis evaluie-
ren. 54 Schulen haben ihr Treffen mit einer
am 14. November 2006 einstimmig verab-
schiedeten „Erklärung von Hofgeismar“ be-
endet. „Schule ist unsere Sache – ein Appell
an die Öffentlichkeit“, so der leidenschaftli-
che Versuch, für eine andersgeartete Schule
zu kämpfen, die ihren Auftrag als Schule in
der Demokratie wirklich erfüllen kann. Vom
25.-27. Mai 2008 findet das nächste Treffen
dieser dann mehr als 54 Schulen wieder in

Hofgeismar statt. (Sie finden diese Erklä-
rung, eine ihr zugrunde liegende „Denk-
schrift“, den Aufruf mit den Grundüber-
zeugungen sowie die ausführlichen
Standards unter www.BlickUeber Den-
Zaun.de im internet.) 

Dies mein erster Hoffnungsschimmer –
eine zweite Ermutigung war für mich der
große Fachkongress „Schule in der Gesell-
schaft“ der Bertelsmann Stiftung am 30. No-
vember 2006 in Hannover. Die Einführungs-
rede hielt Bischof Dr. Wolfgang Huber,
Vorsitzender des Rates der Evangelischen
Kirche in Deutschland und sicherlich un-
verdächtig bildungspolitischer Revolutions-
gelüste. Dennoch hat er mit seiner Rede eine
spürbare Aufbruchstimmung unter den
über 600 geladenen Teilnehmerinnen und
Teilnehmern erzeugt, die bildungspolitisch
revolutionären Charakter hatte. „Gerechtig-
keit“ – so Bischof Huber dort – „bezieht sich
immer auf Gemeinschaft. Beteiligungsge-
rechtigkeit ist ein Maßstab für Beziehungs-
qualität.“ (Huber, S. 24) Demokratie ist le-
bendig, wenn sie allen Menschen die
Möglichkeit der Beteiligung in der Gemein-
schaft schafft, aber: „Solange unser Schulsy-
stem um einer angestrebten Homogenität
willen wie eine Kombination von Hackbrett
und Presse funktioniert, das unten abschnei-
det und oben deckelt, werden viele Kinder
und Jugendliche zum bloßen Rest. Ihre Bil-
dungsgänge haben den Charakter von Ver-
lustgeschäften. Ohne Chance auf Entfaltung
ihrer Talente reicht man sie weiter, genauer
gesagt, man reicht sie tiefer. Die Abgeschnit-
tenen werden zur gesellschaftlichen Reste-
verwertung vorzugsweise in Restschulen
komprimiert.“ (Huber, S. 23). Auf den Flu-
ren des Kongresses war die Schule der Zu-
kunft als eine Schule für alle ohne Ausson-
derung und Sortierung wichtigstes
Gesprächsthema – und so stimmten schließ-
lich bei einer Abfrage weit mehr als die
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Hälfte ohne alle Einschränkung zu, dass
Kinder und Jugendliche bis zum Ende des 9.
Schuljahres gemeinsam in einer Schule ler-
nen und leben müssten. Eine solche Frage
war von den Veranstaltern nicht einmal vor-
gesehen, sie wagten – so ihre Vorbereitung
– nur abzufragen, ob Haupt- und Realschu-
len zusammengelegt werden sollten. Die
Rückweisung dieser Frage als eine grundfal-
sche und die Aufnahme der weitergehen-
den zeugt von der Aufbruchstimmung: kein
Zweisäulenmodell, mit dem die Spaltung
unserer Gesellschaft weiterhin zementiert
wird, statt wirkliche Chancengerechtigkeit
zu wagen. Ein wenig entmutigend war für
mich die große „ZEIT“-Anzeige bildungs-
politisch engagierter Persönlichkeiten, die
das zweigliedrige Schulsystem forderten –
viele, die ich kenne, taten es politisch halb-
herzig, weil „anderes ja doch in Deutsch-
land nicht durchsetzbar ist“. Aber ist das
ein guter Grund, die Standesgesellschaft
weiter und dann wohl für unabsehbare Zei-
ten zu zementieren? Immerhin gab es eine
Gegenanzeige: es gibt Bewegung in der für
unsere Zukunft entscheidenden Frage! (Die
Rede von Bischof Huber sowie alle anderen
Tagungsdokumentationen sind unter der
Adresse www.bertelsmann-stiftung.de un-
ter dem Link „Bildung“ nachzulesen.)

Eine dritte Ermutigung: Am 11. Dezember
2006 wurde der deutsche Schulpreis zum
ersten Mal vergeben von einer sicherlich
ebenfalls unverdächtigen Jury. Der erste
Preis ging dabei an eine Grundschule in
Dortmund, die unter schwierigsten Bedin-
gungen mit den „Mühseligen und Belade-
nen“ unserer Gesellschaft, den Kindern der
„Überflüssigen“ in unserer Demokratie, ei-
nen Schulalltag gestaltet, der diesen Kin-
dern Zuversicht schenkt, den Zipfel einer
besseren Welt zeigt und sie gestärkt in die
Welt schickt. Die nächsten vier Preise gingen
an integrierte Gesamtschulen, die das gute

Leben in ihre Schule holen, das andere Ler-
nen inszenieren und zum Teil sogar gewagt
haben, äußere Leistungsdifferenzierung und
Noten abzuschaffen, um damit Kinder für
Leistung zu ermutigen über das, was sie
können, statt sie zu entmutigen oder gar zu
strafen für das, was wir ihnen noch nicht
oder nicht richtig beigebracht haben. Der
Trend hält an: auch bei der zweiten Preisver-
leihung ein Jahr später hatten Schulen des
traditionellen Schulsystems keine Chancen.
Und es verwundert nicht, dass sich fast alle
Preisträgerschulen zu den Grundüberzeu-
gungen des Verbundes „Blick über den
Zaun“ bekennen und sich täglich bemühen,
den dort formulierten Standards für eine
gute Schule gerecht zu werden.

Welche Schule also braucht die Demokra-
tie? Sicherlich eine, die Chancengerechtig-
keit in der Schule für eine Beteiligungsge-
rechtigkeit in der demokratischen
Gesellschaft schafft. Das kann meiner festen
Überzeugung nach nur eine Schule ohne
alle Auslese sein, eine Schule, in der Kinder
so angenommen werden, wie sie sind, in
der sie ihr Höchstmöglichstes leisten kön-
nen, in der sie in einer Gemeinschaft auf-
wachsen, die sich die Regeln ihres Zusam-
menlebens selbst gibt und diese auch
verantwortet – „Schule als polis“, wie Hart-
mut von Hentig es entwickelt hat – in der
also Demokratie jeden Tage gelebt und ge-
lernt werden kann.  Für eine solche Schule
gibt es ethische – oder, wenn Sie so wollen:
christliche – Gründe; pädagogisch-didakti-
sche und neurobiologische Gründe; histo-
risch-politische und wirtschaftliche Gründe
und schließlich gesellschaftlich-kulturelle
Gründe.

Die fünf ethischen Gründe stelle ich an
den Anfang: 

Kinder und Jugendliche müssen in einer
Schule miteinander leben und lernen,
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• weil die Verschiedenheit von Kindern
und Jugendlichen ein Reichtum ist, den
man keinem Kind und keinem Jugend-
lichen vorenthalten darf.
Noch sind wir in den deutschsprachi-
gen Ländern weit davon entfernt, die
„Anderen“, auch nur wahrzunehmen,
geschweige denn ihr Anderssein zuzu-
lassen, es neugierig daraufhin zu be-
trachten, ob es für unsere Begrenzungen
nicht Öffnendes bergen könnte.

• weil wir in einer Schule, die ganztägig
Lebens- und Erfahrungsraum sein will
(und muss!), die ganze Vielfalt an Le-
bens- und Erfahrungsmöglichkeiten
brauchen, um diesen Reichtum wahr-
nehmbar, begreifbar und nachhaltig be-
reichernd für alle werden zu lassen.
In der deutschsprachigen Schultradition
haben wir den entscheidenden Ab-
sprung verpasst: Immer noch tun wir
so, als würden unsere Kinder nachmit-
tags in liebevollen Elternhäusern opti-
mal  betreut und vorzüglich in den Be-
reichen gefördert, für die die Schulen
sich nicht mehr zuständig fühlen, sowie
mit reichen freien Spielmöglichkeiten
auf Straßen, Wiesen, Wäldern und Fel-
dern mit vielen anderen Nachbarkin-
dern ausgestattet. Auf wie viele Kinder
trifft das denn noch zu? Und sind es
wirklich die Hausfrauenmütter, die die
fehlende Betreuung und Bildung am be-
sten nachbessern können?

• weil jedes Kind und jeder Jugendliche
das Recht hat, verschieden zu sein, ohne
ausgegrenzt zu werden – wir sie so an-
nehmen sollten, wie sie sind, und nicht,
wie sie sein sollten. 
Ist das nicht ein Grundrecht von Kin-
dern – und: wird ihnen das nicht immer
wieder ungestraft verwehrt?

Muss nicht die Schule für die Kinder da
sein und nicht umgekehrt? Für alle Kin-
der, so, wie sie uns anvertraut wurden?

• weil Kinder und Jugendliche nicht be-
schämt oder gar gedemütigt werden
dürfen durch Rückweisung von gewähl-
ten Schulen, Sitzenbleiben, Abschulen,
Ausgrenzen irgendwelcher Art – und
ich finde, auch nicht durch äußere Lei-
stungsdifferenzierung innerhalb einer
Schule.
Bei uns gibt es im Unterschied zu ande-
ren Ländern immer wieder viel zu viele
„falsche“ Kinder, die „hier“ nicht hin ge-
hören: nicht in diese Klasse, nicht in die-
ses Gymnasium.  Macht sie das stark für
ihr Leben? Nirgends wird so viel selek-
tiert wie bei uns – und nirgends klagen
so viele Lehrkräfte über die unzumut-
bare Heterogenität in ihren Gruppen!
Ich bin mir sicher, dass die Ergebnisse
von Gesamtschule bei internationalen
Vergleichstests und auch in der gerade
angekündigten Fend-Studie (Zeit, De-
zember 2007) deutlich überzeugender
ausgefallen wären, wenn sie der Versu-
chung widerstanden hätten, das mehr-
gliedrige Schulsystem weiter innerhalb
der Gesamtschulmauern abzubilden,
also dort ebenfalls „Gewinner“ und
„Verlierer“ zu ermitteln. Viele Gesamt-
schulen sind auf dem Weg, diesen Feh-
ler so gut es geht zu korrigieren, was ich
ermutigend finde. Die Preisträgerschu-
len sind hier neben weiteren Schulen aus
dem Arbeitskreis „Blick über den Zaun“
Vorreiter.

• weil Kinder und Jugendliche Erwach-
sene brauchen, die ihnen beim Aufwach-
sen helfen, ihnen eindrückliche Vorbil-
der sind, Verschiedenes darstellen,
Unterschiedliches können und wollen.
Sie brauchen keine Oberstudienräte oder
Sonderpädagogen oder Erzieher mit ab-

Welche Schule braucht die Demokratie?
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gestuft anerkannten, bewerteten und ali-
mentierten Ausbildungen, sondern Päd-
agogen, erwachsene Menschen, die Kin-
der und Jugendliche aufregend
interessant finden, denen sie wirklich
wichtig sind und die selbst von ihrer Sa-
che begeistert sind, andere damit „an-
stecken“ können.

Die fünf pädagogisch-didaktischen und
neurobiologischen Gründe:

Kinder und Jugendliche müssen in einer
Schule miteinander leben und lernen,
• weil Kinder und Jugendliche so viel

mehr „Intelligenzen“ in sich tragen, als
wir in unseren Schulen ansprechen oder
fördern. Erst ihre Verschiedenheit in ei-
ner Lerngruppe öffnet den Blick für ver-
nachlässigte Möglichkeiten, nicht zu-
letzt, weil wir ihnen sonst in den
heterogenen Gruppen nicht gerecht wer-
den können.
Dass sich unser Unterricht ändern muss,
haben wir oft genug nun gehört und
wissen wir zudem schon lange. Wie aber
soll das gehen, so lange das System den
lehrerzentrierten Unterricht geradezu
verlangt, weil nur durch ihn straff und
effektiv die Mengen der vorgegebenen
Stoffe zu den verordneten und immer
weiter gleich geschalteten Prüfungszie-
len und -zeiten hin bewältigbar erschei-
nen? Gelernt wird im deutschsprachi-
gen Raum nicht vornehmlich in der
Schule, sondern beim Hausaufgabenfa-
milienterror oder im teuer erkauften
Nachmittagsunterricht außerhalb der
Schulmauern. Auch so wird bei uns ge-
sellschaftlich bedingte Ungleichheit ze-
mentiert, Ausgrenzung fortgeschrieben
und haben Kindern aus bildungsfernen
Schichten bei nachgewiesen gleichen in-
tellektuellen Voraussetzungen nach wie
vor eine zweieinhalbfach geringere
Chance auf einen Zugang zu Gymna-

sien als Kinder aus Elternhäusern mit
höherer Bildung – und natürlich mehr
Geld, zum Beispiel für teure Nachhilfe-
stunden!

• weil wir der Vielfalt von Kindern und
Jugendlichen mit einem vielfältigen An-
gebot an Lern- und Leistungsmöglich-
keiten antworten sollten – und mit der
Einsicht, dass jedem Kind und jedem Ju-
gendlichen dafür die je eigene Zeit zuge-
standen werden muss, in der sie zu ihren
je höchstmöglichen Leistungen heran-
wachsen können.
Sobald wir Kinder und Jugendliche sor-
tieren, sie bereits im frühen Alter und
dann immer wieder in Einbahnstraßen
schicken, die sie nur selten verlassen
können, reduzieren wir genau diese
Vielfalt an Lern- und Erfahrungsmög-
lichkeiten für alle und verweigern zu
vielen die Zeit, die sie gegebenenfalls
brauchen, um zu ihren möglichen
Höchstleistungen heranzureifen. Aus
der Hirnforschung wissen wir, dass zwi-
schen Lern- und Entwicklungsalter bis
zu vier Jahren liegen können, ohne dass
wir von Behinderung sprechen müssen.
Nehmen wir solche Erkenntnisse in der
Schule ernst?

• weil Kinder und Jugendliche voneinan-
der eben so viel lernen wie von ihren
Lehrerinnen und Lehrern.
Wer einmal Kindern zugehört hat, wie
sie einander etwas erklären, oft in Bot-
schaften, die unserem Denken verschlos-
sen sind und dennoch oder gerade des-
wegen einander erreichen, will darauf
im Unterricht nicht mehr verzichten.
Wer erlebt hat, wie sich in den Köpfen je-
ner, die etwas erklären, selbst etwas
klärt, will darauf nicht mehr verzichten.
Wer die scheinbar beschränkten Fragen
ernst nimmt und sieht, an welche eige-
nen Grenzen wir als Lehrende in der Be-
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antwortung kommen, weiß plötzlich,
was damit gemeint ist, dass wir aus Feh-
lern lernen, die in unserer Schule aber
geahndet, nicht wertgeschätzt werden.

• weil Kinder stark werden an dem, was
sie können und was sie auszeichnet –
auch im Vergleich mit anderen – aber
schwach werden durch verlorene Kon-
kurrenzsituationen jenseits von Sachin-
halten oder Problemlösungen, etwa
durch aussageleere Noten.
Sind Noten wirklich so wichtig? Müssen
Kinder als ihr „Recht“ (so die nordrhein-
westfälische Bildungsministerin) immer
wieder hören, „wo sie stehen“, das heißt,
welchen Rang diese Gesellschaft ihnen
zuweist? Richtig, wer einmal mit Noten
in Kontakt gekommen ist – möglichst
mit guten oder wenigstens mit solchen,
die durch ein wenig Mühen erreichbar
wären – will sie vermutlich haben. Was
aber ist mit den vielen anderen, den Ver-
lierern? Brauchen nicht vielleicht wir
Lehrer die Noten, weil wir mit unseren
veralteten Methoden und uninteressan-
ten Inhalten sonst jene nicht mehr errei-
chen, die sich nur für die kleinen Zif-
fern von 1 bis 6 anzustrengen bereit
sind? Sind das nicht leider die meisten,
die sich längst von der Sache als in sich
aufregend verabschiedet haben? ‚Weil
Schule eben so ist wie sie ist und immer
so war’?

• weil das gemeinsame Lernen im Zusam-
menhang der Dinge, in multiperspekti-
vischen und mehrdimensionalen Zugän-
gen zu den Sachen, die Vielfalt von
möglichen Lösungen gemeinsam defi-
nierter Aufgaben, Problemen, Fragestel-
lungen, unseren Unterricht endlich auf-
regend macht – übrigens auch für uns
Lehrende, die wir selbst zu Lernenden
werden, indem wir diese Verschieden-
heit zulassen. 

Unterrichtsbeispiele dafür gibt es längst,
wenn auch nicht genug – und auch in

der Laborschule sind wir hier noch am
Anfang, ständig auf der Suche. Aber wer
einen solchen Unterricht einmal gewagt
und die neuen Leistungsmöglichkeiten
von Kindern und Jugendlichen erlebt
hat, auch die tiefe eigene Befriedigung
und neue Freude am Beruf, wird von da
an ständig weitersuchen.

Aus der Hirnforschung wissen wir es
doch inzwischen genau: alle Kinder wollen
lernen, leidenschaftlich gerne – besonders
gut lernt, wer an Vorhandenem anknüpfen
kann und „passgenaue“, immer wieder neu
herausfordernde Aufgaben erhält oder ent-
decken darf – die Zeit, die es braucht, um
notwendige Lernschritte auf dem Weg zum
Verstehen zurückzulegen, ist individuell
höchst verschieden – wer vor seiner Zeit
entmutigt wird, steigt aus – extrinsische Mo-
tivationen verhindern Lernen mehr als sie es
fördern – intrinsische Motivationen durch
die Herausforderung der Sache selbst för-
dern Verstehen (so etwa die Ergebnisse der
Forschungsarbeiten von Gerald Hüther)!

Welche Schule braucht die Demokratie?
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Die fünf historisch-politischen und wirt-
schaftlichen Gründe:

Kinder und Jugendliche müssen in einer
Schule der Demokratie, die diesen Namen
wirklich verdient, miteinander leben und
lernen, 
• weil wir endlich auch in Deutschland

im 21. Jahrhundert ankommen müssen,
nicht länger zulassen sollten, dass sich
die Standesgesellschaft des 19. Jahrhun-
derts nach wie vor in unserem Schulsy-
stem abbildet. 
Bildung muss ein gesellschaftlich bereit-
gestelltes und gefördertes Gut werden,
auf das alle Kinder ein verbrieftes Recht
haben, darf nicht länger ein von Weni-
gen privat zu kaufendes oder zu ergän-
zendes Gut bleiben – nicht zuletzt, weil
sonst die sprachlos Gebliebenen in die-
ser Gesellschaft, denen wir die Partizipa-
tion verweigern, bestenfalls mit Rück-
zug und Verweigerung, oft mit
Kleinkriminalität und schlimmstenfalls
mit roher fundamentalistischer, rechtsge-
richteter Gewalt gegen die Demokratie
reagieren müssen.

• weil wir nur so soziale Ungleichheit und
Ungerechtigkeit eines Schulsystem aus-
gleichen können, das auf Segmentierung
und Selektion gesetzt hat und damit ge-
scheitert ist – weil wir mit der Schmach,
Kindern und Jugendlichen aufgrund ih-
rer sozialen Herkunft Bildung zu ermög-
lichen oder zu erschweren beziehungs-
weise zu verweigern, nicht mehr länger
leben wollen sollten.

• weil wir nicht weiterhin ein Fall für die
UN-Menschenrechtskommission blei-
ben dürfen.
Wären unsere PISA-Ergebnisse wenigs-
tens ganz oben bei den 20% Glückseli-
gen an der Weltspitze hervorragend,
hätte sich, wenn auch zynischerweise,
das Sortieren wenigstens gelohnt. Aber

ganz offenbar lernen auch jene Glückse-
ligen in undifferenzierten Systemen an-
derer Länder deutlich mehr als die unse-
ren unter sich (18% in den oberen
Kompetenzstufen gegenüber 8% in
Deutschland). Und glaubt noch irgend-
jemand in diesem Land ernsthaft, dass
jene „Rausgelesenen“ ohne die notwen-
digen Kompetenzstufen in den Rest-
schulen unserer Großstädte, in denen
nur noch die Erwachsenen die deutsche
Sprache beherrschen, voneinander ir-
gendetwas lernen, außer, wie man sich
mit eben jenen Mitteln gegen die Aus-
grenzung wehrt, die sie im Nachhinein
zu rechtfertigen scheinen?

• weil das mehrgliedrige System unnötig
Kinder und Jugendliche schwächt, die
wir uns aber doch stark für ihre und un-
sere Zukunft wünschen – weil wir es
uns wirtschaftlich nicht mehr leisten
können, durch ein unfähiges Schulsy-
stem auf ihre Potentiale und damit auf
unsere Zukunft zu verzichten. 
Geschwächt werden bei uns ja nicht nur
jene bereits erwähnten 40 % unserer
Fünfzehnjährigen, die in ihrer Zeit schon
einmal Einschnitte wie Abweisung an
Schulen, Abstufung, Sitzenbleiben …
verkraften mussten. Auch jener Schüler,
der im Gymnasium mit seinen Fünfen
kämpft, an sich zweifelt und an Selbst-
wert einbüßt, vergisst in der Regel, dass
er immer noch zu dem Drittel der Besten
seiner Alterskohorte gehört. Unsere
Wirtschaft aber braucht selbstbewusste
junge Menschen, die gelernt haben, zu
lernen – sich selbst anzueignen, was sie
brauchen an Wissen und Können – die
gelernt haben, im Team ohne falsche
Konkurrenz miteinander statt gegenein-
ander zu arbeiten – die gerne lernen,
auch noch nach zehn Jahren Schule, so
wie alle Kinder leidenschaftlich gerne
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lernen, bis wir es ihnen durch die Ödnis
von Rezeption statt Produktion, durch
sachfremde Motivierungs- und Beloh-
nungssysteme in der Schule geradezu
systematisch abgewöhnt haben

• weil heutige Kinder später nicht von Er-
wachsenen gesellschaftlich, wirtschaft-
lich und politisch angeleitet, geführt, be-
lehrt, vertreten und regiert werden
sollten, die schulisch isoliert aufgewach-
sen sind, daher die gesellschaftliche Viel-
falt nicht durch eigene Alltagserfahrun-
gen kennen gelernt haben.
Wollen wir das wirklich weiterhin: Den
Richter, der nie mit jenen gespielt hat, die
er verurteilen soll? Den Lehrer, der sich
mühsam nur jenen nähert, die er aus sei-
ner Kindheit nicht kennt und deren
Sprache er nie zu sprechen gelernt hat?
Den Manager, der jene nicht versteht,
die für ihn arbeiten sollen? Den Politiker,
der das Leben jener nicht wenigstens
eine Weile lang mit gelebt hat, für die er
nun Zukunft entwerfen und für die er
stellvertretend handeln soll?

• weil mit den Kosten, die uns das selek-
tive, vielgliedrige und noch dazu halbtä-
gige Schulsystem beschert, die moderne
Schule der Zukunft als Lebens- und Er-
fahrungsraum, als lebendiges Haus des
Lernens, gebaut werden könnte – und
weil in dieser Schule Individualisierung
der Lern- und Lebenszugänge mehr
wäre als die politische Poesie unserer
Tage. 
Ich zähle nur einige der unnötigen Ko-
sten auf: den nachmittäglichen Leer-
stand dieser kostbaren Einrichtungen –
den privat gezahlten Nachhilfeunter-
richt, der unser unfähiges Schulsystem
nachbessert: für sage und schreibe 1.5
Milliarden Euro jedes Jahr! – den gut be-
zahlten Musik-, Kunst-, Drama-, Ballett-
und Sportunterricht für die Betuchten –

die eine Milliarde sinnlos verschleuder-
ten  Euros, die uns in Deutschland das
Sitzenbleiben Jahr für Jahr kostet, ob-
wohl doch längst wissenschaftlich be-
wiesen ist, dass Sitzenbleiben nichts
bringt – die Fahrtkosten quer durch die
Städte zu den Verlierer- und Gewinner-
schulen – die gesellschaftlichen Kosten
an stressbedingten Krankheiten, psycho-
logischem Betreuungsbedarf, Fürsorge-
und Jugendhilfe, Suchtbewältigung statt
–prophylaxe und schließlich Jugend-
strafgerichtsbarkeit  für die ständig aus-
gegrenzten Verlierer. „Unter einer Ver-
dreifachung der Bildungshaushalte
lohnt die ganze Debatte nicht“ (Dieter
Lenzen), wollen wir die Schule der Zu-
kunft bauen. Von einer arbeits- und so-
zial-politischen Studie im Auftrag der
Bertelsmann-Stiftung habe ich heute
morgen in meiner Tageszeitung (Neue
Westfälische vom 21.01.2008) gelernt,
dass die unzureichende Integration von
Zuwanderern den Staat jährlich 16 Mil-
liarden Euro kostet. Geld ist also genug
da in unserer Gesellschaft, wenn wir
umverteilend hinsehen, endlich das
Menschenrecht auf Bildung aller ernst
nehmen und unsere Zukunft nicht wei-
ter leichtfertig aufs Spiel setzen.  

Und schließlich die fünf gesellschaftlich-
kulturellen Gründe:

Kinder und Jugendliche müssen in einer
Schule miteinander leben und lernen, 
• weil Kinder und Jugendliche den gan-

zen Reichtum der Verschiedenheit von
Gleichaltrigen, Jüngeren, Älteren und
Erwachsenen für ihre eigene gesell-
schaftliche und kulturelle Orientierung
und Entwicklung brauchen.
Darf ihnen dieser Reichtum vorenthalten
werden, indem sie ohne eine Wahrneh-
mung gesellschaftlicher Realität auf-
wachsen, weil sie nur unter „Ihresglei-
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chen“ bleiben, die „Anderen“ allenfalls
im Fußball-, schon nicht mehr im Tennis-
verein und manchmal noch im Kommu-
nions- oder Konfirmationsunterricht
wahrnehmen?
•weil Wahrnehmung und auch Aushal-
ten von Verschiedenheit die Vorausset-
zung für Wertschätzung ist, dies nicht
über Rangordnungen gelingen kann,
sondern nur darüber, dass man mitein-
ander lebt, den ganzen Tag, Erwachsene
mit Kindern, Kinder mit Jugendlichen –
und dieses Leben als kulturell, aber auch
sinnlich bereichernd erlebt werden darf.
Für die kulturelle Identität einer Schule,
für ihre großen Rituale im Schuljahr und
die vielen kleinen, die den Alltag gestal-
ten, für Feste und Feiern, ist Wahrneh-
mung und Wertschätzung von Verschie-
denheit unverzichtbar, wenn die Rituale
nicht leer, die Feste nicht öde, die ge-
meinsam geteilten Lebenserfahrungen
nicht unerträglich werden sollen. Nicht
zuletzt brauchen wir die Wertschätzung
von Verschiedenheit, wenn wir wirklich
jene humane Gesellschaft werden wol-
len,  in der Fremde erst zu Gast bei
Freunden sind und eines Tages nicht
mehr Fremde.

• weil Kinder und Jugendliche in einer
Gemeinschaft aufwachsen sollten, in der
das Zusammenleben geübt und politi-
sche Kultur gelernt werden kann – etwa
durch die tägliche Erfahrung, dass Kon-
flikte wichtig sind, gelöst werden kön-
nen, Ausgleich denkbar und Gewalt un-
nötig ist – weil Kinder und Jugendliche
auch im gemeinsamen Aufspüren von
Möglichkeiten der Darstellung und der
Gestaltung, ihrer Beteiligung und  ihrer
Zugehörigkeit, nicht zuletzt im tätigen
Einsatz für ein gelingendes Leben in der
Gemeinschaft den Zipfel einer besseren

Welt wenigstens in der Schule erlebt ha-
ben sollten. 
Kinder und Jugendliche wollen ge-
braucht werden und wichtig sein – und
sie wollen das möglichst täglich erleben,
nicht erst in einer Zukunft, für die sie
sich heute anstrengen sollen, die ihnen
aber unerreichbar fern erscheint und mit
ihrem Alltagsleben wenig zu tun hat. In
festgelegten Gruppen gesellschaftlich
Gleicher kann dieses täglich nötige Ler-
nen von Demokratie nicht ausreichend
gut gelingen.

• weil das gemeinsame Lernen und Le-
ben aller Kinder und Jugendlichen in ei-
ner Schule, beginnend im Alter von

5 Jahren in jahrgangsgemischten Grup-
pen und bis zum Ende einer gemeinsa-
men Pflichtschulzeit zehn Jahre später,
nicht nur individuell bereichert, sondern
auch gesellschaftlichen Wandel von
Schule nach sich ziehen wird: 

– ihre Profilierung, die sich durch die Be-
dürfnisse ihrer Schülerinnen und Schü-
ler ergibt, 

– ihre Freisetzung, weil sie darauf reagie-
ren muss, 

– ihre Bedeutung im Stadtteil, weil sie für
mehr als die ganztägige Betreuung zu-
ständig sein wird,
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– ihre Wandlung zum kulturellen Lern-
und Begegnungszentrum für alle.

• weil das Erleben von Verschiedenheit
bereichert und die Mühe, es auch auszu-
halten, reich belohnt wird: Wer sich ein-
mal darauf eingelassen hat, will dieses
ganze, reiche, bunte, pralle Leben nicht
mehr missen. 

Die Antwort von Bischof Huber auf die
gesellschaftlichen, zutiefst undemokrati-
schen Missstände in unserem Bildungssy-
stem ist hoffentlich die von uns allen: Wir
dürfen kein Kind mehr verloren geben –
wir müssen Kinder in einer Schule der De-
mokratie gemeinsam aufwachsen lassen um
ihnen endlich gerechte, mehr als nur for-
mal gleiche, Chancen zu geben. Ich freue
mich, dass es offenbar immer mehr Men-
schen und ganze Institutionen gibt, die den
Mut aufbringen, sich den notwendigen Ver-
änderungen der Zeit zu stellen. Es bleibt
viel zu tun – noch sind die Befürworter von
Auslese und Sortierung, jene, die weiterhin
das Versprechen der Demokratie, Chancen-
gerechtigkeit für alle herzustellen, nicht ein-
zulösen gedenken, sprachgewaltig und me-
dienwirksam. Ihre Zahl aber sinkt
ermutigend beständig angesichts des Zu-
standes unseres Landes. Wer sich auf den
Weg macht, weiß allerdings, dass dieser
schwierig, steil und steinig wird, weiß, dass
er mit Spott, Häme und wenig vornehmen
Angriffen zu rechnen hat, weil offenbar al-
leine das Ansinnen die Grundfesten unserer
Gesellschaft zu erschüttern scheint. 

Als die Skandinavier sich auf ihre Wege
machten, legten sie als unverzichtbar fest –
unverzichtbar übrigens im ethischen, päd-
agogischen, politischen und kulturellen
Sinne – dass von nun an kein Kind mehr
verloren gehen darf auf dem Weg zu seinem
Bestmöglichen. Dafür haben sie keine Ko-
sten und Mühen gescheut, vor allem aber
sind sie sehr pragmatisch vorgegangen: Sie

haben einfach von heute auf morgen den
Lehrkräften jegliche Möglichkeit genom-
men, ein Kind oder einen Jugendlichen in
der Lerngruppe wieder los zu werden! Von
Stund’ an musste sich alles ändern: der Un-
terricht natürlich zu aller erst, der nur über
die Nutzung von Verschiedenheit und über
Individualisierung sinnvoll konzipiert wer-
den konnte – konsequent das Bewertungs-
system: ich kann nicht unterschiedliche Vor-
aussetzungen, Lernwege und Zeiteinheiten
vergleichend bewerten – fällt aber Notenge-
bung als vordringliche Motivierung weg,
gilt es, die Sache selbst neu als aufregend
und lernwichtig zu entdecken – und schließ-
lich änderte sich der Umgang von Erwach-
senen mit Kindern und Jugendlichen in der
Schule geradezu fundamental. Klingt wie
ein Märchen? Ja, unbedingt – aber wenn in
anderen Ländern Märchen wahr werden
konnten, warum eigentlich nicht bei uns?

„Wer sich als Christ taub stellt, wenn die
Ungerechtigkeit zum Himmel schreit, be-
schädigt sich selbst und verleugnet seinen
Glauben im Kern.“ – so Wolfgang Huber
(S. 24) – wir können auch sagen: Wer Demo-
kratie als einen Wert ansieht und diesen be-
wahren will, aber weiterhin wegsieht, wenn
die Ungerechtigkeit in diesem Lande die
Demokratie beschädigt, der beschädigt sich
selbst und gefährdet den Fortbestand der
Demokratie, deren Kern es doch ist, für
Chancengerechtigkeit zu kämpfen. Kämp-
fen wir gemeinsam – jetzt – unsere Kinder
haben es um unser aller Zukunft willen ver-
dient, dass wir nicht mehr länger warten.

*Stiftung Demokratie Saarland –
Vortrag am 21. Januar 2008
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(Geschichte lernen 10/89 und 39/94), und
Schulentwicklung (PÄD Forum 3/1998);
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Susanne Thurn

Die Laborschule in Bielefeld ist Versuchs-
schule des Landes Nordrhein-Westfalen.
Im Jahre 1974 wurde sie nach den Ideen
des Pädagogen Prof. Dr. Hartmut von
Hentig zusammen mit dem benachbarten
Oberstufen-Kolleg Bielefeld gegründet. Sie
hat sie den Auftrag, „neue Formen des
Lehrens und Lernens und Zusammenlebens
in der Schule zu entwickeln“.

Die Laborschule ist eine Angebotsschule.
Sie nimmt Kinder aus ganz Bielefeld mit
fünf Jahren nach einem Aufnahmeschlüs-
sel auf. Dieser gewährleistet eine Schüler-
population, die der gesellschaftlichen
Schichtung entspricht. Weitere Aufnahme-
kriterien sind: Ausgewogenheit der Ge-
schlechter, Entfernung zwischen Wohnung
und Schule, soziale Härtefälle.



Von Heinrich Bedford-Strohm

1. Zur Situation – wo liegen die Heraus-
forderungen?

Die Zeiten, in denen Sie sich hier in Mün-
ster zur Diakonischen Konferenz treffen,
sind Zeiten des Umbruchs. Die Erkennt-
nis, dass eine sich verändernde Gesell-
schaft auch neuer Ideen und Strukturen in
der Kirche bedarf, beschäftigt die Diakonie
nun schon seit einigen Jahren, das Nach-
denken darüber hat in der Diakonie be-
gonnen lange bevor der EKD-Reformpro-
zess auf den Weg gebracht wurde. Die
Notwendigkeit, sich im wirtschaftlichen
Wettbewerb am Markt zu behaupten, führt
zu Dilemmasituationen, die zuweilen bis
an die Schmerzgrenze gehen. Umso dring-
licher stellt sich die Frage. Welchen Weg
soll die Diakonie gehen – und auf welcher
Grundlage? 

In dem EKD-Impulspapier „Kirche der
Freiheit“ wird der Diakonie – und man
muss sagen „natürlich“! – ein eigener Ab-
schnitt gewidmet. In der Beschreibung des
8. von 12 Leuchtfeuern, die die Evangeli-
sche Kirche im 21. Jahrhundert prägen sol-
len, heißt es: 

„Im Jahre 2030 ist die Diakonie ein zen-
trales Handlungsfeld der sich auf ihre Stär-
ken konzentrierenden evangelischen Kir-
che. Jede diakonische Aktivität hat ein
deutlich wahrnehmbares evangelisches
Profil und steht in einer guten Relation zu
einem Handlungsfeld der evangelischen
Kirche. Die Verbindung zwischen verfass-
ter Kirche und Diakonie ist besser verwirk-
licht …“ (S.81).

Hier steht nicht „ist verwirklicht“, son-
dern: „ist besser verwirklicht.“ Offensicht-
lich war den Autoren des Papiers sehr be-
wusst, wie schwierig die Umsetzung einer
Einsicht ist, an der niemand vorbeikommt,
der sich ernsthaft mit den biblischen und
theologischen Quellen der Diakonie aus-
einandersetzt. Kirche und Diakonie gehö-
ren zusammen, weil sie sich der gleichen
Quelle verdanken. „… ein Herr, ein
Glaube, eine Taufe“ (Eph 4,4.5) – dieses
Wort aus dem Epheserbrief wird in der Re-
gel als Ruf zur ökumenischen Einheit der
Kirche interpretiert. Um wie viel mehr gilt
es für diejenigen, die durch keine Bekennt-
nisaussagen voneinander getrennt sind,
sondern nur durch den Ort, an dem sie ih-
ren Glauben zu leben versuchen!

Wenn wir über die Zukunft der Diakonie
nachdenken und nach Wegen suchen, wie
wir sie stärken können, dann müssen wir
zunächst einmal wissen, wo wir überhaupt
hinwollen. Das ist auch dann keineswegs
klar, wenn wir uns einig darüber sind, dass
eine kraftvolle Diakonie zu den wesentli-
chen Dimensionen christlicher Existenz in
der Gegenwart gehört.

Um Orientierung für die Frage zu ge-
winnen, wohin der Weg der Diakonie ei-
gentlich gehen soll, will ich zunächst drei
mögliche Modelle beschreiben und erläu-
tern, warum ich das dritte, das Modell der
„öffentlichen Diakonie“, für das angemes-
senste halte. Dann möchte ich dieses dritte
Modell genauer im Hinblick auf seine Kon-
sequenzen für das Verhältnis von Diakonie
und Kirche sowie für das Verhältnis der
Diakonie zu Staat und Zivilgesellschaft un-
tersuchen.
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2. Drei theologische Grundansätze
2.1. Diakonie als „Kontrastgesellschaft“

Dieses Modell sieht das helfende Han-
deln der Diakonie eingezeichnet in eine
Ekklesiologie, die ganz an der Sichtbarkeit
der wahren Kirche orientiert ist. Kirche
wird in dieser Sicht als Kontrastgesellschaft
verstanden, die durch ihre eigene exem-
plarische Existenz „Salz der Erde“ und
„Licht der Welt“ ist und so die Welt verän-
dert. Die Diakonie ist also Ausdrucksform
eines entschiedenen und eindeutigen Chri-
stentums. Die diakonischen Großinstitu-
tionen geraten von einem solchen Modell
her tendenziell unter Verdacht, diese Ent-
schiedenheit des Christentums zu verwi-
schen und sich durch alle möglichen poli-
tischen und institutionellen Zwänge in
nicht hinnehmbarem Maße an die Gesell-
schaft anzupassen. Dieses Modell wird aus
ganz unterschiedlichen Richtungen vertre-
ten. Es steht sowohl hinter den gegenüber
der Amtskirche kritischen Impulsen evan-
gelikaler Frömmigkeit als auch hinter den
Stimmen, die die Bindung der Kirche an
den Staat in Deutschland kritisieren und
von der Kirche gegenüber dem kapitalisti-
schen System und seiner Logik eine klare
Abgrenzung verlangen.

Die Stärke dieses Modells ist auch tat-
sächlich, dass es die Radikalität eines aus
biblischen Impulsen sich speisenden christ-
lichen Zeugnisses wirklich ernst nimmt
und sich vor einfacher Anpassung hütet.
Darin steckt aber auch seine Schwäche. Wo
die Angst vor der Anpassung zum leiten-
den Prinzip wird, entsteht zumindest die
Gefahr, dass nicht mehr die Menschen im
Zentrum stehen, denen geholfen werden
soll, sondern eine zur Selbstzentriertheit
neigende Orientierung an der eigenen
Glaubensentschiedenheit.

Das genau will das zweite Modell ver-
meiden.

2.2 Diakonie als Gesellschaftsdienst

Das Modell der „Diakonie als Gesell-
schaftsdienst“ gibt dem helferischen Han-
deln der Kirche den radikalen Vorrang ge-
genüber den eigenen kirchlichen Interessen
und der sichtbaren Kirchlichkeit der Diako-
nie. Christlicher Glaube heißt vor allem
Dienst der Nächstenliebe an der Gesell-
schaft als ganzer. Dass sie religiös moti-
viert ist, mag für ihre Stärke und Beharr-
lichkeit eine Rolle spielen. Sichtbar werden
muss, ja soll das aber nicht. In einer säku-
laren Gesellschaft, die christlich-religiöse
Sprache immer weniger versteht, kann sich
nach diesem Modell Kirche angemessen
vor allem als „praktisches Christentum“,
also als gelebter Dienst am Nächsten prä-
sentieren.

Die theologische Grundlage für dieses
Modell kann von ganz unterschiedlichen
Seiten kommen. Die liberale Theologie des
19. Jahrhunderts, die – besonders radikal
bei Richard Rothe – das Christentum in ei-
ner zunehmend säkularisierten Kultur auf-
gehen sah, kann genauso dafür in An-
spruch genommen werden wie etwa ein
ganz bestimmtes Verständnis des berühm-
ten Bonhoefferschen Wortes von der „Kir-
che für andere“ und seiner Vision des „re-
ligionslosen Christentums“. Unabhängig
davon, ob diese Inanspruchnahme zu
Recht geschieht, ist es unbestreitbar, dass
das Modell der Diakonie als Dienst der
Nächstenliebe in der säkularen Gesellschaft
einen wesentlichen Impuls des christlichen
Glaubens aufnimmt, der in dem Gleichnis
vom barmherzigen Samariter, fast so et-
was wie das „Hausgleichnis der Diakonie“,
seinen Ausdruck findet: in dem Gesche-
hen zwischen Helfer und Hilfsempfänger
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steht gerade nicht die Religion oder Kon-
fession im Zentrum, sondern allein die Be-
seitigung der Not.

Dennoch ist das Modell nicht überzeu-
gend. Zum einen deuten neuere Gesell-
schaftsdiagnosen darauf hin, dass die An-
nahme, Menschen ließen sich immer
weniger auf die religiöse Dimension des
Menschseins ansprechen, falsch ist. Vor al-
lem aber übergeht die einseitige Orientie-
rung am Samaritergleichnis wesentliche
Traditionen der Bibel völlig, in denen die
“Öffentlichkeit“ des Evangeliums, das
Zeugnis von der rettenden Botschaft von
Gottes Gnade, im Zentrum steht. Dass Je-
sus der Erzähler des Samariter-Gleichnisses
ist, ist von daher gerade keine Nebensache,
sondern zum Verständnis unabdingbar.

Deswegen plädiere ich für ein drittes Mo-
dell, das die Stärken der beiden anderen
Modelle aufzunehmen versucht, ohne ihre
Schwächen zu übernehmen. Ich nenne es
„öffentliche Diakonie“.

2.3 „Öffentliche Diakonie“ in der plura-
listischen Gesellschaft

„Öffentliche Diakonie“ nimmt ernst, dass
die Gesellschaft pluralistisch geworden ist.
Weder sind religiöse Orientierungen selbst-
verständlich, noch basieren sie, wo sie da
sind, notwendigerweise auf der christli-
chen Tradition. In der Perspektive öffentli-
cher Diakonie ist daraus aber nicht die
Konsequenz zu ziehen, dass das christliche
Zeugnis zugunsten praktischer Nächsten-
liebe verschwiegen werden darf. Im Ge-
genteil: Diakonie entfaltet ihre öffentliche
Kraft gerade in der Einheit von religiöser
Authentizität und praktischer Nächsten-
liebe. In einer Gesellschaft, in der Christ-
lichkeit nicht mehr als fragloser Autoritäts-
ausweis gelten kann, wird die
Ganzheitlichkeit eines in Frömmigkeit oder

– moderner gesprochen – „Spiritualität“
gegründeten  Dienstes am Nächsten ein
umso zentralerer Faktor für die Ausstrah-
lungskraft von Kirche und Diakonie. Dass
es auch gut für die Behauptung am Markt
ist, kommt noch dazu, ist aber nicht primär.

Deswegen braucht Diakonie in ihrer öf-
fentlichen Darstellung eine Zweisprachig-

keit. Sie muss zum einen auf der Basis bibli-
scher und theologischer Traditionen
zeigen, woher sie kommt und zum anderen
deutlich machen, warum die daraus sich
ergebenden Orientierungen für alle Men-
schen guten Willens so plausibel sind, dass
es sich lohnt, sich in ihren Dienst zu stellen.
Das bedeutet, dass öffentliche Diakonie
keine Angst vor der Zusammenarbeit mit
staatlichen Institutionen, aber auch nicht
mit zivilgesellschaftlichen Kräften anderer
weltanschaulicher Hintergründe haben
muss. Menschenwürde z.B. kann als Leit-
begriff der Diakonie verstanden werden,
der seine inhaltliche Füllung aus biblischen
Traditionen gewinnt, aber auch für Men-
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schen mit anderen weltanschaulichen Hin-
tergründen plausibel ist.1 Von einem so
sichtbar werden übergreifenden Konsens
aus kann eine Vernetzung mit der Zivilge-
sellschaft entwickelt werden, die das urei-
gene diakonische Anliegen stärkt.

Das Modell der „öffentlichen Diakonie“
verbindet also das klare Zeugnis auf der
Basis der eigenen Tradition mit der Aus-
richtung auf die pluralistische Gesellschaft
als ganze und nimmt damit eine Diakonie
in den Blick, die gerade darin zum Salz der
Erde werden kann, dass sie die primäre
Ausrichtung an der eigenen Identitätssu-
che hinter sich lässt.

3. Perspektiven „öffentlicher Diakonie“
3.1. Theologische Perspektiven

Zur Diakonie in der Perspektive öffentli-
cher Theologie gehört ein klares Profil. Nur
so kann die Kirche der Welt wirklich etwas
Neues sagen. Die Antwort auf die Frage,
woher dieses Profil eigentlich kommen soll,
liegt nahe und das in ganz direktem Sinne.
Sie haben diese Antwort in Ihren Einrich-
tungen jeden Tag sichtbar vor Augen und
das ist gut so. Der sichtbare Ausdruck un-
serer Identität als Kirche und Diakonie ist
das Kreuz. Kirche und Diakonie verlieren
ihre Basis, mehr noch, würden sich selbst
aufgeben, wenn sie sich nicht immer wie-
der gemeinsam neu unter das Kreuz stellen
würden. Das Kreuz begegnet uns ja genau
deswegen überall in den Kirchen, in den
Heimen der Diakonie, an den Wänden zu
Hause oder an den Halsketten am Körper,
weil es uns von etwas erzählt, das den Kern
unserer Identität als Christinnen und Chri-
sten ausmacht: Ihr alle, die ihr auf Christus
getauft seid – sagt Paulus – habt Christus
angezogen (Gal 3,27). Die revolutionäre Be-
deutung der Taufe und des Kreuzes, das
durch sie in unsere Biographie eingezeich-

net wird, beschreibt Paulus im Römerbrief:
Wir sind „mit Christus begraben durch die
Taufe in den Tod, damit, wie Christus auf-
erweckt ist von den Toten durch die Herr-
lichkeit des Vaters, auch wir in einem
neuen Leben wandeln“ (Röm 6,4).

Dieser Satz des Paulus macht in aller
Klarheit deutlich, dass es sich beim Kreuz
nicht, wie manche von wenig theologi-
schen Kenntnissen belastete Christentums-
kritiker immer wieder behaupten, um ein
nekrophiles, ein todesverliebtes Symbol
handelt. Ganz im Gegenteil: es geht, wie
Paulus sagt, um „ein neues Leben“. Das
Kreuz hat genau deswegen eine solche
Kraft, weil die daraus erwachsende Per-
spektive die Augen vor dem Leiden nicht
verschließt, sondern das Leiden wahr-
nimmt, denen, die leiden, mit Empathie
begegnet, gegen die Zustände, die unnöti-
ges Leiden verursachen, protestiert und sie
zu überwinden versucht. Es hat deswegen
eine solche Kraft, weil es all dies als zen-
trale Dimension eines gelingenden Lebens
und als Dimension eines Glücks versteht,
das diesen Namen wirklich verdient. „Se-
lig sind die hungert und dürstet nach der
Gerechtigkeit, denn sie sollen satt werden.
Selig sind die Barmherzigen, denn sie wer-
den Barmherzigkeit erlangen“ (Mt 5,6f)!

Weil der Blick auf das Kreuz in die Vision
gelingenden Lebens eingezeichnet ist, die
die Diakonie ausmacht, deswegen gehört
zum Profil der Diakonie eine klare Orien-
tierung an der biblischen Option für die
Armen. Die Anstößigkeit und Widerstän-
digkeit dieser Orientierung kann uns nie-
mand ersparen. Diakonische Einrichtun-
gen haben natürlich eine unternehmerische
Dimension, die sie auch ernst nehmen
müssen. Die Diakonie kann sich aber nie-
mals einfach als Unternehmen definieren,
so als ob das ihr Hauptidentitätsmerkmal
wäre. Würde sie das tun, mag sie sich am



Markt erfolgreich aufstellen und beein-
drukkende Bilanzen vorlegen. Aber sie
wäre nicht mehr Ausdrucksform der Kir-
che Jesu Christi. Management-Akademien
sind notwendig, Corporate Design auf den
Briefköpfen vermutlich auch. Und auch
professionelle Werbung, wenn sie sich
nicht an diakoniefremden Jargon anbie-
dert, kann gute Dienste tun. Aber es sind
eben Dienste, die nicht zum Selbstzweck
werden dürfen. Wenn Sie als Leitende in
der Diakonie sich zunehmend in unterneh-
merischen Umfeldern bewegen, wo alles
vom Feinsten ist, wo die Hotelpreise in den
höheren Sphären liegen, wo bestimmte
Ausstattungen zum Standard gehören, und
wenn Sie dann vielleicht irgendwann er-
schrecken und sagen: Wo bin ich eigent-
lich? Dann ist das ein heiliger Schrecken!
Egal in welchen Kontexten wir uns bewe-
gen, wir sollen uns immer daran erinnern
lassen, dass wir in dem, was wir da tun, im
Dienst der Kirche Jesu Christi stehen, also
unsere Kraft für die tägliche Arbeit von ei-
nem Gott bekommen, der in seiner
menschlichen Inkarnation am Kreuz ge-
storben ist, der ganz unten war.

Als Kirche und Diakonie verweigern wir
uns dem Kult der Starken und Erfolgrei-
chen, wir machen die Perspektive der
Schwachen und Ausgegrenzten zu unse-
rer eigenen Perspektive. Wir verfallen in
dem festen Vertrauen auf die Auferstehung
des Gekreuzigten aber nicht in Schwarzma-
lerei oder gar Depression, sondern bringen
uns mit Zuversicht und Gestaltungswillen
mit Wort und Tat in die Gesellschaft ein.
Von der klaren Leitperspektive der Option
für die Armen her wissen wir uns dann
auch durchaus in der Welt der Starken und
Reichen zu bewegen. Das ist die Identität
der Diakonie!

Was bedeutet diese theologische Stand-
ortbestimmung nun für das Verhältnis der
Diakonie zur Kirche?

3.2. Diakonie und Kirche

Johann Hinrich Wichern hat schon Mitte
des 19. Jahrhunderts programmatisch –
und deswegen oft zitiert – auf den untrenn-
baren Zusammenhang zwischen beiden
hingewiesen: „Die innere Mission ist nicht
eine Lebensäußerung außer und neben der
Kirche, will auch weder jetzt noch einst die
Kirche selbst sein, wie man von ihr ge-
fürchtet hat, sondern sie will eine Seite des
Lebens der Kirche selbst offenbaren, und
zwar das Leben des Geistes der gläubigen
Liebe …“

Wicherns Ortsbestimmung diakonischer
Arbeit hat nichts von ihrer Aktualität ver-
loren. Die Kirche hat nicht eine Diakonie,
die Kirche ist Diakonie! Und die Diakonie
hat nicht eine Kirche, mit der sie sich viel-
leicht auch allzu oft herumplagen muss,
sondern sie ist Kirche!

Der Orthodoxe Theologe und Sozialethi-
ker Alexandros Papaderos hat deswegen
jüngst auf die pneumatologische Dimen-
sion der Diakonie hingewiesen: Der pneu-
matische Charakter der Diakonie darf „kei-
ner Rationalität, Struktur oder Zweckmäs-
sigkeitserwägung zum Opfer fallen. Wenn
eine bestens organisierte und wohlhabende
diakonisch-kirchliche Institution nicht mit
diesem geistlichen Grunde verwurzelt
bleibt, ist höchste Gefahr im Verzug. Denn
nur aus der Kraft des heiligen Geistes wird
diakonisches Tun und soziales Handeln im
Rahmen der Kirche bestehen können“2

Ein solcher Hinweis auf den Geist, der
eben dann auch tatsächlich weht, wo er
will, wäre aber missverstanden, wenn er
zur Rechtfertigung von ineffektiven, In-
kompetenz hinnehmenden oder lieblosen
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Strukturen benutzt würde. Das gilt für die
Diakonie genauso wie für die Kirche. In
Abwandlung einer gelungenen Formulie-
rung über die Kirche aus dem Impulspa-
pier „Kirche der Freiheit“ (S.34) kann man
deswegen sagen: „Die Gegenwart des
Evangeliums „ist nicht gebunden an aus-
strahlungsstarke und effektive Diakonie-
Institutionen oder diakonisch engagierte
Christinnen und Christen. Dies aber ist ein
Satz über die Freiheit Gottes, nicht über
die Entlastung von der Aufgabe, Diakonie
nach bestem Wissen und Gewissen einla-
dend zu gestalten.“

Die These, dass die Diakonie Teil der Kir-
che ist, darf nicht eine wohlfeile und in fast
jedem Grundsatzreferat wiederholte Be-
hauptung sein. Sie hat Relevanz für viele
Dinge, die den Alltag der Einrichtungen
bestimmen. „Qualität“ in der Diakonie be-
misst sich auch daran, ob die Ganzheitlich-
keit in der Begegnung mit den Menschen,
die sich aus dem christlichen Glauben er-
gibt, wirklich sichtbar wird.

Ich nenne nur einige wenige Beispiele:
Diakonische Einrichtungen müssen sich

dadurch auszeichnen, dass sie jedenfalls
die Möglichkeit seelsorgerlicher Begleitung
mit einschließen, unabhängig davon, ob
diese Möglichkeit wahrgenommen wird.

Eng damit verbunden ist die Wahrneh-
mung des Potentials der Vernetzung zwi-
schen den lokalen diakonischen Einrich-
tungen und den Gemeinden. Gemeinde-
pfarrerinnen und Gemeindepfarrer müs-
sen sich – etwa in der terminlichen Pla-
nung und Prioritätensetzung bei Geburts-
tagsbesuchen – im Klaren sein, dass sie
nicht nur ein Angebot für die Diakonie ma-
chen, sondern dass sie selbst Teil der Dia-
konie sind und etwa auch für deren Stan-
ding auf dem Sozialmarkt mit verantwort-
lich sind.

Die institutionelle Diakonie bedarf der
bewussten  Begleitung durch die Gemein-
deglieder, durch ihr Gebet ebenso wie
durch ihr ehrenamtliches Engagement.

Gemeindepfarrerinnen und Gemeinde-
pfarrer bzw. gemeindliche Besuchsdienste
können dazu helfen, dass noch besser als
bisher die bei Hausbesuchen sichtbar wer-
denden Notlagen erkannt werden und
durch Herstellung der Kontakte die profes-
sionelle Kompetenz der diakonischen Ein-
richtungen zur Hilfe genutzt wird.

Kirchengemeinden dürfen aber diakoni-
sche Arbeit nicht einfach an die Institutio-
nen der Diakonie delegieren. Die Wahr-
nehmung diakonischer Aufgaben gehört
zu den Kerndimensionen einer christlichen
Existenz in den Gemeinden. Mitte Septem-
ber fand in Wittenberg auf Initiative der
EKD als Konsequenz der Armutsdenk-
schrift eine Tagung statt, in der Kirchenge-
meinden gelingende Projekte in der Arbeit
mit von Armut betroffenen Menschen vor-
stellten. Die Auswertung dieser Arbeit hat
ein interessantes Ergebnis im Hinblick auf
das Verhältnis von Kirche und Diakonie
erbracht. In diesen Projekten kommt näm-
lich etwas zum Ausdruck, was Heinrich
Grosse in seiner Studie über diese Gemein-
den so bilanziert hat: „Alle untersuchten
Kirchengemeinden legen Wert auf die Zu-
sammenarbeit mit Einrichtungen der insti-
tutionalisierten Diakonie, des Diakoni-
schen Werkes. In diesen Gemeinden ist die
verbreitete Konkurrenz und Abgrenzung
zwischen verfasster Kirche und institutio-
nalisierter Diakonie zugunsten gemeinsa-
mer Anstrengungen gegen die Armut über-
wunden.“3

Diese wenigen Beispiele zeigen: Es gibt
viele Möglichkeiten, die enge Verzahnung
von Kirche und Diakonie im Alltag der
Einrichtungen zu leben, anstatt sie nur zu
beschwören. Sowohl in den Kirchenge-
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meinden als auch in den diakonischen Ein-
richtungen muss das noch deutlicher wer-
den.

Wenn nun klar ist, dass die Basis für eine
„öffentliche Diakonie“ in einer engen Zu-
sammenarbeit zwischen Diakonie und Kir-
che liegt, was bedeutet ein Modell der Dia-
konie in der Perspektive öffentlicher
Theologie für das Verhältnis zu Staat und
Gesellschaft?

3.3 Diakonie, Staat und Zivilgesellschaft

Das Modell der Diakonie als Kontrastge-
sellschaft hält bewusste Distanz sowohl
zum Staat als auch zur Zivilgesellschaft,
um sein eigenes kirchliches Profil so klar
wie möglich zu halten. Das Modell der Dia-
konie als Gesellschaftsdienst ist demgegen-
über mit dem Staat so eng verknüpft, dass
Diakonie vor allem als Dienstleister für den
Staat erscheint. Das Modell der „öffentli-
chen Diakonie“ arbeitet zwar partner-
schaftlich mit dem Staat zusammen, wahrt
aber gleichzeitig kritische Distanz. Anwalt-
schaft, die sich der biblischen Option für
die Armen verdankt, bedarf des öffentli-
chen kritischen Einspruchs, wo der Staat
seinen Aufgaben nicht nachkommt.

Die Diakonie hat einen klaren Ort in dem
Spannungsfeld zwischen Staat und Zivilge-
sellschaft. Das wird schon deutlich, wenn
wir näher bestimmen, was Zivilgesellschaft
überhaupt bedeutet. Was mit diesem im
Deutschen auch als „Bürgergesellschaft“
übersetzten Begriff genau bezeichnet wird,
ist nämlich alles andere als eindeutig.4

Insbesondere als Folge seiner Funktion
als Programmbegriff der osteuropäischen
Freiheitsbewegung, die gegen den „Sozia-
lismus“ eines autoritären Staates aufbe-
gehrte, wurde er in den westlichen Gesell-
schaften von manchen als willkommene
Formel für die Kritik am Sozialstaat aufge-

griffen. Sozialstaatliche Rahmensetzung –
so die damit verbundene These – behindert
die Kräfte des freien Marktes und hemmt
die Initiative des Einzelnen. Diese Lesart,
die ich die wirtschaftsliberale Lesart nenne,
besetzt den visionären Reformbegriff der
Zivilgesellschaft, um den aus liberaler Sicht
notwendigen Sozialabbau programmatisch
zu untermauern. Richtig erfasst ist auch in
dieser Interpretation, dass Zivilgesellschaft
wesentlich aus dem Engagement der Bür-
ger lebt. Falsch wird sie, wenn solches En-
gagement vor allem dazu dienen soll, den
Geldbeutel wohlhabender Steuerzahler zu
entlasten und damit die Sozialverpflich-
tung des Eigentums zu reduzieren.

Deswegen ist eine andere Interpretation
von Zivilgesellschaft angemessener, die ich
die kommunitär-liberale Interpretation
nenne.

Diese kommunitär-liberale Variante der
Interpretation von Zivilgesellschaft lebt in
ihrem Kern von einem Freiheitsverständ-
nis, das Individuum und Gemeinschaft
nicht gegeneinander ausspielt, sondern als
wechselseitig aufeinander angewiesene un-
verzichtbare Dimensionen eines gelingen-
den Lebens sieht. Zivilgesellschaft ist von
daher nach zwei Seiten hin abzugrenzen:
auf der einen Seite gegen eine einseitige
Ausrichtung auf die Gemeinschaft, insbe-
sondere in ihrer institutionellen Form als
Staat, dem sich das Individuum unterzu-
ordnen hat und der es offen oder versteckt
entmündigt. Auf der anderen Seite richtet
sie sich aber auch gegen eine einseitige
Ausrichtung auf das Individuum, nach der
soziale Solidaritätspflichten nicht als na-
türlicher Ausdruck, sondern als unzumut-
bare Beschränkung persönlicher Freiheit
zu sehen sind. In der kommunitär-liberalen
Variante der Zivilgesellschaft ist das frei-
willige Engagement der Bürger nicht Lük-
kenbüßer für die Haushaltsprobleme des
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Staates, sondern kritische Kraft und Nähr-
boden für eine politische und soziale Infra-
struktur, die als notwendige Voraussetzung
für staatliches Handeln gelten kann. Fehl-
entwicklungen im staatlichen Handeln, sei
es auf ökologischer, friedenspolitischer
oder sozialer Ebene, werden aufgedeckt
und Prozesse des Umdenkens jedenfalls
ansatzweise eingeleitet.

Als Kompensationsgröße für Sozialab-
bau – wie die wirtschaftsliberale Lesart der
Zivilgesellschaft das nahe legen würde –
kann die Diakonie sich jedenfalls nicht ver-
stehen! Nur das kommunitär-liberale Ver-
ständnis von Zivilgesellschaft vermag die
Rolle der Diakonie angemessen zu be-
schreiben. Aufgrund ihres Öffentlichkeits-
auftrages kann sie sich selbst als markanten
Akteur der Zivilgesellschaft verstehen, der
genau an der Aufgabe mitwirkt, den Staat
immer wieder von neuem an seine Verant-
wortung für soziale Gerechtigkeit zu erin-
nern und dabei Anwältin für die zu sein,
die keine Stimme haben. 

Die Armutsdenkschrift der EKD ist ge-
nauso zu verstehen. Die enge Verzahnung
von Kirche und Diakonie zeigt sich darin,
dass bei ihrer Erarbeitung – entgegen man-
chen Meinungen – der Sachverstand der
Diakonie eine zentrale Rolle gespielt hat
und dass ihre grundlegende Stoßrichtung
mit dem auch inhaltlich übereinstimmt,
was die öffentlichen Äußerungen der Dia-
konie kennzeichnet.

Es gibt wenige gesellschaftliche Großor-
ganisationen, die gesellschaftlichen Ein-
fluss haben und gleichzeitig so nah am
Menschen sind wie die Kirchen mit ihren
diakonischen Einrichtungen. Wenn die Kir-
chen auf fragwürdige Konsequenzen von
Bestimmungen im Sozialbereich hinwei-
sen, dann hat das Gewicht. Denn in den Be-
ratungsstellen und sonstigen Hilfseinrich-
tungen der Diakonie werden die Mitarbei-

ter/innen mit den ganz konkreten Einzel-
fällen konfrontiert, die bei der Erarbeitung
der Gesetze so leicht aus dem Blick geraten.
Ob Pflegeversicherung, Arbeitslosigkeit
oder Hartz-IV-Gesetze – es gehört zu den
wesentlichen Aufgaben der Diakonie, in
all diesen Fragen ihre Menschennähe, ihre
Kompetenz und ihr moralisches Gewicht
in die zivilgesellschaftliche Debatte einzu-
bringen und für die Korrektur von sozialen
Ungerechtigkeiten oder kontraprodukti-
ven Gesetzesbestimmungen einzutreten.
Die politische Ebene tut gut daran, in Zu-
kunft noch deutlicher auf die Stimme der
Kirchen und ihrer diakonischen Institutio-
nen zu hören.

Ganz offensichtlich gilt für die Vernet-
zung der Diakonie mit der Zivilgesellschaft
das Gleiche, was sich schon beim Verhält-
nis zwischen Diakonie beobachten ließ: Da,
wo wirklich engagierte Arbeit für die von
Not Betroffenen gemacht wird, da entsteht
die Vernetzung mit all den anderen zivilge-
sellschaftlichen Gruppen, die am gleichen
Strang ziehen, von ganz allein, jedenfalls
wenn keine theologischen oder milieube-
dingten Berührungsängste bestehen. Die
schon erwähnte Grosse-Studie zu den in
der Armutsarbeit aktiven Kirchengemein-
den hat gezeigt, dass gerade bei der Arbeit
mit Armen die Vernetzung mit der Zivilge-
sellschaft eine zentrale Rolle spielt: „Die
untersuchten Kirchengemeinden haben
deutlich mehr Beziehungen zu (kirchlichen
oder nicht-kirchlichen) Kooperationspart-
nern als eine ‚typische‘ Kirchengemeinde in
Deutschland. Das dürfte mit ihrer starken
Gemeinwesenorientierung zusammenhän-
gen, die eine Beschränkung und Fixierung
auf binnenkirchliche Belange ausschließt.“5

Aus dem Modell einer „öffentlichen Dia-
konie“ ergibt sich die Vision von einer Dia-
konie, die auf der Basis eines klaren kirch-
lichen Profils und einer beherzten Vernet-



CuS 1/08 47

Diakonie in der Perspektive „öffentlicher Theologie“

zung mit der Zivilgesellschaft „der Stadt
Bestes sucht“. Das im Juli diesen Jahres ver-
öffentlichte Papier „Handlungsoption Ge-
meinwesendiakonie“ ist eine hervorra-
gende Basis, um dieser Vision eine
erkennbare Gestalt zu geben. Es trifft genau
die Intentionen der EKD-Armutsdenk-
schrift, indem es einen Prozess in den Blick
nimmt, der von der „Kirche für andere“ zu
der „Kirche mit anderen“ führt6 und indem
es ein ganzheitliches diakonisches Profil
entwickelt, das Modernität und christliche
Identität verbindet, Kirchengemeinde und
Sozialraum vernetzt und die Kooperatio-
nen mit nicht-kirchlichen Institutionen bzw.
Gruppen ausbaut. Es realisiert damit ein
Konzept, das Theodor Strohm einmal „Wi-
chern III“ genannt hat, nämlich die Moder-
nisierung des von Wichern entwickelten
Gedankens, christliche Assoziationen der
Hilfsbedürftigen selbst zu veranlassen und
ihnen damit Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten.7

Es gibt gute Gründe für die Vermutung,
dass bei einer solchen bewussten und theo-
logisch gewollten Öffnung der Diakonie in
Richtung Zivilgesellschaft nicht – wie von
den Vertretern des Modells der Kontrastge-
sellschaft befürchtet – das christliche Profil
verschwimmt, sondern im Gegenteil ge-
rade in seiner Authentizität erkennbar
wird. Bei der Wittenberger Armutstagung
gehörte der Wunsch nach seelsorgerlicher
Begleitung zu den Punkten, die in den Be-
richten über die Bedürfnisse der von Ar-
mut Betroffenen am häufigsten genannt
wurden. Auch in unserer säkularer gewor-
denen Gesellschaft wissen die Menschen,
woher die Kirche kommt. Wo Kirche und
Diakonie als glaubwürdige Akteure in der
Zivilgesellschaft sichtbar werden, begin-
nen sie auch wieder, sich für die Kirche zu
interessieren.

Ich schließe mit einer Überlegung zu Dia-
konie und Eschatologie.

4. „Was ihr getan habt diesem gering-
sten meiner Brüder …“ – Diakonie und
Eschatologie

Wie gut oder schlecht auch immer die
Bilanzen sein mögen, die Sie in ihren Ein-
richtungen erwirtschaften, am Ende zählt
nur eine Bilanz. Wenn der große „Öko-
nom“, wie Douglas Meeks in seinem Buch
„God the Economist“ Gott bezeichnet hat,
unsere Aktiva und Passiva am Ende unse-
res Lebens zusammenrechnet, dann mag
das Ergebnis nicht besonders gut ausse-
hen. Alle Bilanzmanipulationen, zu denen
wir in unserem irdischen Leben doch im-
mer wieder mit erstaunlichen Energien fä-
hig sind – die Alten haben das einmal
„Sünde“ genannt – all diese Manipulatio-
nen werden an ihr Ende kommen und die
Wahrheit wird offenbar werden. Und ge-
rade wer die Not jeden Tag sieht, wird sich
fragen, ob er wirklich alles für die „gering-
sten seiner Brüder“ getan hat. Für jeden,
der sein Leben so nüchtern ansieht, muss es
immer wieder von neuem als ein Wunder
erscheinen, wenn er darauf vertrauen darf,
dass am Ende trotzdem nicht der Bankrott
steht, weil Gott, der Ökonom, so ganz an-
ders rechnet als wir menschlichen Ökono-
men. Dieser Ökonom übernimmt einfach
selbst unsere Passiva und gibt sie uns als
Aktiva zurück. Das, was Luther als den
„fröhlichen Wechsel“ bezeichnet hat, ist
letztlich die Grundlage für alles, was die
Diakonie tut. Ihre Schuldnerberatungsstel-
len, alle Hilfen für Menschen in Not, sind
eben nicht nur ein strategisches Hand-
lungsfeld als Konsequenz diakonischer Be-
darfsanalysen, sondern sie sind authenti-
scher Ausdruck der dankbaren Gewissheit,
dass uns selbst die Schulden erlassen sind
und wir frei werden.

Solchermaßen freie Christenmenschen,
die sich aus der Dankbarkeit für das erfah-



rene Gute zusammentun, die aus dieser
Dankbarkeit heraus dem Nächsten dienen
wollen, die Einrichtungen ins Leben rufen,
um das möglichst wirksam zu tun und die
durch öffentliche Anwaltschaft und durch
unternehmerisches Geschick die Situation
der Schwachen verbessern helfen, die Ge-
meinschaft all dieser Christenmenschen,
das ist die Diakonie.

* Vortrag bei der Diakonischen Konferenz am
18.10. 2007 in Münster zu „Vernetzung
Kirche – Diakonie – Welt“

1 Vgl dazu ausführlicher H. Bedford-Strohm,
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xer Sozialethik, in: I. Gabriel/U. Körtner/
A. Papaderos, Perspektiven ökumenischer
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Von Ulrich Peter

Der Name Hans Francke ist heute
selbst vielen religiösen Sozialistin-
nen und Sozialisten unbekannt,

völlig zu Unrecht, denn er war im deut-
schen  religiösen Sozialismus und Pazifis-
mus der Weimarer Zeit eine der herausra-
gendsten und interessantesten Persönlich-
keiten. Ich habe mich näher mit Francke
und seinem Wirken im Kontext einer Kir-
chengeschichts-Arbeitsgruppe in der
Kreuzberger Heilig-Kreuz-Gemeinde be-
schäftigt und diese Ergebnisse danach im
Zusammenhang mit meiner 1995 publizier-
ten Dissertation  vertieft und erweitert. Die
damalige Regionalgruppe Berlin des BRSD
hatte in den 80er Jahren einen Verein mit
dem Namen „Hans-Francke-Initiative“ ge-
gründet, um Francke dem Vergessen zu
entreißen. Leider gelang dies nur zum Teil,
die gesellschaftlichen und kirchlichen Rah-
menbedingungen waren nicht günstig.
Umso wichtiger ist heute erneut an Francke
zu erinnern.

Hans Karl August F. wurde am 19. Ja-
nuar 1864 in Breslau als Sohn des Zivilinge-
nieurs Friedrich F. und dessen Ehefrau Cä-
cilie geboren. Er legte das Abitur in Breslau
ab und studierte anschließend an den Uni-
versitäten Breslau und Berlin evangelische
Theologie. Sein Examen bestand er am
29.10. 1890. Danach tat er Dienst als Pfarr-
vikar und wurde 1892 Diakonus in Bern-
stadt und 1897 in Görlitz. 1904 übernahm er
die zweite Pfarrstelle an der Berliner Zi-
ons-Gemeinde  und wurde 1909 dritter

Pfarrer an der Kreuzberger Heilig-Kreuz-
Kirche. Dieses Pfarramt hatte F., der am
18.5. 1892 in Stettin Ella Pauline Charlotte
Francke, Tochter des dort lebenden Zimme-
rermeisters August F. geheiratet hatte, bis
zu seiner Emeritierung am 1. April 1929
inne. Danach verzog er nach Berlin-Lichter-
felde. Dort ist er am 31. August 1938 gestor-
ben. Der liberale Theologe war im prote-
stantischen Liberalismus so bekannt, dass
sogar die führende Wochenzeitschrift die-
ser Richtung, die von Martin Rade geleitete
„Christliche Welt“, seinen Tod meldete.

Der Pazifist Hans F.:

Schon um die Jahrhundertwende schloss
sich F. der organisierten Friedensbewegung
an, die er als Redner und Publizist wirksam
unterstützte. Pazifist wurde er während
seines Wehrdienstes. Am 1.10.1889 trat er
eine einjährige Militärzeit an, die er als Un-
teroffizier beendet. Da ein „Einjährig-Frei-
williger“, zumal mit Abitur im Regelfall
als Leutnant der Reserve entlassen wurde,
lässt der niedrige Rang auf kein besonderes
Engagement in militärischer Hinsicht
schließen. Er berichtet selbst kaum von die-
ser Zeit. Die genannten Daten stammen aus
einem Schriftwechsel, in dem er sie
zwangsläufig erwähnen musste, da er sie
auf seine Pensionsansprüche angerechnet
bekommen wollte. Die einzige darüber hin-
aus bekannte Erwähnung seiner Erfahrun-
gen mit Militärs ist äußerst negativ. 

„Ich amtierte damals in einer Kleinstadt,
… die eine Garnison von Dragonern be-
herbergte. … Das Schmählichste waren die
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„Trachtet am ersten nach dem Reich
Gottes und nach seiner Gerechtigkeit“1



offiziellen Festessen. Abgesehen von der
Schlemmerei, mit der man sich dabei güt-
lich tat, endeten sie regelmäßig in einer
wüsten Sauferei und zuletzt in einem joh-
lenden Vergnügen an Schweinereien und
Vortrag schmutzigster Zoten, an denen
man sich nicht genug tun konnte. Ich habe
diese Freude anderer am Unsittlichen sonst
nur noch während meines Militärdienst-
jahres erlebt, das mir als eine ‚Schule der
Unzucht’ in deutlicher Erinnerung geblie-
ben ist, nachdem man mir’ s als ein Stahl-
bad der Willenskräftigung und Körperstär-
kung in Aussicht gestellt hatte. Ja, es sind
herrliche Zeiten gewesen, die Zeiten des
verflossenen imperialistischen Regimes.
Und es ist wirklich beglückend, zu sehen,
wie sich die nationalistischen kirchlichen
Kreise nach jenen Zeiten zurücksehnen. Sie
wollen ‚ihren Kaiser wieder haben’, von
dem sie endlich wissen müssten, dass ihn
sein Scheinchristentum nicht gehindert hat,
sich vor Gott und den Menschen in uner-
träglicher Eitelkeit aufzublähen und Men-
schenleben mit derselben Brutalität und
Gewissenlosigkeit seinem Machtwahn für
verfallen zu erklären, wie es heute der
‚christliche’ Herr Hitler tut.“2

Bereits vor dem 1. Weltkrieg übernahm
er die Leitung der Berliner Ortsgruppe der
„Deutschen Friedensgesellschaft (DFG)“.
Im Rahmen des „V. Weltkongresses für
freies Christentum“, der im August 1910 in
Berlin stattfand, organisierte er eine Son-
derzusammenkunft zum Thema „Die Reli-
gion und der Friede“, die erste „Christliche
Friedenskonferenz“ in Deutschland, an der
er als Redner der Deutschen Friedensge-
sellschaft teilnahm.

1913 gehörte er zu den Initiatoren einer
protestantischen Friedenserklärung, die an-
lässlich des 100. Jahrestages der „Völker-
schlacht von Leipzig“ in der viel gelese-
nen Zeitschrift „Christliche Welt“3

veröffentlicht wurde. Francke und die üb-
rigen Initiatoren forderten die „Geistlichen
und theologischen Hochschullehrer der
evangelischen deutschen Landeskirchen“
auf, für Völkerfrieden und gegen das Wett-
rüsten einzutreten. Charakteristisch für
Franckes Denken ist die folgende Passage:

„Mit diesen Forderungen, die den Urge-
danken des Evangeliums entsprechen, soll-
ten diejenigen voranstehen, die auf Kathe-
der und Kanzel die Religion des
Gekreuzigten verkünden. Es ist schmerz-
lich zu bedauern, dass bisher nur ein ver-
schwindender Teil der deutschen evangeli-
schen Theologen den Völkerfrieden
öffentlich vertritt, dass wir diese prakti-
sche Gefolgschaft Jesu Christi der kirchen-
fremden4 Sozialdemokratie überlassen.“

Während des 1. Weltkrieges war er u.a.
zusammen mit Rudolf Breitscheid, Kurt
Eisner und Gustav Landauer beteiligt an
der Gründung des „Bundes Neues Vater-
land“, der wohl wichtigsten pazifistischen
Gruppe in Berlin während des 1. Weltkrie-
ges. 1917 unterzeichnete F. das „Friedens-
wort deutscher Protestanten“, mit der eine
Gruppe protestantischer Theologen einen
Verständigungsfrieden erreichen wollte. F.
wurde von der politischen Polizei über-
wacht und 1918 in einer „Liste der im Lan-
despolizeibezirk Berlin und Umgebung
wohnhaften namhaften Pazifisten“ geführt.
Nach dem Krieg leitete er zeitweise die
Berliner DFG-Ortsgruppe und gehörte
lange dem Reichsvorstand der DFG an. Am
10.2. 1929 trat er aus dem Präsidium der
DFG zurück, da er den radikalpazifisti-
schen Kurs der neuen DFG-Mehrheit nicht
unterstützen wollte.

Francke kritisierte bereits die Militärseel-
sorge mehrere Jahrzehnte vor den kirchli-
chen Bruderschaften, wobei er viele Argu-
mente der 50er Jahre vorwegnahm.
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Konstitutiv für ihn war das Verständnis
des Evangeliums als einer Friedensbot-
schaft, als Aufforderung zum Pazifismus.
Davon ausgehend wurde alles abgelehnt,
was dieser Friedensbotschaft widersprach.
Gegen das „Christusbild der Nationali-
sten“5 setzte er den „Welt-Heiland des
Evangeliums.“ Exemplarisch hierfür stand
die Ablehnung der Militärseelsorge. Hans
Francke erinnerte im SDAV daran, dass in
der urchristlichen Kirche die Soldaten so-
gar von den christlichen Gemeinden ausge-
schlossen waren. Demgegenüber gäbe es in
der evangelischen Kirche des 20. Jahrhun-
derts sogar eine eigene kirchliche Versor-
gung für die Armee. 

„Hat ein Soldat wirklich einmal ‚religiö-
ses Verlangen’, warum sucht er sich seinen
Platz nicht in den vielen, zivilen, ‚gewöhn-
lichen’ Gottesdiensten, die jedermann offen
stehen? … Mit demselben Recht, mit dem
das Militär Extrageistliche für sich bean-
sprucht, besondere Seelsorge und Gottes-
dienste, könnten dies andere Berufsstände
doch auch tun. Manche vielleicht mit sehr
viel größerem Recht. Man denke an den
Stand der Bergarbeiter, Krankenpfleger,
Lehrer usw. … Unser Heer ist doch eine
Staatsinstitution. Haben wir nicht die Tren-
nung von Kirche und Staat? … Darum fort
mit dem Luxus einer unmotivierten Kirch-
lichkeit an einer Stelle, wo sie am allerwe-
nigsten hingehört. Es ist eine Willkürlich-
keit ersten Ranges, dass man im
republikanischen Staat den Posten ‚Hee-
resseelsorge‘ hat weiter bestehen lassen.“6

F. war einer der bekanntesten Pazifisten
Berlins und übte in der Weimarer Friedens-
bewegung einen nicht zu unterschätzen-
den Einfluss aus. Dies schlug sich auch in
den Nachrufen nach seinem Tod nieder. So
erschienen 1938 ein von Hans Wehberg
verfasster Nachruf in der im Schweizer Exil
erscheinenden „Friedenswarte“7 und ein

weiterer aus der Feder von Leonhard Ra-
gaz im Novemberheft der Zeitschrift
„Neue Wege“.8

„Der jüngst verstorbene Pfarrer Hans
Franke in Berlin war ein charaktervoller,
tapferer und volkstümlicher Vertreter des
religiösen Sozialismus und der Friedensbe-
wegung, die er beide auf seine besondere
Art verstand. Das Hitlertum hat ihm in ei-
ner seiner Kasernen ein Martyrium berei-
tet, dessen Darstellung durch ihn selbst zu
den klassischen Dokumenten dieser Art
gehört“.

Der Sozialist Hans F.:

Bereits vor dem 1. Weltkrieg war F. Sym-
pathisant der SPD. Als ihm 1906 eine Wer-
beschrift des „Reichsverbandes gegen die
Sozialdemokratie“ zugestellt wurde, ant-
wortete er:

„Als Geistlicher habe ich den Anhängern
aller Parteien ohne Unterschied zu dienen,
auch den Sozialdemokraten, zumal deren
Parteigrundsätze mindestens so christlich
sind wie beispielsweise die der Konserva-
tiven“.

In einer Kontroverse mit General Litz-
mann, der später Reichstagsabgeordneter
der NSDAP wurde, erklärte F. zur Arbeiter-
bewegung und zur SPD:

„Für uns Pfarrer hat diese Berührung
nichts Bedenkliches. … Wir haben ihr Ver-
dienst anzuerkennen, wo sie solches ha-
ben, und haben uns selbst und unseren
Freunden Buße zu predigen, wo wir uns
von jenen beschämen ließen“.

Bereits vor dem 1. Weltkrieg war er ein
bekannter Debattenredner in der Ausein-
andersetzung mit den Freidenkern und
dem sozialdemokratisch ausgerichteten
„Komitee Konfessionslos“. F. war schon zu
einer Zeit von seinem Denken her „religiö-
ser Sozialist“, als es den Begriff noch nicht
einmal gab. Ein Auszug aus einer Debat-
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tenrede F.’s beim Berliner Religionsge-
spräch 1910 dokumentiert dies besonders
eindrücklich:

„… hat den zum Licht emporverlangen-
den Menschheitsmassen der Nazarener
nichts zu sagen? Ich dächte, sein Evange-
lium gibt ihnen so wuchtige Argumente
gegen Mammonismus und Kapitalismus
in die Hände, dass sie sich ein willkom-
meneres Arsenal, eine bessere Bundesge-
nossenschaft kaum wünschen können.
Weshalb hängt denn auch ein Christusbild
im Gewerkschaftshause zu Amsterdam
zwischen den Bildern von Marx und En-
gels? Weil man sich dort bewusst ist, an
ihm einen idealen Verbündeten zu haben
im Kampf gegen seelenverderbende, gei-
sterknechtende Not! So möchte ich den
heut hier anwesenden Sozialisten geradezu
zurufen: lasst Euch diesen Verbündeten
nicht nehmen! Lasst Euch durch eine theo-
logisch-philosophische Hypothese dieses
Vorkämpfers nicht berauben, der für Eure
Bewegung ein ideales Moment bedeutet!
(Stürmischer Beifall).“

1918 war er Mitglied der USPD, trat aber
bald nach Ende des Krieges wieder der
(Mehrheits-) SPD bei. Er war als Funktio-
när und als gesuchter Referent in vielen
Parteiversammlungen tätig. F. war in der
SPD derart verankert, dass er bei den Wah-
len zum preußischen Landtag, die am 20. 2.
1921 stattfanden, auf Platz 10 der Berliner
SPD-Liste kandidierte. Während der ge-
samten Weimarer Republik war F. Redner
bei Wahlveranstaltungen und  Mai-Kund-
gebungen. Hans Francke wollte am 1. Mai
1919 einen besonderen Festgottesdienst in
seiner Kreuzberger Heilig-Kreuz-Ge-
meinde durchführen, die erforderliche Ge-
nehmigung wurde ihm vom GKR aller-
dings versagt. 1920 trat er erstmals als
Prediger in einem 1.Mai-Gottesdienst auf.9
Ab 1921 führte er in der Heilig-Kreuz-Kir-

che religiös-sozialistische Maifeiern und –
Gottesdienste durch, die 1921 sogar in der
SPD-Tageszeitung VORWÄRTS v. 30.April
annonciert werden.

„Der Bund religiöser Sozialisten veran-
staltet in diesem Jahr zum 1.Mai mehrere
religiöse Maifeiern in Berliner Kirchen. Es
spricht Pastor Genosse Francke vormittags
in der Heiligkreuz-Kirche … Die Arbeiter-
schaft wird dringend zur Teilnahme aufge-
fordert.“ 

Zudem publizierte er ständig in der
SPD-Presse. In der Endphase der Weimarer
Republik hat er sich stark im Kampf gegen
die aufkommende NSDAP exponiert. Er
konnte hier seine Aktivitäten zur Abwehr
des Antisemitismus fortsetzen, die bereits
seit Beginn der Weimarer Republik ein
wichtiges Arbeitsfeld F.’s darstellten. Nach-
dem am 5. und 6. November 1923 die Ber-
liner Faschisten im vor allem von den sog.
Ost-Juden bewohnten Berliner Scheunen-
viertel randaliert hatten (das erste Berliner
Pogrom in der Weimarer Republik!), führ-
ten am 20.11. 1923 mehrere Berliner Orga-
nisationen im Scheunenviertel eine Protest-
kundgebung durch, die von einigen
Tausend Menschen besucht wurde. Haupt-
redner waren Otto Nuschke, nach 1945
Vorsitzender der Ost-CDU, und Hans
Francke. 

Der religiöse Sozialist Hans F.:

Hans Francke hat als Vorstandsmitglied
des „Bundes Neue Kirche“ die Fusion mit
dem „Bund der sozialistischen  Kirchen-
freunde“ zum Berliner „Bund religiöser So-
zialisten“ (BRS) 1919 mitorganisiert. Von
1919 bis 1933 hat er kontinuierlich zum
Führungskader des Berliner BRSD gehört.
Er organisierte in seiner Kirche eine starke
Gemeindegruppe des BRSD, die 1925 auf
der liberalen Liste und 1932 mit einer sepa-
raten BRSD-Wahlliste an der Kirchenwahl
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teilnahm. Diese Gemeindegruppe war der
Kern des BRSD-Bezirks Berlin-Südwest,
der sich wesentlich um Francke gruppierte.
Er war ein gefragter Redner in BRSD-Ver-
anstaltungen und ein beliebter Prediger. In
der Presse des BRSD ist eine Vielzahl von
Predigten und Artikeln von ihm erschie-
nen. Nach seinem Umzug nach Berlin-
Lichterfelde 1930 bemühte er sich dort um
die Bildung einer BRSD-Ortsgruppe. Als
1931 der neue Berliner BRSD-Westbezirk
seine Arbeit aufnimmt, ist es wesentlich
Francke, der die Arbeit stimuliert und sta-
bilisiert. 1932 ist Hans Francke als stellver-
tretender Landesvorsitzender des BRSD in
Preußen verantwortlich für den Kirchen-
wahlkampf.

Die religiösen Sozialisten, deren Haupt-
ziele die Erringung des Heimatrechts der
Arbeiterschaft in der Kirche, die Überwin-
dung der Trennung der Arbeiterschaft von
der Kirche und die Reform der Kirche an
Haupt und Gliedern waren, blieben in der
Gemeinde Hl. Kreuz ein Fremdkörper, ge-
nauso wie die bürgerliche Kirchenge-
meinde ein Fremdkörper im proletarischen
Kreuzberg blieb. In praktisch allen Fragen
standen die rel. Sozialisten gegen die Mehr-
heit der Gemeindekörperschaften. 
– Im Schulbereich traten sie für die welt-

liche Schule ein, während die Kirche
Massenkundgebungen für die Beibe-
haltung der Konfessionsschule organi-
sierte,

– während des Volksbegehrens für die
Fürstenenteignung unterstützten die
Rel. Sozialisten das Volksbegehren,
während sich die Gemeindemehrheit
unter Bezug auf das 7.Gebot auf die
Seite der Fürsten stellten.

– Gegen die Dolchstoßlegende der Reak-
tionäre stellten sie den deutschen Mili-
tarismus als Kriegsverursacher.

– Gegen die Allianz der Kirche mit den
Mächtigen forderten sie die Partei-
nahme für die Mühseligen und Belade-
nen, für die Frauen und   Kinder in den
Mietskasernen, für die Arbeitslosen
und Ausgesteuerten Kreuzbergs.

– Gegen militaristische Stahlhelm-Feiern
in der Kirche setzten sie Friedensgottes-
dienste, die in Hl. Kreuz nicht geneh-
migt wurden und deshalb in der be-
nachbarten St. Thomas-Gemeinde
stattfanden, in der der sozialistische
Pfarrer Karl Schmidt wirkte und die
eine starke religiös-sozialistische
Gruppe im GKR hatte.

Solche Positionen waren und blieben in
der damaligen Kirche krasse Außenseiter-
positionen.

Hans  Francke 1933 und danach:

Hans Francke war ein Mensch mit einem
großen persönlichen Mut. Er wurde am 6.3.
1933 als einer der ersten Pfarrer im Reich
von den Nazis verhaftet und im „wilden
KZ“ in der Kreuzberger Hedemannstraße
31, dem Sitz der Berliner SA-Führung, in-
haftiert. Nach seiner Freilassung verfasste
er über seine Erlebnisse einen Bericht mit
dem Titel „Meine Verhaftung durch SA-
oder SS-Leute“. Dieser Bericht zirkulierte
unter den BRSD-Genossen und wurde von
F. dem Konsistorium zugeleitet, damit die
Kirche erführe, was die Nazis mit Pfarrern
machten. Als Berliner BRSD-Pfarrer die
Verhaftung F.s publik machten und aus sei-
nem Bericht zitierten, wurde F. erneut ver-
haftet. Auch die erneute Haft brach nicht
den Willen des 69-jährigen. Zusammen mit
dem Neuköllner BRSD-Pfarrer Rackwitz
führte er die Arbeit der „Bruderschaft so-
zialistischer Theologen“ weiter, deren
Schatzmeister er seit 1931 war.

Der bekannte Pazifist Hans Wehberg, der
lange mit F. zusammengearbeitet hatte und
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offensichtlich auch nach seiner Emigration
in die Schweiz den Kontakt weiter auf-
rechthalten konnte, zog 1938 in seinem
Nachruf in der „Friedenswarte“ das Resü-
mee des Lebens von Hans F..

„Am 31. August 1938 starb in Berlin nach
langem Leiden der Pastor i.R. Hans
Francke im 75. Lebensjahre. In den ersten
zehn Jahren nach dem Weltkriege hat
Francke als Mitglied der Geschäftsleitung
der Deutschen Friedensgesellschaft, gleich-
zeitig aber auch ihrer Berliner Ortsgruppe,
eine höchst ehrenvolle Rolle gespielt. Die-
ser evangelische Pfarrer hatte einen hohen
Begriff von der Idee des Rechts und der Ge-
rechtigkeit. … Die gerade und mannhafte
Persönlichkeit Hans Franckes wird allen
in lebendiger Erinnerung bleiben, die den
Vorzug hatten, Seite an Seite mit ihm für
hohe Ideale einzutreten.“

Literatur zu Francke: 
Lütgemeier-Davin, Reinhold, Pazifismus
zwischen Kooperation und Konfrontation.
Das Deutsche Friedenskartell in der Weimarer
Republik.  Köln 1982
Dieterich, Alfred (Hrsg.), Berliner Religionsge-
spräch 1910, „Hat Jesus gelebt?“, Berlin 1910
Ulrich Peter, „Der Bund der religiösen Sozia-
listen in Berlin von 1919 bis 1933. Geschichte,
Struktur, Theologie und Politik“, Bern 1995
(Einige Exemplare sind noch für 20,– € bei
mir erhältlich.)
derselbe, „Trachtet am Ersten nach dem
Reich Gottes und  nach seiner  Gerechtig-
keit“, Hans Francke und die Gruppe der
religiösen  Sozialisten in Hl. Kreuz, in: Georg
Uehlein (Hrsg.), Die  Pickelhaube über der
Stadt, Studien zum Verhältnis einer Berliner
Kirchengemeinde zur großstädtischen Gesell-
schaft und Politik zwischen 1850 und 1945
am Beispiel der Heilig-Kreuz-Gemeinde,
Berlin 1995
Artikel „Hans Francke“ im BAUTZ-Kirchenlexi-

kon Band XVIII (2001), Spalten 453–456,
Autor: Matthias Wolfes. Im Internet unter:
http://www.bautz.de/bbkl/f/francke_h_k_a.
shtml
Norbert Andrae, Hans Francke – Wurzeln
eines kirchlichen Antifaschismus, in:  Hans-
Francke-Initiative Berlin (Hrsg.), Deutschna-
tionales Christentum am Beispiel Otto Dibeli-
us, Berlin 1989
(Einige Exemplare sind noch zum Preis von
3,– € plus Porto bei mir zu beziehen.)

1 Diese Stelle aus der Bergpredigt Jesu
(Matthäusevangelium, Kap.6, Vers 33) fehlte
in kaum einem religiös-sozialistischem
Gottesdienst und stellt den Kernsatz religiös-
sozialistischer Befreiungstheologie dar.
2 Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes
(SdAV – die Wochenzeitung des Bundes der
rel. Sozialisten) Nr.4/1931, Artikel „Kaiser-
geburtstagsfeiern“
3 In: „Christliche Welt (CW)“, Beiblatt zu
Nr. 30 des Jahrgangs 1913
4 Dies ist eine wichtige Unterscheidung zur
kaisertreuen Amtskirche, die immer von der
„kirchenfeindlichen Sozialdemokratie“
sprach. Demgegenüber vertraten  die religiö-
sen Sozialisten die Position, die Kirche habe
sich durch ihre Parteinahme für die herr-
schende Obrigkeit und gegen die Arbeiterbe-
wegung selbst von den Arbeitern entfremdet.
Wenn hier von Schuld zu reden sei, dann
liege sie auf Seiten der Kirche!
5 So der Titel eines Artikels von Francke im
SDAV, Nr. 44/1932
6 „Zum Wehretat – Militärseelsorge“, in:
SDAV, Nr. 33/1930
7 Jg. 1938, S. 249
8 Neue Wege. Heft 11  (November) 1938,
S. 520
9 Seine erste Maifeier-Predigt aus dem Jahr
1920 ist abgedruckt in „Die soziale Botschaft
des Christentums“, Hg. von Friedrich Sieg-
mund-Schulze, Berlin 1921.
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„Ein Christ soll Sozialist sein!“

Von Ulrich Peter

August Bleier ist heute selbst vielen
religiösen Sozialistinnen und So-
zialisten unbekannt, völlig zu Un-

recht, denn er war im deutschen  religiösen
Sozialismus und Pazifismus der Weimarer
Zeit eine der herausragendsten und inter-
essantesten Persönlichkeiten. Ich habe
mich mit Bleier und seinem Wirken im Zu-
sammenhang mit meiner 1994 publizier-
ten Dissertation  intensiv befasst.  

Persönliche Biographie:

Er wurde am 2. August 1882 in Erkrath/
b. Düsseldorf geboren und starb am 12. Ja-
nuar 1958 in Berlin. August Hermann Jo-
hannes Bleier war der Sohn des Pfarrers
Friedrich Wilhelm Bleier und seiner Ehe-
frau Julie Creutzburg. Friedrich Wilhelm
Bleier war Pfarrer im Düsseldorfer Vorort
Erkrath und Superintendent der Diözese
Düsseldorf und in Theologenkreisen im-
merhin so bekannt, dass sein Tod am 31.
März 1920 vom „Kirchlichen Jahrbuch“
vermerkt wurde.2 August Bleier absolvierte
das Gymnasium in Düsseldorf und stu-
dierte anschließend an den Universitäten
Halle, Tübingen und Bonn Theologie. Er
wurde am 8.11. 1908 ordiniert. 1908 war er
als Hilfsprediger in Gummersbach tätig,
wo er 1909 eine Pfarrstelle übernahm. 1912
wurde er Pfarrer in Grevenbroich/ Rhein-
land und 1915 übernahm er die 3. Pfarr-
stelle an der Trinitatiskirche in Berlin-Char-
lottenburg, die er bis 1953 innehatte. 

Verheiratet war er seit dem 1.12. 1908 mit
Maria Hertzer, Tochter des Pfarrers Otto
Hertzer aus Heudeber/ Harz. Die Ehe, aus

der ein Sohn und eine Tochter hervorgin-
gen, wurde 1946 geschieden.3

Theologische Biographie:

Bleier hielt am 4. Oktober 1914 eine Gast-
predigt in der Charlottenburger Trinitatis-
Gemeinde, die seine Berufung nach sich
zog. In der Weimarer Republik war Bleier
einer der bekanntesten Prediger in Berlin,
in dessen Gottesdienste auch viele soziali-
stische Arbeiter aus ganz Berlin strömten.4
Er sprach häufig in den Morgenfeiern des
Berliner Rundfunks.5 Bleier war ein radika-
ler Vertreter der liberalen Theologie und
wurde wiederholt vor das Konsistorium
geladen, „um sich wegen seiner Lehre und
des in seinen Vorträgen vertretenen Stand-
punktes zu rechtfertigen“.

Bleier hat wesentlich die „sozialistische
Feierstunde“ als Form des religiös-soziali-
stischen Gottesdienstes entwickelt und in
vielfältigen Formen angewandt. Allein in
Trinitatis fanden zwischen 1922 und 1933
über 100 dieser „Feierstunden“ statt. Zu
seinen Hörern gehörten in großer Zahl Ar-
beiter und Kirchenferne. Viele seiner Pre-
digten, von ihm oft als „Ansprachen“ be-
zeichnet, wurden hektographiert oder in
Periodika der religiösen Sozialisten publi-
ziert. Weitere erschienen in Broschüren-
form.6 Von Seiten seiner Gegner in Ge-
meinde und Landeskirche wurde ihm
vorgeworfen, „Weihestunden“ abzuhalten
und keine christlichen Gottesdienste.

Politische Biographie: 

August Bleier war in drei Bereichen
gleichzeitig exponiert tätig: a.) in der Partei-
politik, b.) in Organisationen der religiösen
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Sozialisten und c.) im Gesamtbereich des
Weltkriegs- und Weimarer Pazifismus.

a.) Parteipolitik: Bleier ist praktisch direkt
nach der Gründung der links-liberalen
„Deutschen Demokratischen Partei“ Ende
1918 Mitglied dieser Partei geworden und
hat sich auch hierfür engagiert, tritt aber
bereits im Sommer 1920 als Autor im sozi-
aldemokratischen VORWÄRTS auf. Seit
1920 ist er Mitglied der SPD, der er bis zum
Ende der Weimarer Republik und wieder
nach 1945 angehört hat. Bleier hat sich als
Sozialdemokrat sehr exponiert und war als
Redner bei verschiedensten Anlässen in
SPD-Gruppen, bei Maikundgebungen, in
Wahlkämpfen  und anderen Parteiveran-
staltungen sehr gefragt. Aus seiner Feder
stammen viele Artikel in SPD- bzw. dieser
nahe stehenden Presseorganen. Ebenfalls
war er Mitglied des „Reichsbanners“, der
republikanischen Wehrorganisation.

b.) Religiöse Sozialisten: Bleier war als
Mitglied der „losen Vereinigung evangeli-
scher Friedensfreunde“ und des „Bundes
Neue Kirche“ ab 1917 am Herausbildungs-
prozeß der Berliner religiösen Sozialisten
(BRS) mitbeteiligt. Nachweisbar seit 1921
gehört er zur Führungsgruppe des BRS in
Berlin. Als sich 1924 in Meersburg die ver-
schiedenen regionalen Organisationen der
religiösen Sozialisten zu einer „Arbeitsge-
meinschaft“ zusammenschließen, aus der
dann zwei Jahre später der Reichs-BRSD
entsteht, wird Bleier Mitglied des „Arbeits-
ausschusses“, d.h. der provisorischen Lei-
tung.  Bis 1933 ist er eine der wichtigsten
Persönlichkeiten des BRSD geblieben.

1921 gründet er eine eigene Organisa-
tion, die „Vereinigung der Freunde von Re-
ligion und Völkerfrieden (VDF)“, die er lei-
tet und die den Charakter einer
Personalgemeinde hat. Sie hat in diesen
Jahren zwischen dreihundert und sechs-
hundert Mitglieder, verfügt über Jugend-

gruppen und einen Chor  und ist seit 1925
in der Trinitatis-Gemeinde mit einer star-
ken Fraktion im Gemeindekirchenrat ver-
treten. 

Die Zielsetzung der VDF illustriert ein
Flugblatt zur Kirchenwahl 1928.  
„Vergesst nicht –
die Kirchenwahl in der Trinitatis-Gemeinde
Sonntag von 11–18 (6) Uhr ! …
Die Wahl ist geheim.
Wer dafür ist:
dass die Kirchensteuer nicht erhöht wird,
dass die Besitzenden die Hauptlast tragen,
dass die Armen in der Kirche dasselbe Recht ha-
ben wie die Reichen,
die Republikaner ebenso geachtet werden wie
die Monarchisten,
dass auf der Küsterei alle gleich behandelt wer-
den,
dass Gerechtigkeit, Freiheit für alle Richtungen
herrsche,
dass keine Kriegshetze von der Kanzel getrieben
wird,
wählt nur den Wahlvorschlag der Freunde von
Pfarrer Bleier!
Spitzenkandidat für den Kirchenrat:
Fritz Brichmann
Spitzenkandidat für die Gemeindevertretung:
Frau Emma Hippel.“

Mit dem BRSD ist sie durch Satzungen,
Kartellverträge und Doppelmitgliedschaf-
ten eng verbunden, hat mehrere Gruppen
in Berlin und einige in der Provinz.  Die
VDF übernahm in den eher bürgerlichen
Berliner Bezirken Charlottenburg und Steg-
litz die Funktion einer BRSD-Ortsgruppe.
Als ständiges Organ der VDF gründete er
im Januar 1923 das „Mitteilungs-Blatt der
Vereinigung der Freunde von Religion und
Völkerfrieden“. Seit Jahresbeginn 1926 gab
er die Zeitschrift „Der Weltfriede“ heraus,
die bis April 1933 erschien.

Früh bekämpfte er den Antisemitismus
in Kirche und Gesellschaft. In einem Arti-
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kel für die Zeitschrift „Das Neue Werk“7,
das vor allem von Christen aus dem Um-
feld der DDP gelesen wurde, nahm er ent-
schieden Stellung gegen die „verwüstende
Propaganda des Rassenhasses“. Bleier
konnte hier seine Position in einem Satz
zusammenfassen: „Wer Antisemit ist, kann
kein Christ sein.“ 

Nach 1945 hat sich Bleier zeitweise an
der Reorganisierung der Berliner religiö-
sen Sozialisten beteiligt, hat sich aber nicht
mehr exponiert. In seiner Gemeinde gab
es keinen organisierten Kern religiöser So-
zialisten mehr. Der Zusammenbruch der
VDF 1933 war so vollständig, dass nach
1945 in Trinitatis keine Grundlage für einen
Neuanfang religiös-sozialistischer Grup-
pen mehr bestand.

Nach 1947 sind Aktivitäten Bleiers im
Bereich des religiösen Sozialismus nicht
mehr feststellbar. Vermutlich war Bleiers
Ablehnung der SED-Orientierung der Ber-
liner religiösen Sozialisten hierfür ursäch-
lich. Sein Arbeitsgebiet blieb die SPD. Für
seine religiös-sozialistische Überzeugung
trat er bis zu seinem Tode engagiert ein. So-
wohl publizistisch8 wie durch Veranstal-
tungen war er für die SPD tätig. Seine letzte
nachgewiesene Veranstaltung fand wäh-
rend des Berliner Wahlkampfes 1954 statt.
„Öffentliche Versammlung! Mittwoch 26.

Mai 1954 um 19.30 Uhr spricht in der Ober-
schule Barbarastr. Herr Pfarrer August Bleier
über das Thema: Ein Christ soll Sozialist sein!“9

c.) Pazifismus: Bleier war von 1920 bis
1923 Vorsitzender der Berliner Ortsgruppe
der Deutschen Friedensgesellschaft (DFG)
und bis 1927 Beisitzer im Zentralvorstand
der DFG, für die er im gesamten Reichsge-
biet Agitationsreisen unternahm und Orts-
gruppen gründete. In Berlin war er im
„Deutschen Friedenskartell“ engagiert,
dem sowohl der BRSD wie auch die VDF
angehörten. Daneben war er Mitglied:

– in der von dem Schriftsteller Kurt Hil-
ler geleiteten „Gruppe revolutionärer
Pazifisten.“ Bleier war zusammen mit
Walter Mehring, Ernst Toller, Kurt Tu-
cholsky und Erich Weinert sogar Grün-
dungsmitglied.

– im „Bund für radikale Ethik“, einer pa-
zifistischen Organisation, die 1907 bis
1918 unter dem Namen „Gesellschaft
zur Förderung des Tierschutzes und
verwandter Bestrebungen“ bestanden
hatte und unter dem neuen Namen bis
1933 existierte.

– im Kuratorium des von dem Maler
Heinrich Vogeler im Rahmen der KPD-
nahen „Roten Hilfe“ geschaffenen Kin-
derheimes „Barkenhoff“ in Worpswede.
Dem Kuratorium gehörten weiterhin
an: Prof. Albert Einstein, Magnus
Hirschfeld, Gustav Kiepenheuer, Käthe
Kollwitz, Max Reinhard und andere
Vertreter der geistigen Welt.10

Während die protestantische Amtskirche
unter dem Deckmantel des Kampfes ge-
gen „Schmutz und Schund“ kritische
Künstler mit Strafverfahren überzog (meist
wegen angeblicher Gotteslästerung und
ähnlichen Gründen im Rahmen des Kamp-
fes gegen „Schmutz und Schund“), erschie-
nen in der Presse Petitionen „Für die Frei-
heit der Kunst“, die auch Bleiers
Unterschrift trugen.11 Im wohl bekannte-
sten „Gotteslästerungsprozeß“ der Weima-
rer Zeit war Bleier Gutachter des Ange-
klagten George Grosz, der wegen seiner
Zeichnung „Christus mit der Gasmaske“
vor dem Landgericht Moabit angeklagt
war.12

Ebenso ungewöhnlich für einen evange-
lischen Pfarrer war Bleiers Eintreten für die
Abschaffung des § 175 und für die verfolg-
ten Homosexuellen.
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August Bleier und die VDF  1933
und danach :

1933 sollten auch in der Charlottenbur-
ger Trinitatis-Gemeinde die „alten Rechnun-
gen“ beglichen werden. Die VDF brach in-
nerhalb kürzester Zeit organisatorisch und
moralisch zusammen, und es kam hier, im
Gegensatz etwa zum BRSD in Berlin- Neu-
kölln, nicht zu illegalen Aktivitäten und zur
Weiterarbeit. Die Gründe hierfür sind in den
Gründungsbedingungen und der organisa-
torischen Verfasstheit der VDF zu suchen.
August Bleier war unangefochtener und
ausschließlicher Führer der VDF. Zu keiner
Zeit bildete sich in der VDF eine autonome
und tragfähige Laien-Struktur heraus, die
auch ohne Bleier hätte existieren können. 

Die VDF war von ihrer sozialen Zusam-
mensetzung her eine Organisation der
lohnabhängigen Zwischenschichten, oder
im damaligen Sprachgebrauch der „Steh-
kragenproletarier“. Angestellte und Be-
amte prägten die Mitgliedschaft. Beson-
ders auffällig ist der mit 46,7% sehr hohe
Frauenanteil. Arbeiter waren in der VDF
eher die Ausnahme. 

Als die VDF-Mitglieder und die VDF-
Funktionärinnen  und -funktionäre 1933
gezwungen waren, sich eigenständig zu
verhalten und die VDF-Politik gegen den
erfolgreichen NS-Staat fortzuführen, schei-
terten die wesentlichen Exponenten an die-
ser Anforderung. Einige gingen zur Siche-
rung ihrer materiellen Existenz direkt zur
siegreichen NSDAP über.

Schon vor den Kirchenwahlen, die den
Deutschen Christen (DC)  im Juli 1933 eine
2/3 Mehrheit in der Gemeindevertretung
brachten, hatte der Gemeindekirchenrat
(GKR)13 von Trinitatis auf Antrag eines DC-
Vertreters Disziplinarmaßnahmen gegen
Bleier beim Konsistorium gefordert. Publi-
zistisch unterstützte die Berliner DC-Zeit-

schrift „Evangelium im 3. Reich“ dieses
Vorgehen:

„Fort mit Bleier! 

Pfarrer Bleier steht noch immer auf der Kan-
zel! Er ist der Vorsitzende des Vereins für Völ-
kerversöhnung und Weltfriede. Einem seiner
vielen Vorträge entnehmen wir folgende Be-
trachtung: ‚Und sehen Sie, das tut uns not,
dass wir in all den Wirren der Zeit, in all der
Gewaltanbetung die Vision des Friedens
schauen, dann mögen wir einen gewaltsamen
Tod sterben oder noch manches Jahr hinbringen:
Wir wollen zeigen, dass wir Pazifisten sind,
keine schlappen Menschen, sondern Kämpfer,
Kämpfer für die Idee der Völkerversöhnung
und der Gewaltlosigkeit, Gegner des Krieges,
des Nationalismus und des Militarismus und
deshalb für die Menschheit, für den Frieden, für
die Internationale des Geistes, der Freiheit, des
Lebens, für die Religion‘.“14

Obwohl sich die Gestapo in diese Ange-
legenheit einschaltete15, blieb Bleier im
Amt. Auch ein weiterer Versuch des Evan-
gelischen Konsistoriums der Mark Bran-
denburg, ihn durch den Reichsbischof ab-
setzen zu lassen, verlief erfolglos.16

In den Jahren nach Bleiers Tod  ging der
Trinitatis-Gemeinde die Erinnerung an
Bleier und die Zeit der VDF völlig verlo-
ren.17 Erst dreißig Jahre später wurde die
Vergangenheit wieder lebendig.18

Literatur zu Bleier:
Ulrich Peter, „Der Bund der religiösen Soziali-
sten in Berlin von 1919 bis 1933. Geschich-
te, Struktur, Theologie und Politik“ (Europäi-
sche Hochschulschriften. Reihe XXIII. Band
532), Bern 1995 (Einige Exemplare sind
noch für 20,– € bei mir erhältlich.)
Matthias Manrique, Trinitatis im Wandel der
Zeit 1896–1961. Studie und Dokumentation.
Im Spiegel der Konsistorialakten und des
Nachlasses Bleier. Herausgegeben im Auftrag
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der Evangelischen Trinitatisgemeinde Berlin-
Charlottenburg, Berlin (Alektor-Verlag) 1992
BAUTZ-Kirchenlexikon  Band XVIII (2001)
Spalten 180–190 Autor: Matthias Wolfes Im
Internet unter: http://www.bautz.de/bbkl/b/
bleier_a_h_j.shtml 

1 Ich habe die Zahl der Fußnoten auf ein
Mindestmaß reduziert, um ein Maximum an
Lesefreundlichkeit zu ermöglichen. Wer die
Belege braucht, möge mich kontaktieren.
2 Als August Bleier 1958 in Berlin beerdigt
wurde, hatte er testamentarisch verfügt, dass
ein Tonbandmitschnitt einer Predigt von ihm
über Jesaja 46, 4 anstatt der Trauerpredigt
abgespielt werden sollte. In dieser Predigt
nimmt er positiv Bezug auf seinen Vater:
„Durch meinen Vater habe ich gelernt, was
es heißt Pastor, was es heißt Hirte zu sein!“
(Tonband in meiner Sammlung. Im Folgen-
den als SP zitiert.)
3 Wie aus seinen Personalakten hervorgeht,
war ein Grund, dass seine Ehefrau „rein
weltlich“ eingestellt und überzeugte Natio-
nalsozialistin war. Sie war selbst nicht
NSDAP-Mitglied geworden, hatte aber ihren
Sohn zum Parteieintritt gedrängt, den dieser
schließlich 1937 vollzog.
4 Der Neuköllner Pfarrer und religiöse Sozia-
list Paul Piechowski hat 1927 das Ergebnis
einer repräsentativen Umfrage unter 5.000
Arbeitern über ihre Glaubensvorstellungen
unter dem Titel „Proletarischer Glaube“
veröffentlicht. Daraus ein Auszug von S.85
und eine erklärende Anmerkung dazu von
Piechowski von derselben Seite:
„Ein anderer (42 J.) teilt mit, dass er seit
der Einsegnung nie mehr zur Kirche gegan-
gen, aber seit drei Jahren sehr oft die Got-
tesdienste von Pfarrer Bl. in der Charlotten-
burger Trinitatiskirche mit innerem Gewinn
besucht: ‚Leider wird einem auch dies ver-
gällt, weil man sich bei der Kälte, die darin-
nen ist, den Tod holen kann.’ (Anmerkung

Piechowski:) Es handelt sich um Pfarrer
Bleier, auf den oftmals in den Bogen rüh-
mend hingewiesen wird.“ (Mit „Bogen“ sind
die von Piechowski ausgewerteten Fragebo-
gen gemeint, U.P.)
5 Z.B. „Frühlingsglaube, Morgenansprache im
Berliner Rundfunk,“ abgedruckt im Sonntags-
blatt des arbeitenden Volkes (SDAV, Nr. 18
vom 3. Mai 1925, S. 21/22)
6 Z.B. Die neue Gesellschaft. Reden von
Pfarrer August Bleier
7 Später in „Neuwerk“ umbenannt. Der
Bleiertext „Zum 9. November“ erschien in:
Das Neue Werk. Heft Nr. 34 vom 23. Novem-
ber 1919
8 Etwa durch den Artikel „Der Weg zur
Volkskirche“, im Tagesspiegel, Nr. 163 v. 16.
Juli 1946
9 Originalplakat in: SP
10 Die Mitgliederliste des Kuratoriums ist als
Faksimile abgedruckt im Heft 2 des 1. Jahr-
gangs 1926, November, von Fanal auf S. 33.
Der Herausgeber von Fanal war Erich Mühsam
11 VORWÄRTS v. 2. Oktober 1925, Bleier
unterschrieb für die VDF!
12 Das Gutachten ist auszugsweise abge-
druckt in: Zeitschrift für Religion und Sozia-
lismus (ZRS,) 1931, S. 148-149
13 Synonym für Presbyterium
14 Evangelium im 3. Reich, Nr. 18/1933 vom
30. April, S.71
15 „Geheimes Staatspolizeiamt III C.
373/20. Bleier
Berlin, den 7. August 1933
An das Konsistorium der Mark Brandenburg   
Wie hier bekannt geworden ist, hat der
Gemeindekirchenrat der Trinitatis-Gemeinde
unter dem 23.4. ds. Js. eine Anzeige gegen
den Pfarrer Bleier erstattet. Es wird um
baldgefl. Mitteilung über den Stand der
Angelegenheit gebeten.“ In: EZA, 14/22460
16 „Berlin, den 22. März 1934. … Im Be-
reich des kirchlichen Groß-Berlin befinden
sich folgende Herren Geistliche seit längerer



Zeit in einem so starken Gegensatz zum
nationalsozialistischen Gemeindeteil, dass
kein Friede herrscht und die Nationalsoziali-
sten die Gottesdienste meiden. Es sind dies
die Herren Pfarrer … 12. Bleier, Charlotten-
burg.  Ich beantrage die genannten Herren
Geistlichen … in den einstweiligen Ruhe-
stand … im Interesse des Dienstes zu beur-
lauben.“ In: Evangelisches Zentralarchiv
Berlin, Akte 14/22453
17 Eine Gemeindegeschichte aus dem Jahr
1988 sparte Bleier und die VDF aus
18 Ich habe im Juli 1989 erstmals in der
Trinitatis-Gemeinde über Bleier und die VDF
referiert und meine Ergebnisse vorgestellt.
Ein Ergebnis des Vortrages war, dass die
Gemeinde eine Stelle einrichtete, um ihre
Gemeindegeschichte zu erstellen. Das Ergeb-
nis war eine ausgezeichnete Studie von Dr.
Matthias Manrique.

Dr. Ulrich Peter
wurde 1952 in
Bergkamen/
Kreis Unna
geboren. Studi-
um der Psycho-
logie, Sozial-,
Rechts- und
Erziehungswis-
senschaften in
Münster und der
Evangelischen
Theologie in
Berlin. Er arbei-
tet als Berufs-
schulpädagoge in Berlin. Zahlreiche Veröffent-
lichungen zur Kirchengeschichte der Neuzeit,
zur Geschichte des religiösen Sozialismus und
der sozialen Bewegungen. Er war Schriftleiter
von CuS und Vorstandsmitglied des BRSD.

Ulrich Peter
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Rezensionen

Evangelisches Missionswerk in
Deutschland (Hrsg.), Jahrbuch
Mission 2006, Hamburg 2007

Von Jürgen Schübelin

Das Thema und die mit
ihm verbundenen Her-
ausforderungen sind so

alt wie die Kirche selbst: Christ-
liche Kommunitäten bilden seit
fast 2000 Jahren Experimentier-
stätten für gemeinschaftliche
Lebensformen und Kondensa-
tionskerne für interreligiöse und
interkulturelle Begegnungen.
Ihre Geschichte als besondere
Orte von Spiritualität, verbun-
den mit einem auf Konsequenz
und Verbindlichkeit beruhen-
den christlichen Lebensstil, war
in allen Epochen allerdings nie-
mals frei von Konflikten. 

Das neue EMW-Jahrbuch
Mission spürt in 24 Einzelbeiträ-
gen der faszinierenden Anzie-
hungskraft von Kommunitä-
ten – gerade in Zeiten wachsen-
der Individualisierung, Kon-
kurrenz, Konsum, Anonymität
und Vereinsamung nach. Deut-
lich wird dabei unter ganz un-
terschiedlichen geografischen,
sozialen, ökonomischen und
politischen Rahmenbedingun-
gen, dass – obwohl es zu allen
Zeiten nur eine Minderheit sein
wird und kann, die sich auf dem
Fundament der benediktini-
schen Regel, Beten und Arbeiten
miteinander zu verbinden, für

das Experiment, als Christen ge-
meinschaftlich zu leben, ent-
scheidet -, immer um Men-
schen handelt, die dabei mitten
im Leben stehen. Kommunitä-
ten sind entsprechend dieses
Verständnisses keine romanti-
schen Nischen für Aussteiger,
sie haben, so zeigt dieses Buch,
nichts mit nur auf sich selbst fi-
xierten Sekten und ihren kruden
Heilsversprechen zu tun. Viel-
mehr zeichnen sie sich ganz
oft durch ein wirkungsvolles so-
zial-diakonisches – und damit
immer auch politisches – Enga-
gement und eine aus Konse-
quenz und Glaubwürdigkeit
gespeiste Ausstrahlung auf die
sie umgebende Gesellschaft aus.

Gerdi Nützel beleuchtet in ih-
rem theologisch-kirchenge-
schichtlichen Abriss aus prote-
stantischer Perspektive die dia-
lektische Beziehung zwischen
kommunitären christlichen Le-
bensformen und der jeweili-
gen Gemeinde- oder Mehr-
heitskirche. Dabei wird deut-
lich, dass diese alternativen Le-
bensentwürfe zu allen Zeiten
immer auch Stachel im Fleisch
verfasster kirchlicher Strukturen
waren und sein wollten, sich die
beteiligten Menschen als Er-
neuerer und kreative Experi-
mentierer verstanden und sich
durchaus der Herausforderung,
die sie für andere darstellten,
bewußt waren.  Die Sehnsucht
nach ökumenischer Gemein-

REZENSIONEN
Jahrbuch Mission 2006
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schaft ist dabei für viele Kom-
munitäten gerade in Europa –
stark beeinflusst durch die Tai-
zé-Bewegung – ein zentrales
Anliegen. Die EKD schätzt,
dass es allein in Deutschland im
protestantischen Bereich 120
solcher Gemeinschaften gibt.

Zahlreiche der EMW-Jahr-
buchartikel beschäftigen sich
mit dem Thema aus afrikani-
scher, asiatischer und latein-
amerikanischer Perspektive:
Vorgestellt wird unter ande-
rem die Arbeit und das ökume-
nische Wirken der Taizé-Brüder
in Brasilien, das Engagement
der Kenosis-Gemeinschaft mit
Aids-Waisen in Südafrika oder
die ungewöhnliche Erfahrung
der Saint Thérèse-Schwestern
vom Kinde Jesu in der bürger-
kriegsgeschundenen Republik
Kongo mit ihrem erfolgreichen
Versuch, afrikanische Kultur
und Tradition in die Friedens-
und Versöhnungsanstrengun-
gen einer katholischen Ordens-

gemeinschaft zu integrieren.
Besonders eindrucksvoll ist der
Bericht von Luis Gutheinz über
die Erfahrung der christlichen
Ashrams in Tamil Nadu, Südin-
dien, die durch ihr konsequen-
tes Projekt einer von Askese
und Meditation geprägten Tisch-
gemeinschaft und der Politik
von für Hindus, Muslime und
Christen allzeit offenen Türen,
gesellschaftliche Grenzen spren-
gen und so einen wichtigen Bei-
trag zum friedlichen Zusam-
menleben der Religionen lei-
sten. Im entwicklungspoliti-
schen Kontext erinnert dieser
EMW-Band daran, wie entschei-
dend bei ganz vielen nachhalti-
gen Veränderungsprozessen
eben immer wieder auch Men-
schen sind, die durch ihre Opti-
on für kommunitäre Lebens-
und Engagementformen glaub-
würdig solidarische Alternativen
aufzeigen und dadurch schein-
bar unverrückbare (Macht)-
Strukturen korrodieren lassen.

Eine Frage der Rasse?
Axel Töllner, Eine Frage der
Rasse? Die Evangelisch-Luthe-
rische Kirche in Bayern, der
Arierparagraf und die bayeri-
schen Pfarrfamilien mit jüdi-
schen Vorfahren im „Dritten
Reich“, Stuttgart 2007

Von Wieland Zademach

Was für ein Buch!
Welch’ mühsam
gründliche Recher-

chen verbergen sich hinter die-
sem Werk mit seinem wohlab-
gewogenen und doch sehr kla-
ren Urteil. Und welch’ tiefe
Scham erfaßt einen auch als
Nachgeborenen immer wieder,
wenn man konfrontiert wird
mit der damaligen Haltung des
weitaus größten Teils der Kir-
chenleitung ebenso wie der
Pfarrerschaft und Theologen-
zunft sei ner Kirche.



Diese überarbeitete Fassung
einer Dissertation versteht sich
als ein Mosaikstein in der nach-
halti gen „Erforschung der Ge-
schichte der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Bayern im
‚Dritten Reich‘“, wie sie in der
im Herbst 1998 von der Landes-
synode der Evangelisch-Luthe-
rischen Kir che in Bayern in
Nürnberg verabschiedeten Er-
klärung zum Thema „Christen
und Juden“ inten diert war; sie
füllt damit in erhellender Wei-
se eine Forschungslücke.

Knapp, klar und sehr hilf-
reich wird zu Beginn eine der
Antisemitismusforschung ver-
pflichtete begriffliche Differen-
zierung unterschiedlicher For-
men von Judenfeindschaft vor-
genommen. Indem damals
durch Theologen wie Althaus,
Elert, Hirsch, Stapel oder Gogar-
ten Kategorien wie Rasse, Volks-
tum und Blut als „göttliche
Schöpfungsordnungen religiös
überhöht“ (S. 28) und im Hin-
blick auf Staat und Volk auch
noch politisiert und naturalisiert
wurden, bauten diese Theolo-
gen „trotz kritischer Distanz
im Einzelnen schon vor 1933 die
Hemmungen gegenüber dem
nationalsozia listischen Volks-
tums- und Rassedenken ab“
(ebd.). Wenn dann zusätzlich
auch bei Bischof Mei ser – wie
ganz allgemein im antimoder-
nen konservativen Bürgertum –
„der Antisemitismus als Ersatz
für Gesellschaftskritik“ fungier-
te (S. 31) und Walter Künneths
„Vermischung weltanschau lich-

politischer und schöpfungs-
theologischer Kategorien … die
rassenpolitische Forderung nach
der Reinhaltung der Rasse theo-
logisch als gottgegebene Pflicht
für das deutsche Volk und sei-
ne Kir che legitimierte“ (S. 39),
dann war damit „eine Art men-
tales Fundament gelegt, auf
dem in der Folgezeit die theore-
tischen Überlegungen und die
praktischen Konsequenzen ba-
sierten“ (S. 18f). Im weiteren Ver-
lauf seiner Studie zeichnet Töll-
ner nach, bis zu welchen Gren-
zen aus der Per spektive des
bayerischen evangelisch-kirch-
lichen Milieus eine Überein-
stimmung mit oder Tole ranz
gegenüber nationalsozialisti-
schen Vorstellungen für möglich
gehalten und an welchen inhalt -
lichen Punkten diese Grenze
als gravierende Differenz oder
unüberbrückbarer Gegensatz
wahrge nommen wurde. An-
hand umfangreicher Schrift-
wechsel belegt er dabei das
häufig wiederkehrende Motiv,
bei dem sich ein Bekenntnis
zum nationalsozialistischen
Staat und seiner rassistischen
Po litik verknüpfte mit einer de-
zidiert antijüdischen Polemik.
Sogar die Verteidigung des Al-
ten Testa ments diente der Ab-
grenzung gegen das Judentum
(christliches Deutschsein als au-
thentisches Erbe des wahren
Israel) einerseits wie gegenüber
völkisch-neuheidnischen Grup-
pierungen andererseits. Deutlich
wird dabei die Absicht, dem
NS-Staat die kirchliche Unter-
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stützung zu seiner Rassenpoli -
tik zu versichern, wenn dieser
dabei auf antikirchliche ideolo-
gische Spitzen verzichtet, „ohne
dass sich mit solchen einge-
schränkten Loyalitätserklärun-
gen auch eine deutliche Grenz-
ziehung für die Wahl der Mittel
der Rassenpolitik verbunden
hätte“ (S. 178). Die Einschät-
zung, dass teilweise „die um
staatliche Anerkennung ringen-
den judenfeindlichen Äußerun-
gen sogar gewollte oder unge-
woll te Legitimationsgrundla-
gen für die Judenpolitik des
NS-Staates einschließlich ihrer
gewaltsamen Konsequenz
(Putz, Meiser)“ (ebd.) boten,
wird man als wohlbegründet
stehen lassen müssen – auch
wenn einen dabei das eiskalte
Schaudern überfällt …

Anhand von sechs ausführ-
lich dokumentierten Fallstudi-
en und mehreren Einzelfällen
belegt Töll ner, wie sich die
weithin theoretischen Weichen-
stellungen, Grenzziehungen
und Zielsetzungen in einer kon-
kreten Situation auswirkten
und in welchem Maß antisemi-
tische Vorstellungen taktische
und pragmatische Entschei-
dungen konkret beeinflussten.
Generell stellte dabei „der Lan-
deskirchen rat von vornherein
klar, dass er die jüdische Her-
kunft von Pfarrer oder Pfarrfrau
in erster Linie als Problem des
jeweiligen Geistlichen betrach-
tete, nicht aber als Problem der
Kirche insgesamt“ (S. 285). Be-
sonders aufschlußreich sind

dabei die Reaktionen und Stra-
tegien, nachdem der bayeri-
sche Staat im Schulaufsichtsge-
setz den evangelischen bayeri-
schen Geistlichen zum 1. Janu-
ar 1939 einen Ariernachweis
auferlegt hatte; auch seinerzeit
hatten bayerische Geistliche
Religionsunter richt an öffentli-
chen Schulen als ordentliches
Lehrfach zu erteilen. Die aller-
meisten Pfarrer empfan den die
im Schulaufsichtsgesetz ent-
haltene Forderung, den Arier-
nachweis zu erbringen, um
weiterhin Religionsunterricht
erteilen zu können, als weithin
unproblematisch; ja „gelegent-
lich drängt sich der Eindruck
auf, dass das Erbringen des
Ariernachweises als Möglich-
keit genutzt wurde, nach dem
Führereid erneut die eigene
Loyalität gegenüber der politi-
schen Führung (und ihrer anti-
jüdischen Politik) zu bekun-
den“ (S. 325).

Interessant, bezeichnend –
und vielleicht auch ekklesiolo-
gisch weiterführend – ist die Er-
kenntnis, dass die betroffenen
Gemeinden offenbar ein ausge-
prägtes Gespür dafür hatten,
wie der schmale Grat zwischen
Anpassung und Widerstand
im Interesse von Person und Sa-
che glaubwürdiger hät te ausba-
lanciert werden können. So
wandten sich etwa in einem Fall
nach der angeordneten Ver -
setzung des Pfarrers elf Ge-
meindeglieder mit einer Petiti-
on an die Kirchenleitung, die
aufhorchen läßt wegen ihrer



theologischen Argumentation:
„In weiten Kreisen der Ge-
meinde wird ihr Schei den auf-
richtig bedauert, ganz beson-
ders, weil es wegen seines
mannhaften Eintretens für das
unver fälschte Evangelium Jesu
Christi und der Angriffe auf sei-
ne Frau ihrer nichtarischen Ab-
stammung halber erfolgt“
(S. 214). Allen Beteuerungen
von Dekan und Kreisdekan
zum Trotz hatte sich un ter den
Gemeindegliedern der Ein-
druck gehalten, dass die Kirche
in eigener Sache und ohne
wirkli che Not aus taktischen Er-
wägungen dem politischen
Druck nachgegeben hatte. Sie
sahen sich daher verpflichtet,
„mit allem Emst darauf hinzu-
weisen, dass die evangelische

Gemeinde und darüber hi naus
weite Bevölkerungskreise die-
ses kampflose Zurückweichen
vor niedrigen Angriffen als be -
dauerliche Schwäche empfin-
den, die der evangelischen Sa-
che schaden … und Zweifel an
der Festig keit der immer erneut
von der evangelischen Kirche
verkündeten Grundsätze wach-
rufen muss“ (ebd.). Dem ist
nichts hinzuzufügen – außer
der Hoffnung, dass dieser „sen-
sus fidelium“, das acht same
Gespür des „Volkes Gottes“
auch in der Gegenwart das nö-
tige Gewicht bekommt und
entfal tet als orientierende Leit-
linie im Verhältnis zu den
„Mächten und Gewalten“, die
heutzutage dem Evangelium
entgegenstehen.

Kritik des Neoliberalismus
Christoph Butterwegge, Betti-
na Lösch, Ralf Ptak, Kritik des
Neoliberalismus, Wiesbaden
2007

Von Lothar Bratfisch

In seinem Beitrag „Grundla-
gen des Neoliberalismus“
(S. 13– 86) referiert Ralf Ptak

im Wesentlichen das, was man
die Weltanschauung des Neo-
liberalismus nennen kann. Be-
sonders ausführlich werden
die Lehren und Ansichten des
neoliberalen Vordenkers Fried-
rich August von Hayek be-
schrieben. Was besonders be-
rührt, ist die Tatsache, dass für

Menschen – z. B. Politiker –, die
diese Lehre verinnerlicht haben,
der Sozialstaat ein zu über-
windendes Relikt aus der Ver-
gangenheit darstellt. Der
Mensch wird im Wesentlichen
als Individuum – und zwar
als homo oeconomicus – gese-
hen, der solidarische Hilfsbe-
reitschaft höchstens noch inner-
halb der Familie ausübt, dar-
über hinaus aber nicht. Die
Weltanschauung gebietet näm-
lich grundsätzlich Konkurrenz-
verhalten. Der Autor beschreibt
dann einige Stadien der Umset-
zung der neoliberalen Lehre
und nennt einige Betreiber der

CuS 1/08 65

Rezensionen



66 CuS 1/08

Christ und Sozialist / Christin und Sozialistin

neoliberalen Ideen wie Stiftun-
gen und sog. think tanks.  

In der Abhandlung „Privati-
sierung und Liberalisierung –
Strategien zur Selbstentmach-
tung des öffentlichen Sektors“
(S. 87–133) befaßt Tim Engart-
ner sich mit den verschiedenen
Formen und den verschiedenen
Feldern der Privatisierung von
vorher öffentlichem Eigentum
bzw. öffentlicher Daseinsvorsor-
ge. In den Blick kommt, dass
Privatisierung u. U. betriebs-
wirtschaftlich effektiv sein kann,
aber oft volkswirtschaftlich
kostspieliger wird, weil sie z. B.
neuen Zuschussbedarf für är-
mere Bevölkerungsteile her-
vorruft. Engartner stellt zum
Schluss die staatstheoretische
Frage, ob wir eigentlich eine
emanzipatorische Demokratie
wollen oder eine Ownership
Society.

In der Mitte des Buches
schreibt Christoph Butterweg-
ge unter der Überschrift „Recht-
fertigung, Maßnahmen und
Folgen einer neoliberalen (Sozi-
al-)Politik“ (S. 135–219). Er be-
scheibt zunächst die verschiede-
nen gedanklichen Ansätze (wie
Standortfrage, Demographie-
problem) der neoliberalen Kri-
tik am Sozialstaat. Danach geht
er auf die geschehenen Verän-
derungen beim Abbau des So-
zialstaats ein und zitiert und
nennt dabei einige Akteure mit
Namen. Man wird bei der Schil-
derung in der Sache an die
Nachrichtensendungen und
Zeitungsberichte der letzten

Jahre erinnert. Schließlich geht
er auf die negativen Folgen der
neuen Regelungen und Geset-
ze ein. Die negativen Folgen
sind eventuell das Hauptge-
genargument in der Ausein-
andersetzung mit dem Neolibe-
ralismus. 

Schließlich kann kaum noch
verwundern, wenn Bettina
Lösch „Die neoliberale Hege-
monie als Gefahr für die Demo-
kratie“ (S. 221 -S. 283) beschreibt.
Sie stellt fest, dass weder die
Marktwirtschaft auf politischer
Ebene eine Demokratie erfor-
dert noch die (kapitalistische)
Marktwirtschaft das einzig pas-
sende Gegenstück zur Organi-
sationsform der Demokratie ist.
Demokratie wird nach be-
stimmten Überzeugungen als
Markt konzipiert, auf dem die
Wähler/innen die Politikpro-
dukte nachfragen. Bei aller Ach-
tung vor dem gewählten Parla-
ment ist es allerdings Tatsache,
dass dieses von Interessengrup-
pen bedrängt wird und für die
Öffentlichkeit kaum noch klar
wird, wer welche Entscheidun-
gen zu wessen Gunsten trifft.
Darüber hinaus sind inzwi-
schen ganz viele Entscheidun-
gen auf die supra- oder transna-
tionale Ebene angehoben, wo
demokratische Partizipation
weitgehend ausfällt. Vielleicht
leben wir eigentlich bereits in ei-
ner postdemokratischen Phase.
Die Autorin nennt und be-
schreibt dann noch einige Ak-
teure, die die Umsetzung neo-
liberaler Politik betreiben.



Marcus Hawel/Gregor Kritidis
(Hrsg.), Aufschrei der Utopie.
Möglichkeiten einer anderen
Welt, Hannover 2006

Von Helmut Pfaff

Neomarxismus wird
dann lebenspraktisch,
wenn er, pragmatisch

vermittelt, über die jeweili-
gen Wissenschaften, in die ge-
sellschaftlichen Lebensberei-
che der Menschen einfließt.
Das Buch „Aufschrei der Uto-
pie“ versucht über die inhalt-
liche Wiedergabe eines Kon-
gresses von 2005 genau dies.
Mittels der Erkenntnismetho-
den der Kritischen Theorie
wird so das gesellschaftliche
Lebensumfeld der Menschen
beleuchtet.

Karl Marx schrieb, dass die
Klassenstruktur der Gesell-
schaft alle Lebensbereiche
durchzieht. Leider hatten aber
vulgärmaterialistische Einflüs-
se in den Mainstream der po-
litischen Linken zu einem Vul-
gärmarxismus geführt, wel-
cher durch reduzierte Wahr-
nehmung der menschlichen
Lebenswelt Tabuzonen und
Selbstzensur in die Alltags-
welt einführten. Der herr-
schenden Klasse war dies sehr
angenehm, da diese so ihre
Hegemonie über bestimmte
Themen viel einfacher vertei-
digen konnte, nämlich ohne

öffentlich-rechtlichen Dis-
kurs – ohne Klassenkampf.

Das Buch „Aufschrei der
Utopie“ handelt zwar von den
üblichen Themen der politi-
schen Linken, legt aber, und
dies macht es besonders wert-
voll, durch den Aufschrei der
Utopie den vielgesichtigen
humanen Kern frei. Neomar-
xismus darf sich nicht in rein
gesellschaftlich-technologi-
schen Gegenentwürfen er-
schöpfen, denn es geht auch
um die Auferstehung der un-
terdrückten Natur im Men-
schen. Christoph Görg, Ge-
sellschaftswissenschaftler, ver-
weist so in diesem Sinne auf
ein theologisches Motiv bei
Karl Marx, welches auch bei T.
W. Adorno eine wichtige Rol-
le spielt. Auch der Mitautor
Tobias ten Brink, Politikwis-
senschaftler aus Frankfurt am
Main, schreibt: „Individuelle
wie kollektive schöpferische
Potentiale, sofern sie nicht für
die Kapitalverwertung nutz-
bar gemacht werden können,
werden unterdrückt und die
daraus erwachsenden Bedürf-
nisse in destruktive Bahnen
kanalisiert.“ (S. 193) Genau
dies ist der Fall auf dem Gebiet
außergewöhnlicher Erfahrun-
gen der Menschen (Telepa-
thie, Hellsehen, Spuk), daher
wird die Wissenschaft Para-
psychologie von der herr-
schenden Klasse im öffent-
lich-rechtlichen Bildungswe-

Aufschrei der Utopie
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sen diskriminiert und unter-
drückt. Die Folge ist eine wild
wuchernde Esoterikszene,
welche von vielen Menschen
als Religionsersatz gewählt
wird, da auch die großen
Volkskirchen in der kirchli-
chen Erwachsenenbildung
und im Gemeindeleben wie in
der Seelsorge Erkenntnisse der
Parapsychologie ausblenden.
Jean Ziegler, der UNO-Kom-
missar für Welternährungs-
fragen, Soziologieprofessor
und Neomarxist, schreibt in
seinem Buch „Die Lebenden
und der Tod“, dass in einer Ge-
sellschaft Subkulturen entste-
hen, wenn bestimmte Themen
aus der Lebenswelt der Men-
schen ausgegrenzt und tabui-
siert werden. Aber entstehen-
de Räume ohne demokrati-
sche Kontrolle können von
Geschäftemachern, dubiosen
Sekten und Geheimdiensten
umso besser für ihre Zwecke
genutzt werden. Stattdessen
müsste Aufklärung im öffent-
lich-rechtlichen und kirchli-
chen Raum betrieben werden.
Außerdem verstößt diese Un-
terlassung nicht nur gegen die
Wissenschaftsfreiheit, sondern
auch gegen das Menschen-
recht auf Bildung. Die politi-
sche Linke müsste auferstehen
und ihren über siebzigjährigen
Schlaf auf diesem Gebiet been-
den.

Hoffentlich rüttelt der „Auf-
schrei der Utopie“ wenigstens
einige Linke wach, wie dies
um 1930 in Paris die Surreali-

sten versuchten, deren be-
kanntester belgischer Vertreter
René Magritte das Bild „Die
unendliche Begegnung“ mal-
te, welches die Herausgeber
als Titelbild für den „Auf-
schrei der Utopie“ wählten –
passend. Man/frau lese das
völlig zu Unrecht vergessene
Buch „Die kommunizieren-
den Röhren“ von André Bre-
ton. Im „Aufschrei der Utopie“
ist das Themenspektrum sehr
vielfältig, schließlich will
man/frau keinen eindimen-
sionalen Menschen (Herbert
Marcuse): von Ernst Bloch bis
Hugo Chavez, von der Infor-
matik und Gentechnologie bis
zum Feminismus. Wissen-
schaft muss sich gegenüber
der Gesellschaft ethisch ver-
antwortungsvoll verhalten.
Wir müssen uns gegen den
Wahnsinn der hart(herzig)en
Technologen wenden. Was ge-
stern wie Science-Fiction klang
ist heute bereits Realität. Sven
Oliveira Cavalcanti, Sozial-
wissenschaftler aus Hanno-
ver, schreibt: „Bereits 1986 ge-
lang es, das fluoreszierende
Gen der Glühwürmchen zu
isolieren und in Tabakpflanzen
einzusetzen. Wer heute das
Genforschungsinstitut der
Universität München besucht,
kann eine solche Kombination
von einem in Schweine einge-
setzten Gen eines phosphores-
zierenden Fisches betrachten.
Sobald das Licht im Stall aus-
geht, beginnen die Schweine
zu fluoreszieren.“ (S. 230)
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Presseerklärung zur Konsulta-
tion  auf dem 31. Deutschen
Evangelischen Kirchentag in
Köln 2007, Zehn Jahre Sozial-
wort der Kirchen, v.i.S.d.P. Dr.
Reinhard Gaede

Der Bund der Religiö-
sen Sozialistinnen und
Sozialisten Deutsch-

lands e.V. (BRSD), gegründet
1926, hatte am 17./18. Novem-
ber 2006 im ver.di-Institut für
Bildung, Medien und Kunst
in Lage-Hörste nicht nur seine
Mitglieder, sondern auch Ver-
treter christlicher Partei-Orga-
nisationen eingeladen. Für die
Arbeitsgemeinschaft Kirche
und SPD sprach Eckhard Mint-
he aus Lauenau am Deister,
für Bündnis 90/ Die Grünen
war Rainer Schäfermeier, Kreis-
sprecher, MdR aus Oerling-
hausen gekommen. Die Bun-
desarbeitsgemeinschaft der
Christen und Christinen bei
der Linkspartei/PDS vertra-
ten Jens-Eberhard Jahn aus
Freiberg/Sachsen und  Dieter
Kimhofer aus Voerde. Das The-
ma der Tagung lautete: So nah
und doch so fern! Haben linke
Christinnen und Christen eine
gemeinsame Basis? Die Teil-
nehmenden führten Gesprä-
che über ihr Selbstverständnis
und ihre Wirkungs-Möglich-
keiten. Die Moderation hatte
Dr. Wieland Zademach, Pfarrer
der Ev.-Luth. Kirche in Bayern.

Die Teilnehmenden verabre-
deten trotz der Verschiedenheit
der Parteien ein Aktionsbünd-
nis für Zeit-Ansagen im Sinne
des prophetischen Wächter-
Amts der Christinnen und
Christen mit dem Ziel, die Zi-
vilgesellschaft als Subjekt des
Handelns wieder zu stärken
und soziale und rechtliche Auf-
gaben des Staates anzumahnen.
Sodann erinnerten sie an das
Sozialwort beider Kirchen „Für
eine Zukunft in Solidarität und
Gerechtigkeit“.  Fast 10 Jahre
nach dieser Denkschrift sahen
die Teilnehmenden die Aufga-
be einer Bilanz: Haben die Kir-
chen sich ihrem Anspruch und
ihrer Sendung gemäß weiter
entwickelt? Wie müsste heute
Gerechtigkeit und Solidarität
gestaltet werden? Wie müsste
die Kirche in ihren eigenen
Strukturen Vorbild sein? Die
Teilnehmenden empfahlen
dem BRSD und den christli-
chen Arbeitsgemeinschaften
der drei Parteien, diesen Fragen
nachzugehen und während des
Kirchentags 6.-10.6.2007 diese
Fragen mit den Teilnehmenden
zu erörtern. Auch Gutachten
von Fachkundigen sollen einge-
holt werden. Der BRSD ist be-
reit, das Forum für diese Dis-
kussionen zu eröffnen.

Zum Deutschen Evangeli-
schen Kirchentag in Köln  2007
kann der BRSD erste Ergebnis-
se seiner Konsultation vorlegen,
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die in seiner Zeitschrift CuS.
Christ und Sozialist. Christin
und Sozialistin. Kreuz und Rose
1/07, 2-3/07 veröffentlicht wur-
den. 

Dr. Franz Segbers,  Pfarrer
der altkatholischen Kirche, Prof.
für Sozialethik in Marburg, Re-
ferent für Ethik und Sozialpo-
litik im Diakonischen Werk in
Hessen und Nassau, unter-
scheidet zwischen dem europäi-
schen Sozialmodell und dem
amerikanischen Staatsverständ-
nis: „Es ist keineswegs eine
Selbstverständlichkeit, wenn
ein Staat für menschenwürdige
Lebensbedingungen eintritt
und sich zu einem Ausgleich
der sozialen Gegensätze ver-
pflichtet weiß. Diese Verpflich-
tung des Staates prägt das eu-
ropäische Sozialmodell und
grenzt es aber auch vom ame-
rikanischen Staatsverständnis
ab. Seit den 90er Jahren ist eine
schleichende Angleichung der
europäischen Politik an Leitbil-
der des us-amerikanischen
Wohlfahrtsstaates zu beobach-
ten. Das neue Motto des Sozial-
staats lautet: Der Sozialstaat
sei nur mehr für die wirklich
Bedürftigen verantwortlich und
könne allenfalls eine Grundsi-
cherung gewährleisten. Wer
mehr will, der möge sich durch
Eigenvorsorge privat absi-
chern… Das europäische Sozi-
almodell will eine sozial gerech-
te Ordnung, dem amerikani-
schen reicht die Barmherzig-
keit.“ Die Gefahr besteht, dass
die Kirchen mit ihrer Betonung

der Eigenverantwortung sich
dem amerikanischen Modell
eines Mini-Wohlfahrtsstaats an-
nähern und es legitimieren.

Dr. Ernst- Ulrich Huster, Prof.
für Politikwissenschaft an der
Universität Gießen und der Ev.
Fachhochschule Rheinland-
Westfalen-Lippe in Bochum,
sieht dementsprechend Cari-
tas und Diakonie mit den Fol-
gen der sozialen Ausgrenzung
beschäftigt: „ Sog. Tafeln sprie-
ßen wie Pilze im Sommerregen
aus dem Boden, die Schuldner-
beratungsstellen kommen
kaum noch nach, der Bedarf an
stationären Hilfen im Rahmen
der Kinder- und Jugendhilfe ist
immens.“ Anzuerkennen ist,
dass beide Kirchen sich „in ex-
ponierter Weise zum Problem
Arbeitslosigkeit und soziale
Ausgrenzung am Ende des 20.
Jahrhunderts zu Wort gemeldet
haben“. Zu kritisieren ist aber:
„Es wird nicht das strukturelle
asymetrische Verteilungs-Ge-
schehen in Deutschland, in
Europa … weltweit benannt
und analysiert und als Ursache
auch für soziale Polarisierung
und Ausgrenzung kenntlich
gemacht.“ Um „der Stadt Bes-
tes“ zu suchen (Jeremia 29, 7),
ist mehr nötig als nur Einzelak-
tionen.

Dr. Friedhelm Hengsbach,
(em.) Professor für christliche
Gesellschaftsethik, Frankfurt,
sieht Wirkungen des Sozial-
wortes auf die Sozialpolitik da-
mals, kritisiert jedoch den „Sei-
ten-Wechsel“ jüngerer Erklä-
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rungen beider Kirchen durch
Abkehr von der Verteilungs-Ge-
rechtigkeit und durch eine Rhe-
torik der Eigenverantwortung.
Mehr als vor zehn Jahren ist das
Sozialwort aktuell: Das Ar-
mutsrisiko ist gestiegen, die
Arbeitsverhältnisse sind unsi-
cherer: Hohes Arbeitstempo,
Zeitnot, psychische Schäden.
Es fehlt die solidarische Siche-
rung vor gesellschaftlichen Ri-
siken, die Frage der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf
wird zu Lasten der Frauen ent-
schieden. Eine ökologisch-sozia-
le Marktwirtschaft mit alter-
nativen Verkehrs- und Ener-
gie-Systemen ist nicht klar er-
kennbar. Vielmehr zeigt sich
„die Irrationalität des Finanzka-
pitalismus“ so: „Der Börsen-
wert steigt, während der Wert
der Arbeit fällt.“

Paul Schobel, Leiter des Fach-
bereichs „Betriebsseelsorge“ in
der Diözese Rottenburg-Stutt-
gart, konstatiert: Zehn Jahre
nach dem Sozialwort hat sich
nichts zum Besseren gewan-
delt. Die Wirtschaft produziert
jährlich mehr, aber mit weniger
Menschen. 4 Mill. Arbeitslose
sind Opfer der Ausgrenzung
auf dem Markt. Soziale Dienst-
leitungen werden „gnadenlos
heruntergefahren oder rück-
sichtslos privatisiert … Millio-
nenfach liegt Arbeit verbor-
gen … Dieser Schatz wird aber
nicht gehoben. Lieber finan-
ziert man Arbeitslosigkeit statt
Arbeit. Zehntausende Jugend-
licher bleiben ohne Ausbil-

dung … Während die einen
ohne Arbeit darben, schuften
sich die anderen zu Tode.“

Arbeitszeitverlängerung statt
-verkürzung ist die Regel. „Ar-
beit ist keine Ware“, müsste
ein neues Sozialwort sagen.
Gegenwärtig wird Arbeit
„schamlos“ ihrer Rechte und
Würde beraubt. „Armut trotz
Arbeit – das ist ein Skandal. “
Ein Mindestlohngesetz muss
das verhindern, Mitbestim-
mung, Kündigungsschutz und
Tarifhoheit müssen gesichert
werden. „Prekäre Arbeit“, Befri-
stung von Arbeitsverhältnis-
sen schaffen ein „Industrie-No-
madentum“, behindern  die
Lebens-Planung und die Fa-
miliengründung. Während die
Einkommen und Vermögen
der Reichen und die Gewinne
der Konzerne geschont wer-
den, werden die persönlichen
Risiken wie Krankheit, Pflege,
Alter,  aber auch die gesell-
schaftlichen wie Arbeitslosigkeit
aus der sozialstaatlichen Solida-
rität „outgesourct“  und priva-
ter Vorsorge überlassen. Die
Kirchen müssen „jenen roten
Faden der Kapitalismuskritik,
wie er sich in der katholischen
Soziallehre findet, aufgreifen
und weiterspinnen.“ Sie müs-
sen den „Primat der Politik „
gegenüber dem Markt einfor-
dern. Steuergerechtigkeit und
Solidarität sind „als politische
Sofortmaßnahmen“ zu definie-
ren. „Ein neues Sozialwort
muss unverblümt vorgehen ge-
gen Korruption und Selbstberei-



Zum bisherigen Scheitern
einer Koalition aus den
Parteien SPD, Bündnis
90/Die Grünen und der
Linkspartei in Hessen,
v.i.S.d.P. Dr. Reinhard Gaede

In der spät-kapitalistischen
Gesellschaft muss die diako-
nisch aktive Kirche den Staat

ständig an seine sozialen Aufga-
ben erinnern. Leider sind die
Parteien, die sich zum demokra-
tischen Sozialismus bekennen –
die SPD wieder im Hamburger
Programm vom 28.10.2007, vgl.
vorwärts, Nov. 2007 oder
www.spd.de – und sie dabei un-
terstützen könnten, in der sozia-
len Frage sich keineswegs einig.
Nachdem die Linkspartei, aus
der Vereinigung von WASG
und PdS hervorgegangen, in
den westdeutschen Landesver-
bänden angekommen ist, wird
sie dennoch nicht als mögliche
Koalitionspartnerin angenom-
men. Das ist nicht nur eine
Nachwirkung des früheren
„Kalten Kriegs“ zwischen Ost –
West und der  Erinnerungen an
die Menschenrechts-Verletzun-

gen aus der Zeit von Stasi und
SED. Vielmehr werden hier
Menschen bewusst ausgegrenzt
und der Kontakt mit ihnen zum
Tabu erklärt. Es werden nicht
nur geschichtliche Wandlungs-
Prozesse von  SED zu PdS und
die Lernbereitschaft von Men-
schen ignoriert. Auch Gewerk-
schaftsmitglieder und ehemali-
ge SPD – Mitglieder werden so-
mit in ihren Motiven verkannt
und diskriminiert. Religiöse So-
zialisten und Sozialistinnen ap-
pellieren deshalb an das Gewis-
sen der Christinnen und Chri-
sten, von Verleumdungen Ab-
stand zu halten und über Partei-
grenzen hinweg das Gespräch
zum Wohl unseres Landes zu
suchen. Die Jahrestagung der
Religiösen Sozialisten 17./18.
Nov. 2006, die Mitglieder von
SPD, Grünen und Linkspartei
gemeinsam eingeladen hatte,
„ein Aktionsbündnis für Zeit-
Ansagen im Sinne des prophe-
tischen Wächter-Amts der Chri-
stinnen und Christen zu su-
chen mit dem Ziel, die Zivilge-
sellschaft als Subjekt des Han-
delns wieder zu stärken und so-

Presseerklärung (Auszug) 

Zum Scheitern einer Koalition

cherung. Die Kirchen müssen
klipp und klar bekennen: Kapi-
talismus ist Sünde … Die Wirt-
schaft ist kein Bereicherungsin-
stitut für wenige. Wir sind im-
mer noch eine Werte und keine
Wertpapier-Gesellschaft!“ „An-
waltschaft und Prophetie“ ist

nötig. Als Anwalt der Armen
kann die Kirche „die Güte und
Menschenfreundlichkeit Got-
tes“ sichtbar machen.

Besuchende des Kirchentags
sind herzlich eingeladen, sich an
der Konsultation zu beteiligen.

Christ und Sozialist / Christin und Sozialistin
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Stoppt die Enteignung von
Geschenken zu Konfirmation,
Kommunion und Jugendweihe!

Das Frühjahr ist traditio-
nell die Zeit der der
Kommunionsfeiern in

der katholischen Kirche und der
Konfirmationsfeiern in der evan-
gelischen Kirche. Eigentlich sind
das kirchlich-familiäre Feiern
ohne politischen Bezug. Dass
Kommunion und Konfirmation
nun doch eine Politisierung er-
fahren, ist den so genannten
Hartz Reformen zu verdanken. 

Dazu erklärt das Mitglied
des Parteivorstandes DIE LIN-
KE. Jürgen Klute:

Konfirmation und Kommu-
nion sind ebenso wie eine Ju-
gendweihe einmalige Feiern 

im Leben eines Menschen.
Geschenke, die zu diesem An-
lass gemacht werden, auf ALG-
II-Leistungen anzurechnen, ist
deshalb ein Skandal. Anschau-
licher kann die Spaltung unse-
rer Gesellschaft kaum noch
werden: Die Kinder der Fami-
lien, die ihre Einkommen selbst
erwirtschaften, können Ge-
schenke in einem beliebigen
Wert bekommen, ohne dass sie
ihnen wieder abgenommen
werden. Ihre Geschenke ste-
hen unter dem Schutz des
Grundgesetzes, mit dem Privat-

eigentum gesichert wird. Nie-
mand darf sie ihnen nehmen.
Für Kinder, deren Eltern auf
ALG II angewiesen sind, gilt
dieser grundgesetzliche Schutz
nicht mehr. Die Hartz-Gesetze
verpflichten die Agentur für
Arbeit, Geschenke im Wert von
über 50 Euro faktisch zu enteig-
nen, indem sie auf die Leistun-
gen zum Lebensunterhalt ange-
rechnet werden. Letztendlich
obliegt die Entscheidung  dar-
über zu einem gewissen Grad
dem Ermessen des zuständigen
Mitarbeiters.

Damit sind Willkür Tür und
Tor geöffnet. Das ist eine radi-
kale Abkehr von der  ebenfalls
im Grundgesetz verankerten
Sozialpflichtigkeit von Eigen-
tum, zu der  die Enteignung der
Armen, wie sie durch Hartz IV
festgeschrieben ist, im  krassen
Gegensatz steht. 

Die Kirchen verstehen sich als
Glaubensgemeinschaften, deren
Lebenspraxis auf  dem Prinzip
der Gleichheit aller Menschen,
der Nächstenliebe und einer
gerechten und solidarischen
Güterverteilung basieren. In
ihrem  Sozialwort „Für eine
Zukunft in Solidarität und Ge-
rechtigkeit“ von 1997 haben
die evangelische und die katho-
lische Kirche sehr konkret be-
schrieben, was diese Prinzi-

Pressenachricht

Stoppt die Enteignung

ziale und rechtliche Aufgaben
des Staates anzumahnen“, hat

deshalb zeichenhaften Charak-
ter.  

Bundesnachrichten

CuS 1/08 73



pien aus ihrer Sicht für das
praktische Leben und Wirt-
schaften  heute bedeuten. Die in
unserer Gesellschaft existieren-
de Armut mit dem  gleichzeitig
bestehenden Reichtum dieser
Gesellschaft zu bekämpfen, war
eine  der konkreten Forderun-
gen des Sozialwortes.

Wo aber bleibt heute der Pro-
test der Kirchen gegen die dro-
hende Enteignung der  Konfir-
mations- und Kommunionsge-
schenke der Kinder von ALG-II-
Beziehenden? Die  christliche
Nächstenliebe macht diesen Pro-
test zur Pflicht einer jeden  Kir-
chengemeinde, eines jeden Pfar-
rers und einer jeden Pfarrerin!

Möglichkeiten, dem Protest
Ausdruck zu verleihen, gibt es
genug: Von der  Predigt über Re-
solutionen der Kirchengemein-
de, Anfragen, Protestbriefen
und Anträgen an Kommunal-
parlamente, Kreistage, Landes-
parlamente und Bundestag.

Jetzt zum Jahresbeginn ist
noch ausreichend Zeit, den nö-
tigen politischen  Druck aufzu-
bauen, damit den Kindern der
ALG-II-Beziehenden in diesem
Jahr  nicht die Konfirmations-
und Kommunionsgeschenke
weggenommen werden. Die
Kirchen sind an dieser Stelle ge-
fordert, aktiv zu werden!

In der „Verordnung zur Be-
rechnung von Einkommen so-
wie zur  Nichtberücksichtigung
von Einkommen und Vermö-
gen beim Arbeitslosengeld
II/Sozialgeld“ heißt es in § 1
„Nicht als Einkommen zu be-

rücksichtigende  Einnahmen“:
Als Einkommen sind nicht zu
berücksichtigen: „1. einmalige
Einnahmen und Einnahmen,
die in größeren als monatli-
chen Zeitabständen  anfallen,
wenn sie 50 Euro jährlich nicht
übersteigen“.

Nach dem Hartz-IV-Gesetz ist
bei Einnahmen immer zu prü-
fen, ob die  Bedürftigkeit der Be-
darfsgemeinschaft gegeben sei,
erläuterte die Sprecherin  der
NRW-Regionalagentur für Ar-
beit, Diana Appelhoff, bereits im
April letzten  Jahres gegenüber
dem WDR. Das gelte auch für
Konfirmations- und  Kommuni-
onsgeschenke. Geschenke bis zu
einem Wert von 50 Euro, so
Appelhoff  seinerzeit, seien kein
Problem. Aber alles, was über 50
Euro hinausgehe,  gelte grund-
sätzlich als Einnahme. Und Ein-
nahmen sind grundsätzlich auf
die ALG-II-Leistung anzurech-
nen. Anderseits, so Appelhoff
weiter, hätten die Arbeitsagen-
turen vor Ort Ermessensspiel-
räume, müssten also nicht auto-
matisch  alle Geschenke im
Wert von über 50 Euro auf die
ALG-II-Leistungen anrechnen.
Diese Regelung gilt im Übrigen
auch für Geschenke anlässlich
einer  Jugendweihe. 

Jürgen Klute war von 1989 bis
2006 Sozialpfarrer im Kirchen-
kreis Herne, ist  seit 2007 Refe-
rent an der Evangelischen Stadt-
akademie Bochum und ist
Mitglied  im Bundesvorstand der
Partei DIE LINKE.
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Mitarbeit: CuS versucht eine Mi-
schung aus aktuellen politischen Ereig-
nissen, theologischer und politischer
Diskussion, Aktualisierung religiös-so-
zialistischer Theologie und Politik, Auf-
arbeitung religiös-sozialistischer Ge-
schichte und von Beiträgen, die sich
um die Entwicklung einer Befreiungs-
theologie und einer entsprechenden
Praxis in und für Europa bemühen.
Wir freuen uns über unverlangt ein-
gesandte Manuskripte, auch mit Bil-
dern. (Allerdings können wir dafür
nicht haften.) Auch Texte, die der
Meinung der Redaktion nicht entspre-
chen, aber für unsere Leserinnen und
Leser interessant sind, werden veröf-
fentlicht. Gleiches gilt für LeserInnen-
briefe. Wer regelmäßig geistesver-
wandte fremdsprachige Zeitschriften
liest, sollte uns dies mitteilen und uns
Artikel zur Übersetzung vorschlagen.

Artikel: Da die Redaktionsarbeit un-
entgeltlich erfolgt, haben wir nur in
Aus nahmen Zeit für das Eingeben von
Manuskripten. Wir bitten, uns Texte
folgendermaßen zuzusenden:
• Texte in einem der PC-/Mac-übli-
chen Formate (RTF, TXT oder DOC)
auf CD, Diskette oder per E-Mail. 

• Bilder bitte digital als JPG-, TIFF-,
EPS- oder PDF-Format mit mindes -
tens 300 dpi Auflösung. Keine (!) In-
ternetbilder, da sie nicht den Anfor-
derungen des Offsetdruckes ent -
sprechen. Im Notfall als scanfähiges
Foto per Post. 
Adresse: cus@brsd.de oder reinhard-
gaede@gmx.de, bzw. Reinhard Gae-
de, Wiesestr. 65, 32052 Herford.

Sprache: Wir wünschen uns eine Spra-
che, die die weibliche und männliche
Form gleichermaßen berücksichtigt.

Endredaktion: Über einen Abdruck
entscheiden die MitarbeiterInnen der
Redaktion. Ein Anspruch auf Veröf-
fentlichung besteht nicht.

Bild- und Fotonachweis
S. 3 Reinhard Gaede
S. 14 Von Bodelschwighsche Anstalten

Bethel, Bielefeld
S. 18 Neue Westfälische, 17. Oktober 2006, Nr.

241
S. 23 Foto Röttgers
S. 25–27Dietrich von Bodelschwingh
S. 33 Laborschule Bielefeld, Versuchsschule des

Landes NRW an der Universität Bielefeld
S. 36 Susanne Thurn, Laborschule Bielefeld
S. 38 privat
S. 41 Diakonisches Werk der EKD
S. 48 privat
S. 60 privat, Archiv Ulrich Peter



CuS. Christ und Sozialist. Christin und Sozialistin. Kreuz und Rose
Blätter des Bundes der Religiösen Sozialistinnen und Sozialisten Deutschlands e.V./www.BRSD.de

Erscheint seit 1948 (vorher gab es bis zur Unterdrückung durch den Hitler-Faschismus:
Das Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes 1924–1933, das Rote Blatt der Katholischen
Sozialisten 1929–1930 und die Zeitschrift für Religion und Sozialismus 1929–1933).

CuS ist die Vierteljahres-Zeitschrift der Religiösen Sozialistinnen und Sozialisten, ist
damit die einzige Zeitschrift in Deutschland, die die „edlen Worte“ (H. Gollwitzer)
Christentum und Sozialismus gemeinsam im Titel führt und Symbole des Christen-
tums und Sozialismus zugleich zeigt.

Zu aktuellen Fragen unserer Gesellschaft sucht sie Antworten aus christlicher Sicht und
ist zugleich bereit für den interreligiösen Dialog, besonders mit Judentum und Islam.

In der Vergangenheit hat sich Theologie und politisches Handeln der religiösen So-
zialisten bewährt im Widerstand gegen Nationalismus, Militarismus und Faschismus
und im Streit für mehr Gerechtigkeit und Frieden in der Welt. Viele Anregungen der
religiösen Sozialisten und Sozialistinnen sind in der Ökumene und in gesellschaftli-
chen Initiativen aufgenommen worden, dennoch müssen sie fortgeschrieben werden.

CuS wird getragen von einer kleinen, aber lebendigen Schar von Christinnen und
Christen, die darauf achten, dass biblische, theologische Impulse sich durchsetzen:
Parteinahme für die Armen, Unterdrückten und an den Rand Gedrängten, Bewah-
rung der bedrohten Schöpfung, Veränderung der Gesellschaft. Dem christlichen Ge-
bot der Nächstenliebe folgend, in der Hoffnung auf Gottes kommendes Reich, in
dem „Gerechtigkeit wohnt“ (2.Petr. 3, 13), suchen wir nach sozialistischen Konzep-
tionen, in denen gegenseitige geschwisterliche Hilfe und Möglichkeiten der Selbst-
entfaltung des Einzelnen – als Bedingung der Selbstentfaltung aller – Leitlinien sind.
Der Weiterentwicklung des Modells der Genossenschaften gehört unsere Aufmerk-
samkeit. Unser Ziel ist die solidarische Gesellschaft, in der die Menschen im Mittel-
punkt stehen. Richtschnur unserer gesellschaftlichen Praxis ist das Evangelium und
das verheißene Reich Gottes.

Bezugspreise (inkl. Versand):

Inland 20 € pro Jahr · Ausland 23 € pro Jahr
Förderabo 25 € oder mehr
Bitte überweisen Sie den Betrag jeweils
zum Jahresbeginn an den BRSD e.V.
KD-Bank · BLZ 350 601 90 · Kt-Nr. 2119 457 010
Internationale Überweisungen:
IBAN DE 15350601902119457010
BIC GENODED1DKD
Kündigungen werden zum Jahresende wirksam

Abonnements:

Per Post:

BRSD-Sekretariat Michael Bschorr
Bobes Feld 14 · 33818 Leopoldshöhe

Per Fax:

Fax 05202/884 884

Per E-Mail:
mib@brsd.de




